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ALLGEMEINE  
GESCHÄFTSBEDINGUNGEN (AGB)

Grundregeln für die Beziehung zwischen  
Kunde und Bank

1. �Geltungsbereich und Änderungen dieser Geschäftsbedingun­
gen und der Sonderbedingungen für einzelne Geschäfts­
beziehungen 

1.1 Geltungsbereich 
Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für die gesamte Geschäftsverbindung zwi-
schen dem Kunden und den inländischen Geschäftsstellen der Bank (im folgenden „Bank“ 
genannt). Daneben gelten für einzelne Geschäftsbeziehungen (z. B. für das Wertpapierge-
schäft, den Zahlungsverkehr und für den Sparverkehr) Sonderbedingungen, die Abwei-
chungen oder Ergänzungen zu diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen enthalten; sie 
werden bei der Kontoeröffnung oder bei Erteilung eines Auftrages mit dem Kunden verein-
bart. Unterhält der Kunde auch Geschäftsverbindungen zu ausländischen Geschäftsstel-
len, sichert das Pfandrecht der Bank (Nr. 14 dieser Geschäftsbedingungen) auch die An-
sprüche dieser ausländischen Geschäftsstellen.

1.2 Änderungen
Änderungen dieser Geschäftsbedingungen und der Sonderbedingungen werden dem 
Kunden spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwer-
dens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbezie-
hung einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart (z. B. das Online-Banking), 
können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Der Kunde kann den 
Änderungen vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens entweder zu-
stimmen oder sie ablehnen. Die Zustimmung des Kunden gilt als erteilt, wenn er seine 
Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderun-
gen angezeigt hat. Auf diese Genehmigungswirkung wird ihn die Bank in ihrem Angebot 
besonders hinweisen. Werden dem Kunden Änderungen von Bedingungen zu Zahlungs-
diensten (z. B. Überweisungsbedingungen) angeboten, kann er den von der Änderung 
betroffenen Zahlungsdiensterahmenvertrag vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens der Änderungen auch fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündi-
gungsrecht wird ihn die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen.

2. Bankgeheimnis und Bankauskunft

2.1 Bankgeheimnis
Die Bank ist zur Verschwiegenheit über alle kundenbezogenen Tatsachen und Wertungen 
verpflichtet, von denen sie Kenntnis erlangt (Bankgeheimnis). Informationen über den 
Kunden darf die Bank nur weitergeben, wenn gesetzliche Bestimmungen dies gebieten oder 
der Kunde eingewilligt hat oder die Bank zur Erteilung einer Bankauskunft befugt ist.

2.2 Bankauskunft
Eine Bankauskunft enthält allgemein gehaltene Feststellungen und Bemerkungen über 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden, seine Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähig-
keit; betragsmäßige Angaben über Kontostände, Sparguthaben, Depot- oder sonstige der 
Bank anvertraute Vermögenswerte sowie Angaben über die Höhe von Kreditinanspruch-
nahmen werden nicht gemacht.

2.3 Voraussetzungen für die Erteilung einer Bankauskunft
Die Bank ist befugt, über juristische Personen und im Handelsregister eingetragene Kauf-
leute Bankauskünfte zu erteilen, sofern sich die Anfrage auf ihre geschäftliche Tätigkeit 
bezieht. Die Bank erteilt jedoch keine Auskünfte, wenn ihr eine anders lautende Weisung 
des Kunden vorliegt. Bankauskünfte über andere Personen, insbesondere über Privatkun-
den und Vereinigungen, erteilt die Bank nur dann, wenn diese generell oder im Einzelfall 
ausdrücklich zugestimmt haben. Eine Bankauskunft wird nur erteilt, wenn der Anfragende 
ein berechtigtes Interesse an der gewünschten Auskunft glaubhaft dargelegt hat und kein 
Grund zu der Annahme besteht, dass schutzwürdige Belange des Kunden der Auskunftser-
teilung entgegenstehen.

2.4 Empfänger von Bankauskünften
Bankauskünfte erteilt die Bank nur eigenen Kunden sowie anderen Kreditinstituten für 
deren Zwecke oder die ihrer Kunden.

3. Haftung der Bank; Mitverschulden des Kunden

3.1 Haftungsgrundsätze
Die Bank haftet bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen für jedes Verschulden ihrer Mitar-
beiter und der Personen, die sie zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen hinzuzieht. Soweit die 
Sonderbedingungen für einzelne Geschäftsbeziehungen oder sonstige Vereinbarungen 
etwas Abweichendes regeln, gehen diese Regelungen vor. Hat der Kunde durch ein 
schuldhaftes Verhalten (z. B. durch Verletzung der in Nr. 11 dieser Geschäftsbedingungen 
aufgeführten Mitwirkungspflichten) zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, be-
stimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und 
Kunde den Schaden zu tragen haben.

3.2 Weitergeleitete Aufträge
Wenn ein Auftrag seinem Inhalt nach typischerweise in der Form ausgeführt wird, dass die 
Bank einen Dritten mit der weiteren Erledigung betraut, erfüllt die Bank den Auftrag da-
durch, dass sie ihn im eigenen Namen an den Dritten weiterleitet (weitergeleiteter Auftrag). 
Dies betrifft z. B. die Einholung von Bankauskünften bei anderen Kreditinstituten oder die 
Verwahrung und Verwaltung von Wertpapieren im Ausland. In diesen Fällen beschränkt 
sich die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung des Dritten.

3.3 Störung des Betriebs
Die Bank haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt, Aufruhr, Kriegs- und Naturer
eignisse oder durch sonstige von ihr nicht zu vertretende Vorkommnisse (z. B. Streik, Aus
sperrung, Verkehrsstörung, Verfügungen von hoher Hand im In- oder Ausland) eintreten.

4. �Grenzen der Aufrechnungsbefugnis des Kunden, der kein 
Verbraucher ist

Ein Kunde, der kein Verbraucher ist, kann gegen Forderungen der Bank nur aufrechnen,  
wenn seine Forderungen unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind. Diese  
Aufrechnungsbeschränkung gilt nicht für eine vom Kunden zur Aufrechnung gestellte  
Forderung, die ihren Rechtsgrund in einem Darlehen oder einer Finanzierungshilfe gemäß 
§§ 513, 491 bis 512 BGB hat. 

5. Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden

Nach dem Tod des Kunden hat derjenige, der sich gegenüber der Bank auf die Rechts-
nachfolge des Kunden beruft, der Bank seine erbrechtliche Berechtigung in geeigneter 
Weise nachzuweisen. Wird der Bank eine Ausfertigung oder eine beglaubigte Abschrift der 
letztwilligen Verfügung (Testament, Erbvertrag) nebst zugehöriger Eröffnungsniederschrift 
vorgelegt, darf die Bank denjenigen, der darin als Erbe oder Testamentsvollstrecker be-
zeichnet ist, als Berechtigten ansehen, ihn verfügen lassen und insbesondere mit befrei-
ender Wirkung an ihn leisten. Dies gilt nicht, wenn der Bank bekannt ist, dass der dort 
Genannte (z. B. nach Anfechtung oder wegen Nichtigkeit des Testaments) nicht verfü-
gungsberechtigt ist, oder wenn ihr dies infolge Fahrlässigkeit nicht bekannt geworden ist.

6. Maßgebliches Recht und Gerichtsstand bei  
kaufmännischen und öffentlich-rechtlichen Kunden

6.1 Geltung deutschen Rechts
Für die Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und der Bank gilt deutsches Recht.

6.2 Gerichtsstand für Inlandskunden
Ist der Kunde ein Kaufmann und ist die streitige Geschäftsbeziehung dem Betriebe seines 
Handelsgewerbes zuzurechnen, so kann die Bank diesen Kunden an dem für die kontofüh-
rende Stelle zuständigen Gericht oder bei einem anderen zuständigen Gericht verklagen; 
dasselbe gilt für eine juristische Person des öffentlichen Rechts und für öffentlich-rechtli-
che Sondervermögen. Die Bank selbst kann von diesen Kunden nur an dem für die konto-
führende Stelle zuständigen Gericht verklagt werden.

6.3 Gerichtsstand für Auslandskunden
Die Gerichtsstandsvereinbarung gilt auch für Kunden, die im Ausland eine vergleichbare 
gewerbliche Tätigkeit ausüben, sowie für ausländische Institutionen, die mit inländischen 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder mit einem inländischen öffentlich-
rechtlichen Sondervermögen vergleichbar sind.

Kontoführung
7. Rechnungsabschlüsse bei Kontokorrentkonten  

(Konten in laufender Rechnung)

7.1 Erteilung der Rechnungsabschlüsse
Die Bank erteilt bei einem Kontokorrentkonto, sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, 
jeweils zum Ende eines Kalenderquartals einen Rechnungsabschluss; dabei werden die 
in diesem Zeitraum entstandenen beiderseitigen Ansprüche (einschließlich der Zinsen und 
Entgelte der Bank) verrechnet. Die Bank kann auf den Saldo, der sich aus der Verrech-
nung ergibt, nach Nr. 12 dieser Geschäftsbedingungen oder nach der mit dem Kunden 
anderweitig getroffenen Vereinbarung Zinsen berechnen.

7.2 Frist für Einwendungen, Genehmigung durch Schweigen
Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit eines Rechnungsabschlusses 
hat der Kunde spätestens vor Ablauf von sechs Wochen nach dessen Zugang zu erheben; 
macht er seine Einwendungen in Textform geltend, genügt die Absendung innerhalb der 
Sechs-Wochen-Frist. Das Unterlassen rechtzeitiger Einwendungen gilt als Genehmigung. 
Auf diese Folge wird die Bank bei Erteilung des Rechnungsabschlusses besonders hinwei-
sen. Der Kunde kann auch nach Fristablauf eine Berichtigung des Rechnungsabschlusses 
verlangen, muss dann aber beweisen, dass zu Unrecht sein Konto belastet oder eine ihm 
zustehende Gutschrift nicht erteilt wurde.

8. Storno- und Berichtigungsbuchungen der Bank

8.1 Vor Rechnungsabschluss
Fehlerhafte Gutschriften auf Kontokorrentkonten (z. B. wegen einer falschen 
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Kontonummer) darf die Bank bis zum nächsten Rechnungsabschluss durch eine Belas-
tungsbuchung rückgängig machen, soweit ihr ein Rückzahlungsanspruch gegen den Kun-
den zusteht (Stornobuchung); der Kunde kann in diesem Fall gegen die Belastungsbu-
chung nicht einwenden, dass er in Höhe der Gutschrift bereits verfügt hat.

8.2 Nach Rechnungsabschluss
Stellt die Bank eine fehlerhafte Gutschrift erst nach einem Rechnungsabschluss fest und 
steht ihr ein Rückzahlungsanspruch gegen den Kunden zu, so wird sie in Höhe ihres An-
spruchs sein Konto belasten (Berichtigungsbuchung). Erhebt der Kunde gegen die Berich-
tigungsbuchung Einwendungen, so wird die Bank den Betrag dem Konto wieder gutschrei-
ben und ihren Rückzahlungsanspruch gesondert geltend machen.

8.3 Information des Kunden; Zinsberechnung
Über Storno- und Berichtigungsbuchungen wird die Bank den Kunden unverzüglich unter
richten. Die Buchungen nimmt die Bank hinsichtlich der Zinsberechnung rückwirkend zu 
dem Tag vor, an dem die fehlerhafte Buchung durchgeführt wurde.

9. Einzugsaufträge

9.1 Erteilung von Vorbehaltsgutschriften bei der Einreichung
Schreibt die Bank den Gegenwert von Schecks und Lastschriften schon vor ihrer Einlö-
sung gut, geschieht dies unter dem Vorbehalt ihrer Einlösung, und zwar auch dann, wenn 
diese bei der Bank selbst zahlbar sind. Reicht der Kunde andere Papiere mit dem Auftrag 
ein, von einem Zahlungspflichtigen einen Forderungsbetrag zu beschaffen (z. B. Zins-
scheine), und erteilt die Bank über den Betrag eine Gutschrift, so steht diese unter dem 
Vorbehalt, dass die Bank den Betrag erhält. Der Vorbehalt gilt auch dann, wenn die 
Schecks, Lastschriften und anderen Papiere bei der Bank selbst zahlbar sind. Werden 
Schecks oder Lastschriften nicht eingelöst oder erhält die Bank den Betrag aus dem Ein-
zugsauftrag nicht, macht die Bank die Vorbehaltsgutschrift rückgängig. Dies geschieht 
unabhängig davon, ob in der Zwischenzeit ein Rechnungsabschluss erteilt wurde.

9.2 Einlösung von Lastschriften und vom Kunden ausgestellter Schecks
Lastschriften sowie Schecks sind eingelöst, wenn die Belastungsbuchung nicht spätes-
tens am zweiten Bankarbeitstag 1 – bei SEPA-Firmenlastschriften nicht spätestens am 
dritten Bankarbeitstag 1 – nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht wird. Barschecks sind 
bereits mit Zahlung an den Scheckvorleger eingelöst. Schecks sind auch schon dann ein-
gelöst, wenn die Bank im Einzelfall eine Bezahltmeldung absendet. Schecks, die über die 
Abrechnungsstelle der Bundesbank vorgelegt werden, sind eingelöst, wenn sie nicht bis 
zu dem von der Bundesbank festgesetzten Zeitpunkt zurückgegeben werden.

10. 	Fremdwährungsgeschäfte und Risiken bei  
Fremdwährungskonten

10.1 Auftragsausführung bei Fremdwährungskonten
Fremdwährungskonten des Kunden dienen dazu, Zahlungen an den Kunden und Verfü-
gungen des Kunden in fremder Währung bargeldlos abzuwickeln. Verfügungen über Gut-
haben auf Fremdwährungskonten (z. B. durch Überweisungen zu Lasten des Fremdwäh-
rungsguthabens) werden unter Einschaltung von Banken im Heimatland der Währung 
abgewickelt, wenn sie die Bank nicht vollständig innerhalb des eigenen Hauses ausführt.

10.2 Gutschriften bei Fremdwährungsgeschäften mit dem Kunden
Schließt die Bank mit dem Kunden ein Geschäft (z. B. ein Devisentermingeschäft) ab, aus 
dem sie die Verschaffung eines Betrages in fremder Währung schuldet, wird sie ihre Fremd
währungsverbindlichkeit durch Gutschrift auf dem Konto des Kunden in dieser Währung 
erfüllen, sofern nicht etwas anderes vereinbart ist.

10.3 Vorübergehende Beschränkung der Leistung durch die Bank
Die Verpflichtung der Bank zur Ausführung einer Verfügung zu Lasten eines Fremdwäh-
rungsguthabens (Abs. 1) oder zur Erfüllung einer Fremdwährungsverbindlichkeit (Abs. 2) 
ist in dem Umfang und solange ausgesetzt, wie die Bank in der Währung, auf die das 
Fremdwährungsguthaben oder die Verbindlichkeit lautet, wegen politisch bedingter Maß-
nahmen oder Ereignisse im Lande dieser Währung nicht oder nur eingeschränkt verfügen 
kann. In dem Umfang und solange diese Maßnahmen oder Ereignisse andauern, ist die 
Bank auch nicht zu einer Erfüllung an einem anderen Ort außerhalb des Landes der Wäh-
rung, in einer anderen Währung (auch nicht in Euro) oder durch Anschaffung von Bargeld 
verpflichtet. Die Verpflichtung der Bank zur Ausführung einer Verfügung zu Lasten eines 
Fremdwährungsguthabens ist dagegen nicht ausgesetzt, wenn sie die Bank vollständig im 
eigenen Haus ausführen kann. Das Recht des Kunden und der Bank, fällige gegenseitige 
Forderungen in derselben Währung miteinander zu verrechnen, bleibt von den vorstehen-
den Regelungen unberührt.

10.4 Wechselkurs
Die Bestimmung des Wechselkurses bei Fremdwährungsgeschäften ergibt sich aus dem 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“. Bei Zahlungsdiensten gilt ergänzend der Zahlungs
diensterahmenvertrag.

Mitwirkungspflichten des Kunden
11. Mitwirkungspflichten des Kunden

11.1 Mitteilung von Änderungen
Zur ordnungsgemäßen Abwicklung des Geschäftsverkehrs ist es erforderlich, dass der 

Kunde der Bank Änderungen seines Namens und seiner Anschrift sowie das Erlöschen 
oder die Änderung einer gegenüber der Bank erteilten Vertretungsmacht (insbesondere 
einer Vollmacht) unverzüglich mitteilt. Diese Mitteilungspflicht besteht auch dann, wenn 
die Vertretungsmacht in ein öffentliches Register (z. B. in das Handelsregister) eingetra-
gen ist und ihr Erlöschen oder ihre Änderung in dieses Register eingetragen wird. Darüber 
hinaus können sich weitergehende gesetzliche Mitteilungspflichten, insbesondere aus 
dem Geldwäschegesetz, ergeben.

11.2 Klarheit von Aufträgen
Aufträge müssen ihren Inhalt zweifelsfrei erkennen lassen. Nicht eindeutig formulierte Auf
träge können Rückfragen zur Folge haben, die zu Verzögerungen führen können. Vor al-
lem hat der Kunde bei Aufträgen auf die Richtigkeit und Vollständigkeit seiner Angaben, 
insbesondere der Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN 2 und BIC 3 sowie der Wäh-
rung, zu achten. Änderungen, Bestätigungen oder Wiederholungen von Aufträgen müssen 
als solche gekennzeichnet sein.

11.3 Besonderer Hinweis bei Eilbedürftigkeit der Ausführung eines Auftrages 
Hält der Kunde bei der Ausführung eines Auftrags besondere Eile für nötig, hat er dies der 
Bank gesondert mitzuteilen. Bei formularmäßig erteilten Aufträgen muss dies außerhalb 
des Formulars erfolgen.

11.4 Prüfung und Einwendungen bei Mitteilungen der Bank
Der Kunde hat Kontoauszüge, Wertpapierabrechnungen, Depot- und Erträgnisaufstellungen, 
sonstige Abrechnungen, Anzeigen über die Ausführung von Aufträgen sowie Informationen 
über erwartete Zahlungen und Sendungen (Avise) auf ihre Richtigkeit und Vollständigkeit 
unverzüglich zu überprüfen und etwaige Einwendungen unverzüglich zu erheben.

11.5 Benachrichtigung der Bank bei Ausbleiben von Mitteilungen
Falls Rechnungsabschlüsse und Depotaufstellungen dem Kunden nicht zugehen, muss er die 
Bank unverzüglich benachrichtigen. Die Benachrichtigungspflicht besteht auch beim Ausbleiben 
anderer Mitteilungen, deren Eingang der Kunde erwartet (Wertpapierabrechnungen, Konto-
auszüge nach der Ausführung von Aufträgen des Kunden oder über Zahlungen, die der Kunde 
erwartet).

Kosten der Bankdienstleistungen
12. Zinsen, Entgelte und Aufwendungen

12.1 Zinsen und Entgelte im Geschäft mit Verbrauchern
Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die üblichen Bankleistungen, die die Bank gegen-
über Verbrauchern erbringt, einschließlich der Höhe von Zahlungen, die über die für die 
Hauptleistung vereinbarten Entgelte hinausgehen, ergeben sich aus dem „Preisaushang – 
Regelsätze im standardisierten Privatkundengeschäft“ und aus dem „Preis- und Leis-
tungsverzeichnis“. Wenn ein Verbraucher eine dort aufgeführte Hauptleistung in Anspruch 
nimmt und dabei keine abweichende Vereinbarung getroffen wurde, gelten die zu diesem 
Zeitpunkt im Preisaushang oder Preis- und Leistungsverzeichnis angegebenen Zinsen 
und Entgelte. Eine Vereinbarung, die auf eine über das vereinbarte Entgelt für die Haupt-
leistung hinausgehende Zahlung des Verbrauchers gerichtet ist, kann die Bank mit dem 
Verbraucher nur ausdrücklich treffen, auch wenn sie im Preisaushang oder im Preis- und 
Leistungsverzeichnis ausgewiesen ist. Für die Vergütung der nicht im Preisaushang oder 
im Preis- und Leistungsverzeichnis aufgeführten Leistungen, die im Auftrag des Verbrau-
chers erbracht werden und die, nach den Umständen zu urteilen, nur gegen eine Vergü-
tung zu erwarten sind, gelten, soweit keine andere Vereinbarung getroffen wurde, die ge-
setzlichen Vorschriften.

12.2 Zinsen und Entgelte im Geschäft mit Kunden, die keine Verbraucher sind
Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die üblichen Bankleistungen, die die Bank gegen-
über Kunden, die keine Verbraucher sind, erbringt, ergeben sich aus dem „Preisaushang – 
Regelsätze im standardisierten Privatkundengeschäft“ und aus dem „Preis- und Leis-
tungsverzeichnis“, soweit der Preisaushang und das Preis- und Leistungsverzeichnis 
übliche Bankleistungen gegenüber Kunden, die keine Verbraucher sind (z. B. Geschäfts-
kunden), ausweisen. Wenn ein Kunde, der kein Verbraucher ist, eine dort aufgeführte 
Bankleistung in Anspruch nimmt und dabei keine abweichende Vereinbarung getroffen 
wurde, gelten die zu diesem Zeitpunkt im Preisaushang oder Preis- und Leistungsver-
zeichnis angegebenen Zinsen und Entgelte. Im Übrigen bestimmt die Bank, sofern keine 
andere Vereinbarung getroffen wurde und gesetzliche Bestimmungen dem nicht entge-
genstehen, die Höhe von Zinsen und Entgelten nach billigem Ermessen (§ 315 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs).

12.3 Nicht entgeltfähige Leistungen
Für eine Leistung, zu deren Erbringung die Bank kraft Gesetzes oder aufgrund einer ver-
traglichen Nebenpflicht verpflichtet ist oder die sie im eigenen Interesse wahrnimmt, wird 
die Bank kein Entgelt berechnen, es sei denn, es ist gesetzlich zulässig und wird nach 
Maßgabe der gesetzlichen Regelung erhoben.

12.4 Änderung von Zinsen; Kündigungsrecht des Kunden bei Erhöhung
Die Änderung der Zinsen bei Krediten mit einem veränderlichen Zinssatz erfolgt aufgrund 
der jeweiligen Kreditvereinbarungen mit dem Kunden. Die Bank wird dem Kunden Ände-
rungen von Zinsen mitteilen. Bei einer Erhöhung kann der Kunde, sofern nichts anderes 
vereinbart ist, die davon betroffene Kreditvereinbarung innerhalb von sechs Wochen nach 
der Bekanntgabe der Änderung mit sofortiger Wirkung kündigen.
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Kündigt der Kunde, so werden die erhöhten Zinsen für die gekündigte Kreditvereinbarung 
nicht zugrunde gelegt. Die Bank wird zur Abwicklung eine angemessene Frist einräumen.

12.5	 Änderungen von Entgelten bei typischerweise dauerhaft in Anspruch  
genommenen Leistungen

Änderungen von Entgelten für Bankleistungen, die von Kunden im Rahmen der Geschäfts
verbindung typischerweise dauerhaft in Anspruch genommen werden (z. B. Konto- und 
Depotführung), werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen 
Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im 
Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart 
(z. B. das Online-Banking), können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten 
werden. Der Kunde kann den Änderungen vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirk-
samwerdens entweder zustimmen oder sie ablehnen. Die Zustimmung des Kunden gilt als 
erteilt, wenn er seine Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der Änderung angezeigt hat. Auf diese Genehmigungswirkung wird ihn die Bank 
in ihrem Angebot besonders hinweisen. Werden dem Kunden die Änderungen angeboten, 
kann er den von der Änderung betroffenen Vertrag vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Änderung auch fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kün-
digungsrecht wird ihn die Bank in ihrem Angebot hinweisen. Kündigt der Kunde, wird das 
geänderte Entgelt für die gekündigte Geschäftsbeziehung nicht zugrunde gelegt.

Die vorstehende Vereinbarung gilt gegenüber Verbrauchern nur dann, wenn die Bank Ent
gelte für Hauptleistungen ändern will, die vom Verbraucher im Rahmen der Geschäftsver-
bindung typischerweise dauerhaft in Anspruch genommen werden. Eine Vereinbarung 
über die Änderung eines Entgelts, das auf eine über die Hauptleistung hinausgehende 
Zahlung des Verbrauchers gerichtet ist, kann die Bank mit dem Verbraucher nur ausdrück-
lich vereinbaren.

12.6 Ersatz von Aufwendungen
Ein möglicher Anspruch der Bank auf Ersatz von Aufwendungen richtet sich nach den 
gesetzlichen Vorschriften.

12.7	 Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensverträgen und Zahlungsdiensteverträ­
gen mit Verbrauchern für Zahlungen

Bei Verbraucherdarlehensverträgen und Zahlungsdiensteverträgen mit Verbrauchern für 
Zahlungen richten sich die Zinsen und die Kosten (Entgelte und Auslagen) nach den jewei-
ligen vertraglichen Vereinbarungen und Sonderbedingungen sowie ergänzend nach den 
gesetzlichen Vorschriften. Die Änderung von Entgelten von Zahlungsdiensterahmenver-
trägen (z. B. Girovertrag) richtet sich nach Abs. 5.

Sicherheiten für die Ansprüche der Bank  
gegen den Kunden

13. Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten

13.1 Anspruch der Bank auf Bestellung von Sicherheiten
Die Bank kann für alle Ansprüche aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung die Bestellung 
bankmäßiger Sicherheiten verlangen, und zwar auch dann, wenn die Ansprüche bedingt sind 
(z. B. Aufwendungsersatzanspruch wegen der Inanspruchnahme aus einer für den Kunden 
übernommenen Bürgschaft). Hat der Kunde gegenüber der Bank eine Haftung für Verbind-
lichkeiten eines anderen Kunden der Bank übernommen (z. B. als Bürge), so besteht für die 
Bank ein Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten im Hinblick auf die aus 
der Haftungsübernahme folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Fälligkeit.

13.2 Veränderungen des Risikos
Hat die Bank bei der Entstehung von Ansprüchen gegen den Kunden zunächst ganz oder 
teilweise davon abgesehen, die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten zu verlan-
gen, kann sie auch später noch eine Besicherung fordern. Voraussetzung hierfür ist jedoch, 
dass Umstände eintreten oder bekannt werden, die eine erhöhte Risikobewertung der An-
sprüche gegen den Kunden rechtfertigen. Dies kann insbesondere der Fall sein, wenn
•	 sich die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden nachteilig verändert haben oder sich 

zu verändern drohen oder
•	 sich die vorhandenen Sicherheiten wertmäßig verschlechtert haben oder zu verschlech-

tern drohen.
Der Besicherungsanspruch der Bank besteht nicht, wenn ausdrücklich vereinbart ist, dass 
der Kunde keine oder ausschließlich im Einzelnen benannte Sicherheiten zu bestellen hat. 
Bei Verbraucherdarlehensverträgen besteht der Anspruch auf die Bestellung oder Verstär-
kung von Sicherheiten nur, soweit die Sicherheiten im Kreditvertrag angegeben sind. 
Übersteigt der Nettodarlehensbetrag 75.000 EUR, besteht der Anspruch auf Bestellung 
oder Verstärkung auch dann, wenn in einem vor dem 21. März 2016 abgeschlossenen 
Verbraucherdarlehensvertrag oder in einem ab dem 21. März 2016 abgeschlossenen All
gemein-Verbraucherdarlehensvertrag im Sinne von § 491 Abs. 2 BGB keine oder keine 
abschließenden Angaben über Sicherheiten enthalten sind.

13.3 Fristsetzung für die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten
Für die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten wird die Bank eine angemessene 
Frist einräumen. Beabsichtigt die Bank, von ihrem Recht zur fristlosen Kündigung nach 
Nr. 19 Abs. 3 dieser Geschäftsbedingungen Gebrauch zu machen, falls der Kunde seiner 
Verpflichtung zur Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten nicht fristgerecht nach-
kommt, wird sie ihn zuvor hierauf hinweisen.

14. Vereinbarung eines Pfandrechts zugunsten der Bank

14.1 Einigung über das Pfandrecht
Der Kunde und die Bank sind sich darüber einig, dass die Bank ein Pfandrecht an den 
Wertpapieren und Sachen erwirbt, an denen eine inländische Geschäftsstelle im bankmä-
ßigen Geschäftsverkehr Besitz erlangt hat oder noch erlangen wird. Die Bank erwirbt ein 
Pfandrecht auch an den Ansprüchen, die dem Kunden gegen die Bank aus der bankmäßi-
gen Geschäftsverbindung zustehen oder künftig zustehen werden (z. B. Kontoguthaben).

14.2 Gesicherte Ansprüche
Das Pfandrecht dient der Sicherung aller bestehenden, künftigen und bedingten Ansprüche, 
die der Bank mit ihren sämtlichen in- und ausländischen Geschäftsstellen aus der bankmä-
ßigen Geschäftsverbindung gegen den Kunden zustehen. Hat der Kunde gegenüber der 
Bank eine Haftung für Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der Bank übernommen (z. B. 
als Bürge), so sichert das Pfandrecht die aus der Haftungsübernahme folgende Schuld je-
doch erst ab ihrer Fälligkeit.

14.3 Ausnahmen vom Pfandrecht
Gelangen Gelder oder andere Werte mit der Maßgabe in die Verfügungsgewalt der Bank, 
dass sie nur für einen bestimmten Zweck verwendet werden dürfen (z. B. Bareinzahlung zur 
Einlösung eines Wechsels), erstreckt sich das Pfandrecht der Bank nicht auf diese Werte. 
Dasselbe gilt für die von der Bank selbst ausgegebenen Aktien (eigene Aktien) und für die 
Wertpapiere, die die Bank im Ausland für den Kunden verwahrt. Außerdem erstreckt sich 
das Pfandrecht nicht auf die von der Bank selbst ausgegebenen eigenen Genussrechte /  
Genussscheine und nicht auf die verbrieften und nicht verbrieften nachrangigen Verbind-
lichkeiten der Bank.

14.4 Zins- und Gewinnanteilscheine
Unterliegen dem Pfandrecht der Bank Wertpapiere, ist der Kunde nicht berechtigt, die Her-
ausgabe der zu diesen Papieren gehörenden Zins- und Gewinnanteilscheine zu verlangen.

15. Sicherungsrechte bei Einzugspapieren und  
diskontierten Wechseln

15.1 Sicherungsübereignung
Die Bank erwirbt an den ihr zum Einzug eingereichten Schecks und Wechseln im Zeitpunkt 
der Einreichung Sicherungseigentum. An diskontierten Wechseln erwirbt die Bank im Zeit-
punkt des Wechselankaufs uneingeschränktes Eigentum; belastet sie diskontierte Wechsel 
dem Konto zurück, so verbleibt ihr das Sicherungseigentum an diesen Wechseln.

15.2 Sicherungsabtretung
Mit dem Erwerb des Eigentums an Schecks und Wechseln gehen auch die zugrunde 
liegenden Forderungen auf die Bank über; ein Forderungsübergang findet ferner statt, 
wenn andere Papiere zum Einzug eingereicht werden (z. B. Lastschriften, kaufmännische 
Handelspapiere). 

15.3 Zweckgebundene Einzugspapiere
Werden der Bank Einzugspapiere mit der Maßgabe eingereicht, dass ihr Gegenwert nur 
für einen bestimmten Zweck verwendet werden darf, erstrecken sich die Sicherungsüber-
eignung und die Sicherungsabtretung nicht auf diese Papiere.

15.4 Gesicherte Ansprüche der Bank
Das Sicherungseigentum und die Sicherungsabtretung dienen der Sicherung aller Ansprü-
che, die der Bank gegen den Kunden bei Einreichung von Einzugspapieren aus seinen 
Kontokorrentkonten zustehen oder die infolge der Rückbelastung nicht eingelöster Ein-
zugspapiere oder diskontierter Wechsel entstehen. Auf Anforderung des Kunden nimmt 
die Bank eine Rückübertragung des Sicherungseigentums an den Papieren und der auf sie 
übergegangenen Forderungen an den Kunden vor, falls ihr im Zeitpunkt der Anforderung 
keine zu sichernden Ansprüche gegen den Kunden zustehen oder sie ihn über den Ge-
genwert der Papiere vor deren endgültiger Bezahlung nicht verfügen lässt.

16. Begrenzung des Besicherungsanspruchs und  
Freigabeverpflichtung

16.1 Deckungsgrenze
Die Bank kann ihren Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten so lange 
geltend machen, bis der realisierbare Wert aller Sicherheiten dem Gesamtbetrag aller An
sprüche aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung (Deckungsgrenze) entspricht.

16.2 Freigabe
Falls der realisierbare Wert aller Sicherheiten die Deckungsgrenze nicht nur vorüberge-
hend übersteigt, hat die Bank auf Verlangen des Kunden Sicherheiten nach ihrer Wahl 
freizugeben, und zwar in Höhe des die Deckungsgrenze übersteigenden Betrages; sie 
wird bei der Auswahl der freizugebenden Sicherheiten auf die berechtigten Belange des 
Kunden und eines dritten Sicherungsgebers, der für die Verbindlichkeiten des Kunden 
Sicherheiten bestellt hat, Rücksicht nehmen. In diesem Rahmen ist die Bank auch ver-
pflichtet, Aufträge des Kunden über die dem Pfandrecht unterliegenden Werte auszufüh-
ren (z. B. Verkauf von Wertpapieren, Auszahlung von Sparguthaben).

16.3 Sondervereinbarungen
Ist für eine bestimmte Sicherheit ein anderer Bewertungsmaßstab als der realisierbare 
Wert oder ist eine andere Deckungsgrenze oder ist eine andere Grenze für die Freigabe von 
Sicherheiten vereinbart, so sind diese maßgeblich.
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17. Verwertung von Sicherheiten

17.1 Wahlrecht der Bank
Wenn die Bank verwertet, hat die Bank unter mehreren Sicherheiten die Wahl. Sie wird bei 
der Verwertung und bei der Auswahl der zu verwertenden Sicherheiten auf die berechtig-
ten Belange des Kunden und eines dritten Sicherungsgebers, der für die Verbindlichkeiten 
des Kunden Sicherheiten bestellt hat, Rücksicht nehmen.

17.2 Erlösgutschrift nach dem Umsatzsteuerrecht
Wenn der Verwertungsvorgang der Umsatzsteuer unterliegt, wird die Bank dem Kunden 
über den Erlös eine Gutschrift erteilen, die als Rechnung für die Lieferung der als Sicher-
heit dienenden Sache gilt und den Voraussetzungen des Umsatzsteuerrechts entspricht.

Kündigung
18. Kündigungsrechte des Kunden

18.1 Jederzeitiges Kündigungsrecht 
Der Kunde kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne Geschäftsbeziehungen 
(z. B. den Scheckvertrag), für die weder eine Laufzeit noch eine abweichende Kündigungs
regelung vereinbart ist, jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen.

18.2 Kündigung aus wichtigem Grund
Ist für eine Geschäftsbeziehung eine Laufzeit oder eine abweichende Kündigungsregelung 
vereinbart, kann eine fristlose Kündigung nur dann ausgesprochen werden, wenn hierfür 
ein wichtiger Grund vorliegt, der es dem Kunden, auch unter Berücksichtigung der berech-
tigten Belange der Bank, unzumutbar werden lässt, die Geschäftsbeziehung fortzusetzen.

18.3 Gesetzliche Kündigungsrechte
Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt.

19. Kündigungsrechte der Bank

19.1 Kündigung unter Einhaltung einer Kündigungsfrist
Die Bank kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne Geschäftsbeziehungen, 
für die weder eine Laufzeit noch eine abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, je-
derzeit unter Einhaltung einer angemessenen Kündigungsfrist kündigen (z. B. den Scheck-
vertrag, der zur Nutzung von Scheckvordrucken berechtigt). Bei der Bemessung der Kün-
digungsfrist wird die Bank auf die berechtigten Belange des Kunden Rücksicht nehmen. 
Für die Kündigung eines Zahlungsdiensterahmenvertrages (z. B. laufendes Konto oder 
Kartenvertrag) und eines Depots beträgt die Kündigungsfrist mindestens zwei Monate.

19.2 Kündigung unbefristeter Kredite
Kredite und Kreditzusagen, für die weder eine Laufzeit noch eine abweichende Kündi-
gungsregelung vereinbart ist, kann die Bank jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungs-
frist kündigen. Die Bank wird bei der Ausübung dieses Kündigungsrechts auf die berech-
tigten Belange des Kunden Rücksicht nehmen.

Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für die Kündigung eines Ver
braucherdarlehensvertrages vorsieht, kann die Bank nur nach Maßgabe dieser Regelun-
gen kündigen.

19.3 Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
Eine fristlose Kündigung der gesamten Geschäftsverbindung oder einzelner Geschäftsbe
ziehungen ist zulässig, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, der der Bank deren Fortsetzung 
auch unter Berücksichtigung der berechtigten Belange des Kunden unzumutbar werden 
lässt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor,
•	 wenn der Kunde unrichtige Angaben über seine Vermögensverhältnisse gemacht hat, 

die für die Entscheidung der Bank über eine Kreditgewährung oder über andere mit Ri-
siken für die Bank verbundene Geschäfte (z. B. Aushändigung einer Zahlungskarte) von 
erheblicher Bedeutung waren; bei Verbraucherdarlehen gilt dies nur, wenn der Kunde 
für die Kreditwürdigkeitsprüfung relevante Informationen wissentlich vorenthalten oder 
diese gefälscht hat und dies zu einem Mangel der Kreditwürdigkeitsprüfung geführt hat, 
oder

•	 wenn eine wesentliche Verschlechterung der Vermögensverhältnisse des Kunden oder 
der Werthaltigkeit einer Sicherheit eintritt oder einzutreten droht und dadurch die Rück-
zahlung des Darlehens oder die Erfüllung einer sonstigen Verbindlichkeit gegenüber der 
Bank – auch unter Verwertung einer hierfür bestehenden Sicherheit – gefährdet ist oder

•	 wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten 
nach Nr. 13 Abs. 2 dieser Geschäftsbedingungen oder aufgrund einer sonstigen Verein
barung nicht innerhalb der von der Bank gesetzten angemessenen Frist nachkommt.

Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer vertraglichen Pflicht, ist die Kündigung 
erst nach erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe bestimmten angemessenen Frist oder nach 
erfolgloser Abmahnung zulässig, es sei denn, dies ist wegen der Besonderheiten des Ein-
zelfalles (§ 323 Absätze 2 und 3 des Bürgerlichen Gesetzbuches) entbehrlich.

19.4 Kündigung von Verbraucherdarlehensverträgen bei Verzug
Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für die Kündigung wegen Verzu-
ges mit der Rückzahlung eines Verbraucherdarlehensvertrages vorsieht, kann die Bank 
nur nach Maßgabe dieser Regelungen kündigen.

19.5 Kündigung eines Basiskontovertrages
Einen Basiskontovertrag kann die Bank nur nach den zwischen der Bank und dem Kunden 
auf der Grundlage des Zahlungskontengesetzes getroffenen Vereinbarungen und den Be-
stimmungen des Zahlungskontengesetzes kündigen.

19.6 Abwicklung nach einer Kündigung
Im Falle einer Kündigung ohne Kündigungsfrist wird die Bank dem Kunden für die Abwick-
lung (insbesondere für die Rückzahlung eines Kredits) eine angemessene Frist einräu-
men, soweit nicht eine sofortige Erledigung erforderlich ist (z. B. bei der Kündigung des 
Scheckvertrages die Rückgabe der Scheckvordrucke).

Schutz der Einlagen
20. Einlagensicherungsfonds

20.1 Schutzumfang
Die Bank ist dem Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes deutscher Banken e.V. 
angeschlossen. Der Einlagensicherungsfonds sichert gemäß seinem Statut – vorbehalt-
lich der darin vorgesehenen Ausnahmen – Einlagen, d. h. Guthaben, die sich im Rahmen 
von Bankgeschäften aus Beträgen, die auf einem Konto verblieben sind, oder aus Zwi-
schenpositionen ergeben und die nach den geltenden Bedingungen von der Bank zurück-
zuzahlen sind.

Nicht gesichert werden unter anderem die zu den Eigenmitteln der Bank zählenden Einlagen, 
Verbindlichkeiten aus Inhaber- und Orderschuldverschreibungen sowie Einlagen von Kredit-
instituten im Sinne des Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung (EU) Nr. 575 / 2013, Finanzinstituten 
im Sinne des Art. 4 Abs. 1 Nr. 26 der Verordnung (EU) Nr. 575 / 2013, Wertpapierfirmen im 
Sinne des Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 der Richtlinie 2004/39/EG und Gebietskörperschaften. 

Einlagen von anderen Gläubigern als natürlichen Personen und rechtsfähigen Stiftungen 
werden nur geschützt, wenn
•	 es sich bei der Einlage um keine Verbindlichkeit aus einer Namensschuldverschreibung 

oder einem Schuldscheindarlehen handelt und
•	 die Laufzeit der Einlage nicht mehr als 18 Monate beträgt. Auf Einlagen, die bereits vor 

dem 1. Januar 2020 bestanden haben, findet die Laufzeitbeschränkung keine Anwen-
dung. Nach dem 31. Dezember 2019 entfällt der Bestandsschutz nach vorstehendem 
Satz, sobald die betreffende Einlage fällig wird, gekündigt werden kann oder anderweitig 
zurückgefordert werden kann oder wenn die Einlage im Wege einer Einzel- oder Ge-
samtrechtsnachfolge übergeht.

Verbindlichkeiten der Banken, die bereits vor dem 1. Oktober 2017 bestanden haben, wer-
den nach Maßgabe und unter den Voraussetzungen der bis zum 1. Oktober 2017 geltenden 
Regelungen des Statuts des Einlagensicherungsfonds gesichert. Nach dem 30. Septem-
ber 2017 entfällt der Bestandsschutz nach dem vorstehenden Satz, sobald die betreffende 
Verbindlichkeit fällig wird, gekündigt oder anderweitig zurückgefordert werden kann oder 
wenn die Verbindlichkeit im Wege einer Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolge übergeht.

20.2 Sicherungsgrenzen
Die Sicherungsgrenze je Gläubiger beträgt bis zum 31.  Dezember  2019 20 %, bis zum 
31. Dezember 2024 15 % und ab dem 1. Januar 2025 8,75 % der für die Einlagensicherung 
maßgeblichen Eigenmittel der Bank im Sinne von Art. 72 der Verordnung (EU) Nr. 575 / 2013. 
Für Einlagen, die nach dem 31. Dezember 2011 begründet oder prolongiert werden, gelten, 
unabhängig vom Zeitpunkt der Begründung der Einlage, die jeweils neuen Sicherungsgren-
zen ab den vorgenannten Stichtagen. Für Einlagen, die vor dem 31. Dezember 2011 be-
gründet wurden, gelten die alten Sicherungsgrenzen bis zur Fälligkeit der Einlage oder bis 
zum nächstmöglichen Kündigungstermin.
Diese Sicherungsgrenze wird dem Kunden von der Bank auf Verlangen bekannt gegeben. 
Sie kann auch im Internet unter www.bankenverband.de abgefragt werden.

20.3 Ergänzende Geltung des Statuts des Einlagensicherungsfonds
Wegen weiterer Einzelheiten der Sicherung wird auf § 6 des Statuts des Einlagensiche-
rungsfonds verwiesen, das auf Verlangen zur Verfügung gestellt wird.

20.4 Forderungsübergang
Soweit der Einlagensicherungsfonds oder ein von ihm Beauftragter Zahlungen an einen 
Kunden leistet, gehen dessen Forderungen gegen die Bank in entsprechender Höhe mit 
allen Nebenrechten Zug um Zug auf den Einlagensicherungsfonds über.

20.5 Auskunftserteilung
Die Bank ist befugt, dem Einlagensicherungsfonds oder einem von ihm Beauftragten alle 
in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen zur Verfü-
gung zu stellen.

Ombudsmannverfahren
21. �Beschwerde- und Alternative Streitbeilegungsverfahren

Der Kunde hat folgende außergerichtliche Möglichkeiten:
•	 Der Kunde kann sich mit einer Beschwerde an die im Preis- und Leistungsverzeichnis 

genannte Kontaktstelle der Bank wenden. Die Bank wird Beschwerden in geeigneter 
Weise beantworten, bei Zahlungsdiensteverträgen erfolgt dies in Textform (z. B. mittels 
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Brief, Telefax oder E-Mail). 
•	 Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der Verbraucherschlichtungsstelle „Om-

budsmann der privaten Banken“ (www.bankenombudsmann.de) teil. Dort hat der Ver-
braucher die Möglichkeit, zur Beilegung einer Streitigkeit mit der Bank den Ombuds-
mann der privaten Banken anzurufen. Betrifft der Beschwerdegegenstand eine 
Streitigkeit über einen Zahlungsdienstevertrag (§ 675f des Bürgerlichen Gesetzbuches), 
können auch Kunden, die keine Verbraucher sind, den Ombudsmann der privaten Ban-
ken anrufen. Näheres regelt die „Verfahrensordnung für die Schlichtung von Kundenbe-
schwerden im deutschen Bankgewerbe“, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird 
oder im Internet unter www.bankenverband.de abrufbar ist. Die Beschwerde ist in Text-
form (z. B. mittels Brief, Telefax oder E-Mail) an die Kundenbeschwerdestelle beim Bun-
desverband deutscher Banken e. V., Postfach 04 03 07, 10062 Berlin, Telefax: (030) 
1663-3169, E-Mail: ombudsmann@bdb.de zu richten.

•	 Ferner besteht für den Kunden die Möglichkeit, sich jederzeit schriftlich oder zur dorti-
gen Niederschrift bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurhein-
dorfer  Straße  108, 53117  Bonn, über Verstöße der Bank gegen das Zahlungsdien-
steaufsichtsgesetz (ZAG), die §§ 675c bis 676c des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) 
oder gegen Artikel  248 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
(EGBGB) zu beschweren.

•	 Die Europäische Kommission hat unter http://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine 
Europäische Online-Streitbeilegungsplattform (OS-Plattform) errichtet. Die OS-Platt-
form kann ein Verbraucher für die außergerichtliche Beilegung einer Streitigkeit aus 
Online-Verträgen mit einem in der EU niedergelassenen Unternehmen nutzen.

1	Bankarbeitstage sind alle Werktage außer: Sonnabende, 24. und 31. Dezember.
2	International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer)
3	Bank Identifier Code (Bank-Identifizierungs-Code)

�BEDINGUNGEN FÜR DEN  
ÜBERWEISUNGSVERKEHR
Für die Ausführung von Überweisungsaufträgen von Kunden gelten die folgenden Bedin-
gungen.

1. Allgemein

1.1 Wesentliche Merkmale der Überweisung einschließlich des Dauerauftrags
Der Kunde kann die Bank beauftragen, durch eine Überweisung Geldbeträge bargeldlos 
zugunsten eines Zahlungsempfängers an den Zahlungsdienstleister des Zahlungsemp-
fängers zu übermitteln. Der Kunde kann die Bank auch beauftragen, jeweils zu einem 
bestimmten wiederkehrenden Termin einen gleich bleibenden Geldbetrag an das gleiche 
Konto des Zahlungsempfängers zu überweisen (Dauerauftrag).

1.2 Kundenkennungen
Für das Verfahren hat der Kunde folgende Kundenkennung des Zahlungsempfängers zu 
verwenden:

Zielgebiet Währung Kundenkennung des 
Zahlungsempfängers

Inland Euro IBAN 1

Grenzüberschreitend  
innerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraums 2

Euro IBAN

Inland oder innerhalb  
des Europäischen 
Wirtschaftsraums

Andere 
Währung 
als Euro

•	 IBAN und BIC 3 oder
•	 Kontonummer und BIC

Außerhalb des 
Europäischen  
Wirtschaftsraums

Euro 
oder andere 
Währung

•	 IBAN und BIC oder
•	 Kontonummer und BIC

Die für die Ausführung der Überweisung erforderlichen Angaben bestimmen sich nach 
Nummern 2.1, 3.1.1 und 3.2.1.

1.3 Erteilung des Überweisungsauftrags und Autorisierung
1. Der Kunde erteilt der Bank einen Überweisungsauftrag mittels eines von der Bank zu-
gelassenen Formulars oder in der mit der Bank anderweitig vereinbarten Art und Weise 
(z. B. per Online-Banking) mit den erforderlichen Angaben gemäß Nr. 2.1 beziehungswei-
se Nr. 3.1.1 und 3.2.1.

Der Kunde hat auf Leserlichkeit, Vollständigkeit und Richtigkeit der Angaben zu achten. 
Unleserliche, unvollständige oder fehlerhafte Angaben können zu Verzögerungen und zu 
Fehlleitungen von Überweisungen führen; daraus können Schäden für den Kunden ent-
stehen. Bei unleserlichen, unvollständigen oder fehlerhaften Angaben kann die Bank die 
Ausführung ablehnen (siehe auch Nr. 1.7). Hält der Kunde bei der Ausführung der Über-
weisung besondere Eile für nötig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei formu-
larmäßig erteilten Überweisungen muss dies außerhalb des Formulars erfolgen, falls das 
Formular selbst keine entsprechende Angabe vorsieht.

2. Der Kunde autorisiert den Überweisungsauftrag durch Unterschrift oder in der ander-
weitig mit der Bank vereinbarten Art und Weise (z. B. per Online-Banking-PIN / TAN). In 
dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthalten, dass die Bank 
die für die Ausführung der Überweisung notwendigen personenbezogenen Daten des 
Kunden abruft (aus ihrem Datenbestand), verarbeitet, übermittelt und speichert.

3. Auf Verlangen des Kunden teilt die Bank vor Ausführung eines einzelnen Überweisungs
auftrags die maximale Ausführungsfrist für diesen Zahlungsvorgang sowie die in Rech-
nung zu stellenden Entgelte und gegebenenfalls deren Aufschlüsselung mit.

4. Der Kunde ist berechtigt, für die Erteilung des Überweisungsauftrages an die Bank auch 
einen Zahlungsauslösedienst gemäß § 1 Abs. 33 Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz zu nut-
zen, es sei denn, das Zahlungskonto des Kunden ist für ihn nicht online zugänglich.

1.4 Zugang des Überweisungsauftrags bei der Bank
1. Der Überweisungsauftrag wird wirksam, wenn er der Bank zugeht. Das gilt auch, wenn 
der Überweisungsauftrag über einen Zahlungsauslösedienstleister erteilt wird. Der Zugang 
erfolgt durch den Eingang des Auftrags in den dafür vorgesehenen Empfangsvorrichtungen 
der Bank (z. B. mit Abgabe in den Geschäftsräumen oder Eingang auf dem Online-Banking-
Server der Bank).

2. Fällt der Zeitpunkt des Eingangs des Überweisungsauftrags nach Abs. 1 Satz 3 nicht 
auf einen Geschäftstag der Bank gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“, so gilt der 
Überweisungsauftrag erst am darauf folgenden Geschäftstag als zugegangen.
3. Geht der Überweisungsauftrag nach dem an der Empfangsvorrichtung der Bank oder im 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Annahmezeitpunkt ein, so gilt der Über
weisungsauftrag im Hinblick auf die Bestimmung der Ausführungsfrist (siehe Nr. 2.2.2) erst 
als am darauf folgenden Geschäftstag zugegangen.

1.5 Widerruf des Überweisungsauftrags
1. Bis zum Zugang des Überweisungsauftrags bei der Bank (siehe Nr. 1.4 Abs. 1 und 2) 
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kann der Kunde diesen durch Erklärung gegenüber der Bank widerrufen. Nach dem Zu-
gang des Überweisungsauftrags ist vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 ein Widerruf nicht 
mehr möglich. Nutzt der Kunde für die Erteilung seines Überweisungsauftrags einen Zah-
lungsauslösedienstleister, so kann er den Überweisungsauftrag abweichend von Satz  1 
nicht mehr gegenüber der Bank widerrufen, nachdem er dem Zahlungsauslösedienstleis-
ter die Zustimmung zur Auslösung der Überweisung erteilt hat.

2. Haben Bank und Kunde einen bestimmten Termin für die Ausführung der Überweisung 
vereinbart (siehe Nr. 2.2.2 Abs. 2), kann der Kunde die Überweisung beziehungsweise 
den Dauerauftrag (siehe Nr. 1.1) bis zum Ende des vor dem vereinbarten Tag liegenden 
Geschäftstages der Bank widerrufen. Die Geschäftstage der Bank ergeben sich aus dem 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“. Nach dem rechtzeitigen Zugang des Widerrufs eines 
Dauerauftrags bei der Bank werden keine weiteren Überweisungen mehr aufgrund des 
bisherigen Dauerauftrags ausgeführt.

3. Nach den in Abs. 1 und 2 genannten Zeitpunkten kann der Überweisungsauftrag nur 
widerrufen werden, wenn Kunde und Bank dies vereinbart haben. Die Vereinbarung wird 
wirksam, wenn es der Bank gelingt, die Ausführung zu verhindern oder den Überwei-
sungsbetrag zurückzuerlangen. Nutzt der Kunde für die Erteilung seines Überweisungs-
auftrags einen Zahlungsauslösedienstleister, bedarf es ergänzend der Zustimmung des 
Zahlungsauslösedienstleisters und des Zahlungsempfängers. Für die Bearbeitung eines 
solchen Widerrufs des Kunden berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeich-
nis“ ausgewiesene Entgelt.

1.6 Ausführung des Überweisungsauftrags
1. Die Bank führt den Überweisungsauftrag des Kunden aus, wenn die zur Ausführung 
erforderlichen Angaben (siehe Nr. 2.1, 3.1.1 und 3.2.1) in der vereinbarten Art und Weise 
(siehe Nr. 1.3 Abs. 1) vorliegen, dieser vom Kunden autorisiert ist (siehe Nr. 1.3 Abs. 2) 
und ein zur Ausführung der Überweisung ausreichendes Guthaben in der Auftragswäh-
rung vorhanden oder ein ausreichender Kredit eingeräumt ist (Ausführungsbedingungen).

2. Die Bank und die weiteren an der Ausführung der Überweisung beteiligten Zahlungs-
dienstleister sind berechtigt, die Überweisung ausschließlich anhand der vom Kunden 
angegebenen Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nr. 1.2) auszuführen.

3. Die Bank unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich über die Ausführung 
von Überweisungen auf dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg. Mit Kunden, die 
keine Verbraucher sind, kann die Art und Weise sowie die zeitliche Folge der Unterrich-
tung gesondert vereinbart werden.

1.7 Ablehnung der Ausführung
1. Sind die Ausführungsbedingungen (siehe Nr. 1.6 Abs. 1) nicht erfüllt, kann die Bank die 
Ausführung des Überweisungsauftrags ablehnen. Hierüber wird die Bank den Kunden 
unverzüglich, auf jeden Fall aber innerhalb der in Nr. 2.2.1 beziehungsweise 3.1.2 und 
3.2.2 vereinbarten Frist unterrichten. Dies kann auch auf dem für Kontoinformationen ver-
einbarten Weg geschehen. Dabei wird die Bank, soweit möglich, die Gründe der Ableh-
nung sowie die Möglichkeiten angeben, wie Fehler, die zur Ablehnung geführt haben, be-
richtigt werden können.

2. Ist eine vom Kunden angegebene Kundenkennung für die Bank erkennbar keinem Zah-
lungsempfänger, keinem Zahlungskonto oder keinem Zahlungsdienstleister des Zah-
lungsempfängers zuzuordnen, wird die Bank dem Kunden hierüber unverzüglich eine In-
formation zur Verfügung stellen und ihm gegebenenfalls den Überweisungsbetrag wieder 
herausgeben.

3. Für die berechtigte Ablehnung der Ausführung eines autorisierten Überweisungsauftrags 
berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

1.8 Übermittlung der Überweisungsdaten
Im Rahmen der Ausführung der Überweisung übermittelt die Bank die in der Überweisung 
enthaltenen Daten (Überweisungsdaten) unmittelbar oder unter Beteiligung zwischenge-
schalteter Stellen an den Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers. Der Zahlungs
dienstleister des Zahlungsempfängers kann dem Zahlungsempfänger die Überweisungsda-
ten, zu denen auch die IBAN des Zahlers gehört, ganz oder teilweise zur Verfügung stellen.

Bei grenzüberschreitenden Überweisungen und bei Eilüberweisungen im Inland können 
die Überweisungsdaten auch über das Nachrichtenübermittlungssystem Society for World
wide Interbank Financial Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien an den Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers weitergeleitet werden. Aus Gründen der Systemsi-
cherheit speichert SWIFT die Überweisungsdaten vorübergehend in seinen Rechenzentren 
in der Europäischen Union, in der Schweiz und in den USA.

1.9 Anzeige nicht autorisierter oder fehlerhaft ausgeführter Überweisungen
Der Kunde hat die Bank unverzüglich nach Feststellung eines nicht autorisierten oder 
fehlerhaft ausgeführten Überweisungsauftrags zu unterrichten. Dies gilt auch im Fall der 
Beteiligung eines Zahlungsauslösedienstleisters.

1.10 Entgelte und deren Änderung
1.10.1 Entgelte für Verbraucher
Die Entgelte im Überweisungsverkehr ergeben sich aus dem „Preis- und Leistungsver
zeichnis“.

Änderungen der Entgelte im Überweisungsverkehr werden dem Kunden spätestens zwei 

Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde 
mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikations-
weg vereinbart, können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Der 
Kunde kann den Änderungen vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens ent-
weder zustimmen oder sie ablehnen.

Die Zustimmung des Kunden gilt als erteilt, wenn er seine Ablehnung nicht vor dem vorge-
schlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen angezeigt hat. Auf diese 
Genehmigungswirkung wird ihn die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen.

Werden dem Kunden Änderungen der Entgelte angeboten, kann er die Geschäftsbezie-
hung vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch 
fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird ihn die Bank in ihrem 
Angebot besonders hinweisen.

Die Änderung von Entgelten für den Zahlungsdiensterahmenvertrag (Girovertrag) richtet 
sich nach Nr. 12 Abs. 5 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

1.10.2 Entgelte für die keine Verbraucher sind
Bei Entgelten und deren Änderung
•	 für Überweisungen von Kunden, die keine Verbraucher sind, verbleibt es bei den Rege-

lungen in Nr. 12 Abs. 2 bis 6 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

1.11 Wechselkurs
Erteilt der Kunde einen Überweisungsauftrag in einer anderen Währung als der Konto
währung, wird das Konto gleichwohl in der Kontowährung belastet. Die Bestimmung des 
Wechselkurses bei solchen Überweisungen ergibt sich aus der Umrechnungsregelung im 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“.

Eine Änderung des in der Umrechnungsregelung genannten Referenzwechselkurses wird 
unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden wirksam. Der Referenz-
wechselkurs wird von der Bank zugänglich gemacht oder stammt aus einer öffentlich zu-
gänglichen Quelle.

1.12 Meldepflichten nach Außenwirtschaftsrecht
Der Kunde hat die Meldepflichten nach dem Außenwirtschaftsrecht zu beachten.

2. Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere 
Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums 2 (EWR) in 
Euro oder in anderen EWR-Währungen 4

2.1 Erforderliche Angaben
Der Kunde muss im Überweisungsauftrag folgende Angaben machen:
•	 Name des Zahlungsempfängers,
•	 Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nr. 1.2); ist bei Überweisungen in ande-

ren EWR-Währungen als Euro der BIC unbekannt, ist stattdessen der vollständige Name 
und die Adresse des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempfängers anzugeben

•	 Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 1)
•	 Betrag
•	 Name des Kunden
•	 IBAN des Kunden

2.2 Maximale Ausführungsfrist
2.2.1 Fristlänge
Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Überweisungsbetrag spätestens inner-
halb der im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Ausführungsfrist beim Zah-
lungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingeht.

2.2.2 Beginn der Ausführungsfrist
1. Die Ausführungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt des Zugangs des Überweisungsauf-
trags des Kunden bei der Bank (siehe Nr. 1.4).

2. Vereinbaren die Bank und der Kunde, dass die Ausführung der Überweisung an einem 
bestimmten Tag oder am Ende eines bestimmten Zeitraums oder an dem Tag, an dem der 
Kunde der Bank den zur Ausführung erforderlichen Geldbetrag in der Auftragswährung zur 
Verfügung gestellt hat, beginnen soll, so ist der im Auftrag angegebene oder anderweitig 
vereinbarte Termin für den Beginn der Ausführungsfrist maßgeblich. Fällt der vereinbarte 
Termin nicht auf einen Geschäftstag der Bank, so beginnt die Ausführungsfrist am darauf 
folgenden Geschäftstag. Die Geschäftstage der Bank ergeben sich aus dem „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“.

3. Bei Überweisungsaufträgen in einer vom Konto des Kunden abweichenden Währung 
beginnt die Ausführungsfrist erst an dem Tag, an dem der Überweisungsbetrag in der 
Auftragswährung vorliegt.

2.3 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche des Kunden
2.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung
Im Falle einer nicht autorisierten Überweisung (siehe Nr. 1.3 Abs. 2) hat die Bank gegen 
den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem 
Kunden den Überweisungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des 
Kunden belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es 
sich ohne die Belastung mit der nicht autorisierten Überweisung befunden hätte. Diese 
Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und 
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Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt 
wurde, dass die Überweisung nicht autorisiert ist oder die Bank auf andere Weise davon 
Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank einer zuständigen Behörde berechtigte Gründe für 
den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, 
hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn 
sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. Wurde die Überweisung über einen Zahlungs-
auslösedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 2 bis 4 die Bank.

2.3.2 �Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer 
autorisierten Überweisung

1. Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Über
weisung kann der Kunde von der Bank die unverzügliche und ungekürzte Erstattung des 
Überweisungsbetrages insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft 
war. Wurde der Betrag dem Konto des Kunden belastet, bringt die Bank dieses wieder auf 
den Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgeführten Zah-
lungsvorgang befunden hätte. Wird eine Überweisung vom Kunden über einen Zahlungs-
auslösedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 1 und 2 die Bank. 
Soweit vom Überweisungsbetrag von der Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgel-
te abgezogen worden sein sollten, übermittelt die Bank zugunsten des Zahlungsempfän-
gers unverzüglich den abgezogenen Betrag.

2. Der Kunde kann über den Abs. 1 hinaus von der Bank die Erstattung derjenigen Entgel-
te und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten 
oder fehlerhaften Ausführung der Überweisung in Rechnung gestellt oder auf seinem Kon-
to belastet wurden.

3. Im Falle einer verspäteten Ausführung einer autorisierten Überweisung kann der Kunde 
von der Bank fordern, dass die Bank vom Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers 
verlangt, die Gutschrift des Zahlungsbetrags auf dem Zahlungskonto des Zahlungsemp-
fängers so vorzunehmen, als sei die Überweisung ordnungsgemäß ausgeführt worden. 
Die Pflicht aus Satz 1 gilt auch, wenn die Überweisung vom Kunden über einen Zahlungs-
auslösedienstleister ausgelöst wird. Weist die Bank nach, dass der Zahlungsbetrag recht-
zeitig beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist, entfällt diese 
Pflicht. Die Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn der Kunde kein Verbraucher ist.

4. Wurde eine Überweisung nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die Bank auf Verlangen 
des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollziehen und den Kunden über das Ergebnis 
unterrichten.

2.3.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
1. Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer autorisierten Überwei-
sung oder bei einer nicht autorisierten Überweisung kann der Kunde von der Bank einen 
Schaden, der nicht bereits von den Nr. 2.3.1 und 2.3.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies 
gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei 
ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes Ver-
schulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischenge-
schalteten Stelle liegt, die der Kunde vorgegeben hat. Hat der Kunde durch ein schuldhaf-
tes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den 
Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu 
tragen haben.

2. Die Haftung nach Abs. 1 ist auf 12.500 EUR begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungs
grenze gilt nicht
•	 für nicht autorisierte Überweisungen,
•	 bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,
•	 für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, und
•	 für den Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist.

2.3.4 �Ansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind
Abweichend von den Ansprüchen in Nr. 2.3.2 und in Nr. 2.3.3 haben Kunden, die keine 
Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten autori-
sierten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten Überweisung neben etwaigen Her-
ausgabeansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzan
sprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:
•	 Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten 

zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des 
Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

•	 Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet die Bank 
nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl 
und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

•	 Ein Schadensersatzspruch des Kunden ist der Höhe nach auf den Überweisungsbetrag 
zuzüglich der von der Bank in Rechnung gestellten Entgelte und Zinsen begrenzt. So-
weit es sich hierbei um die Geltendmachung von Folgeschäden handelt, ist der An-
spruch auf höchstens 12.500 EUR je Überweisung begrenzt. Diese Haftungsbeschrän-
kungen gelten nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, 
die die Bank besonders übernommen hat, sowie für nicht autorisierte Überweisungen.

2.3.5 Haftungs- und Einwendungsausschluss
1. Eine Haftung der Bank nach den Nr. 2.3.2 bis 2.3.4 ist in folgenden Fällen ausgeschlossen:
•	 Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Überweisungsbetrag rechtzeitig 

und ungekürzt beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist.
•	 Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kunden angegebenen fehler-

haften Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nr. 1.2) ausgeführt. In diesem 

Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten darum bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiederer-
langung des Überweisungsbetrags nicht möglich, so ist die Bank verpflichtet, dem Kun-
den auf schriftlichen Antrag alle verfügbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kunde 
gegen den tatsächlichen Empfänger der Überweisung einen Anspruch auf Erstattung 
des Überweisungsbetrags geltend machen kann. Für die Tätigkeiten der Bank nach den 
Sätzen 2 und 3 dieses Unterpunktes berechnet die Bank das im „Preis- und Leistungs-
verzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

2. Ansprüche des Kunden nach den Nr. 2.3.1 bis 2.3.4 und Einwendungen des Kunden 
gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft ausgeführter Überweisungen oder aufgrund 
nicht autorisierter Überweisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht 
spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehler
haft ausgeführten Überweisung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, 
wenn die Bank den Kunden über die Belastungsbuchung der Überweisung entsprechend 
dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach 
der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der 
Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche nach Nr.  2.3.3 kann der Kunde 
auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der 
Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch dann, wenn der Kun-
de die Überweisung über einen Zahlungsauslösedienstleister auslöst.

3. Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden 
Umstände
•	 auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank 

keinen Einfluss hat und dessen Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht 
hätten vermieden werden können, oder

•	 von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt wurden.

3. Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere 
Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums 2 (EWR) in 
Währungen eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaaten­
währung 5) sowie Überweisungen in Staaten außerhalb des 
EWR (Drittstaaten 6)

3.1 Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europäi­
schen Wirtschaftsraums (EWR) in Währungen eines Staates außerhalb des EWR 
(Drittstaatenwährung) 

3.1.1 Erforderliche Angaben
Der Kunde muss für die Ausführung der Überweisung folgende Angaben machen:
•	 Name des Zahlungsempfängers,
•	 Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nr. 1.2); ist bei grenzüberschreiteden 

Überweisungen der BIC unbekannt, ist stattdessen der vollständige Name und die Ad-
resse des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempfängers anzugeben,

•	 Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 1),
•	 Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 1),
•	 Betrag,
•	 Name des Kunden,
•	 Kontonummer oder IBAN des Kunden.

3.1.2 Ausführungsfrist
Die Überweisungen werden baldmöglichst bewirkt.

3.1.3 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche des Kunden
3.1.3.1 Erstattung für eine nicht autorisierte Überweisung
1. Im Falle einer nicht autorisierten Überweisung (siehe Nr. 1.3 Abs. 2) hat die Bank gegen 
den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem 
Kunden den Zahlungsbetrag unverzüglich zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto 
des Kunden belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem 
es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Überweisung befunden hätte. Die-
se Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leis-
tungsverzeichnis“, zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt wur-
de, dass die Überweisung nicht autorisiert ist oder die Bank auf andere Weise davon 
Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank einer zuständigen Behörde berechtigte Gründe für 
den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, 
hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn 
sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. Wurde die Überweisung über einen Zahlungs-
auslösedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 2 bis 4 die Bank.

3.1.3.2 �Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung 
einer autorisierten Überweisung

1. Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Überwei-
sung kann der Kunde von der Bank die unverzügliche und ungekürzte Erstattung des 
Überweisungsbetrages insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft 
war. Wurde der Betrag dem Konto des Kunden belastet, bringt die Bank dieses wieder auf 
den Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungs
vorgang befunden hätte. Wird eine Überweisung vom Kunden über einen Zahlungsaus
lösedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 1 und 2 die Bank. So-
weit vom Überweisungsbetrag von der Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte 
abgezogen worden sein sollten, übermittelt die Bank zugunsten des Zahlungsempfängers 
unverzüglich den abgezogenen Betrag.
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2. Der Kunde kann über den Abs. 1 hinaus von der Bank die Erstattung derjenigen Entgel-
te und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten 
oder fehlerhaften Ausführung der Überweisung in Rechnung gestellt oder auf seinem Kon-
to belastet wurden.

3. Im Falle einer verspäteten Ausführung einer autorisierten Überweisung kann der Kunde 
von der Bank fordern, dass die Bank vom Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers 
verlangt, die Gutschrift des Zahlungsbetrags auf dem Zahlungskonto des Zahlungsemp-
fängers so vorzunehmen, als sei die Überweisung ordnungsgemäß ausgeführt worden. 
Die Pflicht aus Satz 1 gilt auch, wenn die Überweisung vom Kunden über einen Zahlungs-
auslösedienstleister ausgelöst wird. Weist die Bank nach, dass der Zahlungsbetrag recht-
zeitig beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist, entfällt diese 
Pflicht. Die Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn der Kunde kein Verbraucher ist. 

4. Wurde eine Überweisung nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die Bank auf Verlangen 
des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollziehen und den Kunden über das Ergebnis 
unterrichten.

3.1.3.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
1. Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer autorisierten Überwei-
sung oder bei einer nicht autorisierten Überweisung kann der Kunde von der Bank einen 
Schaden, der nicht bereits von Nummern 3.1.3.1 und 3.1.3.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. 
Dies gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat 
hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes 
Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischen-
geschalteten Stelle liegt, die der Kunde vorgegeben hat. Hat der Kunde durch ein schuld-
haftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den 
Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu 
tragen haben.

2. Die Haftung nach Abs. 1 ist auf 12.500 EUR begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungs-
grenze gilt nicht
•	 für nicht autorisierte Überweisungen,
•	 bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,
•	 für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, und
•	 für den Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist.

3.1.3.4 �Sonderregelung für die außerhalb des EWR getätigten Bestandteile der 
Überweisung

Für die außerhalb des EWR getätigten Bestandteile der Überweisung bestehen abwei-
chend von den Ansprüchen in den Nummern 3.1.3.2 und 3.1.3.3 bei einer nicht erfolgten, 
fehlerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten Überweisung neben etwaigen Her-
ausgabeansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzansprü-
che nach Maßgabe folgender Regelungen:
•	 Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten 

zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen 
des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen 
haben.

•	 Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet die Bank 
nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl 
und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

•	 Die Haftung der Bank ist auf höchstens 12.500 EUR je Überweisung begrenzt. Diese 
Haftungsbeschränkung gilt nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für 
Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat.

3.1.3.5 Ansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind
Abweichend von den Ansprüchen in den Nummern 3.1.3.2 und 3.1.3.3 haben Kunden, die 
keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten 
autorisierten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten Überweisung neben etwaigen 
Herausgabeansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzan-
sprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:
•	 Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhal-

ten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsät-
zen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen 
haben.

•	 Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet die Bank 
nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl 
und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

•	 Ein Schadensersatzspruch des Kunden ist der Höhe nach auf den Überweisungsbetrag 
zuzüglich der von der Bank in Rechnung gestellten Entgelte und Zinsen begrenzt. So-
weit es sich hierbei um die Geltendmachung von Folgeschäden handelt, ist der An-
spruch auf höchstens 12.500 EUR je Überweisung begrenzt. Diese Haftungsbeschrän-
kungen gelten nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, 
die die Bank besonders übernommen hat sowie für nicht autorisierte Überweisungen.

3.1.3.6 Haftungs- und Einwendungsausschluss
1. Eine Haftung der Bank nach Nummern 3.1.3.2 bis 3.1.3.5 ist in folgenden Fällen ausge-
schlossen:
•	 Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Überweisungsbetrag ordnungs-

gemäß beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist.
•	 Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kunden angegebenen fehler-

haften Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nr. 1.2) ausgeführt. In diesem 
Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer 

Möglichkeiten darum bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiederer-
langung des Überweisungsbetrags nach Satz 2 nicht möglich, so ist die Bank verpflich-
tet, dem Kunden auf schriftlichen Antrag alle verfügbaren Informationen mitzuteilen, 
damit der Kunde gegen den tatsächlichen Empfänger der Überweisung einen Anspruch 
auf Erstattung des Überweisungsbetrags geltend machen kann. Für die Tätigkeiten 
nach den Sätzen 2 bis 3 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das im „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

2. Ansprüche des Kunden nach den Nr. 3.1.3.1 bis 3.1.3.5 und Einwendungen des Kunden 
gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft ausgeführter Überweisungen oder aufgrund 
nicht autorisierter Überweisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht 
spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder feh-
lerhaft ausgeführten Überweisung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, 
wenn die Bank den Kunden über die Belastungsbuchung der Überweisung entsprechend 
dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach 
der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der 
Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche nach Nr. 3.1.3.3 kann der Kunde 
auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der 
Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch dann, wenn der Kun-
de die Überweisung über einen Zahlungsauslösedienstleister auslöst.

3. Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden 
Umstände
•	 auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank 

keinen Einfluss hat und dessen Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht 
hätten vermieden werden können, oder

•	 von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt wurden.

3.2 Überweisungen in Staaten außerhalb des EWR (Drittstaaten) 6

3.2.1 Erforderliche Angaben
Der Kunde muss für die Ausführung der Überweisung folgende Angaben machen:
•	 Name des Zahlungsempfängers
•	 Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nr. 1.2); ist bei grenzüberschreiten-

den Überweisungen der BIC unbekannt, ist statt dessen der vollständige Name und die 
Adresse des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempfängers anzugeben 

•	 Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 1)
•	 Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage 1)
•	 Betrag
•	 Name des Kunden
•	 Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kunden

3.2.2 Ausführungsfrist
Die Überweisungen werden baldmöglichst bewirkt.

3.2.3 Erstattungs- und Schadensersatzansprüche des Kunden
3.2.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung
1. Im Falle einer nicht autorisierten Überweisung (siehe oben Nr. 1.3 Abs. 2) hat die Bank 
gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflich-
tet, dem Kunden den Zahlungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des 
Kunden belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es 
sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Überweisung befunden hätte. Diese 
Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leis-
tungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt wur-
de, dass die Überweisung nicht autorisiert ist oder die Bank auf andere Weise davon 
Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank einer zuständigen Behörde berechtigte Gründe für 
den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, 
hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn 
sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. Wurde die Überweisung über einen Zahlungs-
auslösedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 2 bis 4 die Bank.

2. Bei sonstigen Schäden, die aus einer nicht autorisierten Überweisung resultieren, haftet 
die Bank für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der 
Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mit-
verschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

3.2.3.2 �Haftung bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer 
autorisierten Überweisung

Bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten Überweisung 
hat der Kunde neben etwaigen Herausgabeansprüchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. 
BGB Schadensersatzansprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:
•	 Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhal-

ten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsät-
zen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen 
haben.

•	 Für das Verschulden zwischengeschalteter Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fäl-
len beschränkt sich die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung 
der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

•	 Die Haftung der Bank ist auf höchstens 12.500 EUR je Überweisung begrenzt. Diese 
Haftungsbeschränkung gilt nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für 
Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat.
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3.2.3.3 Haftungs- und Einwendungsausschluss
1. Eine Haftung der Bank nach Nr. 3.2.3.2 ist in folgenden Fällen ausgeschlossen:
•	 Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Überweisungsbetrag ordnungs-

gemäß beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist.
•	 Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kunden angegebenen fehler-

haften Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nr. 1.2) ausgeführt. In diesem 
Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten darum bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Für die Tätigkei-
ten der Bank nach den Satz 2 dieses Unterpunktes berechnet die Bank das im „Preis- 
und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

2. Ansprüche des Kunden nach Nummern 3.2.3.1 und 3.2.3.2 und Einwendungen des 
Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft ausgeführter Überweisungen oder 
aufgrund nicht autorisierter Überweisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die 
Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten 
oder fehlerhaft ausgeführten Überweisung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist be-
ginnt nur, wenn die Bank den Kunden über die Belastungsbuchung der Überweisung ent-
sprechend dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines 
Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn 
der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche kann der Kunde auch 
nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhal-
tung dieser Frist verhindert war. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch dann, wenn der Kunde die 
Überweisung über einen Zahlungsauslösedienstleister auslöst.

3. Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden 
Umstände
•	 auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank 

keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht 
hätten vermieden werden können, oder

•	 von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt wurden.

4. Anhang: Verzeichnis der Kurzformen für Zielland und Währung

Zielland Kurzform Währung Kurzform

Belgien BE Euro EUR

Bulgarien BG Bulgarischer Lew BGN

Dänemark DK Dänische Krone DKK

Estland EE Euro EUR

Finnland FI Euro EUR

Frankreich FR Euro EUR

Griechenland GR Euro EUR

Irland IE Euro EUR

Island IS Isländische Krone ISK

Italien IT Euro EUR

Japan JP Japanischer Yen JPY

Kanada CA Kanadischer Dollar CAD

Kroatien HR Kroatischer Kuna HRK

Lettland LV Euro EUR

Liechtenstein LI Schweizer Franken* CHF

Litauen LT Euro EUR

Luxemburg LU Euro EUR

Malta MT Euro EUR

Niederlande NL Euro EUR

Norwegen NO Norwegische Krone NOK

Österreich AT Euro EUR

Polen PL Polnische Zloty PLN

Portugal PT Euro EUR

Rumänien RO Rumänischer Leu ROL

Russische Föderation RU Russischer Rubel RUR

Schweden SE Schwedische Krone SEK

Schweiz CH Schweizer Franken CHF

Slowakei SK Euro EUR

Slowenien SI Euro EUR

Spanien ES Euro EUR

Tschechien CZ Tschechische Krone CZK

Türkei TR Türkische Lira TRY

Ungarn HU Ungarische Forint HUF

USA US US-Dollar USD

Vereinigtes Königreich 
von Großbritannien und 
Nordirland

GB Britische Pfund Sterling GBP

Zypern CY Euro EUR

* Schweizer Franken als gesetzliches Zahlungsmittel in Liechtenstein

1	International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer)
2	Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit: Belgien, Bulgarien, Dänemark, 

Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Gu-
adeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Island, Italien, Kroatien, 
Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Österreich, 
Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Re-
publik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland sowie Zypern.

	 Sonstige Staaten und Gebiete: Monaco, Schweiz, Saint-Pierre und San Marino. 
3	Bank Identifier Code (Bank-Identifizierungs-Code)
4	Zu den EWR-Währungen gehören derzeit: Euro, Britisches Pfund Sterling, Bulgarischer 

Lew, Dänische Krone, Isländische Krone, Kroatische, Kuna, Lettischer Lats, Litauischer 
Litas, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Rumänischer Leu, Schwedische Krone, 
Schweizer Franken, Tschechische Krone, Ungarischer Forint.

5	 Z.B. US-Dollar
6	 Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes (derzeit: 

Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließ-
lich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion), Griechenland, 
Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, 
Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, 
Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Groß-
britannien und Nordirland sowie Zypern). 
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BEDINGUNGEN FÜR ZAHLUNGEN 
MITTELS LASTSCHRIFT IM SEPA-
BASISLASTSCHRIFTVERFAHREN
Für Zahlungen des Kunden an Zahlungsempfänger mittels SEPA-Basislastschrift über 
sein Konto bei der Bank gelten folgende Bedingungen.

1. Allgemein

1.1 Begriffsbestimmung
Eine Lastschrift ist ein vom Zahlungsempfänger ausgelöster Zahlungsvorgang zu Lasten 
des Kontos des Kunden, bei dem die Höhe des jeweiligen Zahlungsbetrages vom Zah-
lungsempfänger angegeben wird.

1.2 Entgelte und deren Änderung
1.2.1 Entgelte für Verbraucher 
Die Entgelte im Lastschriftverkehr ergeben sich aus dem Preis- und Leistungsverzeichnis. 
Änderungen der Entgelte im Lastschriftverkehr werden dem Kunden spätestens zwei Mo-
nate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit 
der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg 
vereinbart, können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Der Kunde 
kann den Änderungen vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens entweder 
zustimmen oder sie ablehnen.

Die Zustimmung des Kunden gilt als erteilt, wenn er seine Ablehnung nicht vor dem vorge-
schlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen angezeigt hat. Auf diese 
Genehmigungswirkung wird ihn die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen.

Werden dem Kunden Änderungen der Entgelte angeboten, kann er diese Geschäftsbezie-
hung vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch 
fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird ihn die Bank in ihrem 
Angebot besonders hinweisen.

Die Änderung von Entgelten für den Zahlungsdiensterahmenvertrag (Girovertrag) richtet 
sich nach Nr. 12 Abs. 5 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

1.2.2 Entgelte für Kunden, die nicht Verbraucher sind
Für Entgelte und deren Änderung für Zahlungen von Kunden, die keine Verbraucher sind, 
verbleibt es bei den Regelungen in Nr. 12 Absätze 2 bis 6 der Allgemeinen Geschäfts
bedingungen.

2. SEPA-Basislastschrift

2.1 Allgemein
2.1.1 Wesentliche Merkmale des SEPA-Basislastschriftverfahrens
Mit dem SEPA-Basislastschriftverfahren kann der Kunde über die Bank an den Zahlungs-
empfänger Zahlungen in Euro innerhalb des Gebiets des einheitlichen Euro-Zahlungsver-
kehrsraums („Single Euro Payments Area“, SEPA) bewirken. Zur SEPA gehören die im 
Anhang genannten Staaten und Gebiete.

Für die Ausführung von Zahlungen mittels SEPA-Basislastschriften muss
•	 der Zahlungsempfänger und dessen Zahlungsdienstleister das SEPA-Basislastschrift-

verfahren nutzen und
•	 der Kunde vor dem Zahlungsvorgang dem Zahlungsempfänger das SEPA-Lastschrift-

mandat erteilen.

Der Zahlungsempfänger löst den jeweiligen Zahlungsvorgang aus, indem er über seinen 
Zahlungsdienstleister der Bank die Lastschriften vorlegt.

Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-Basislastschrift bin-
nen einer Frist von acht Wochen ab dem Zeitpunkt der Belastungsbuchung auf seinem 
Konto von der Bank die Erstattung des belasteten Lastschriftbetrages verlangen.

2.1.2 Kundenkennungen
Für das Verfahren hat der Kunde die ihm mitgeteilte IBAN 1 und bei grenzüberschreitenden 
Zahlungen (außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums 2) zusätzlich den BIC 3 der 
Bank als seine Kundenkennung gegenüber dem Zahlungsempfänger zu verwenden, da 
die Bank berechtigt ist, die Zahlung aufgrund der SEPA-Basislastschrift ausschließlich auf 
Grundlage der ihr übermittelten Kundenkennung auszuführen. Die Bank und die weiteren 
beteiligten Stellen führen die Zahlung an den Zahlungsempfänger anhand der im Last-
schriftdatensatz vom Zahlungsempfänger als dessen Kundenkennung angegebenen 
IBAN und bei grenzüberschreitenden Zahlungen außerhalb des EWR zusätzlich angege-
benen BIC aus.

2.1.3 Übermittlung von Lastschriftdaten
Bei SEPA-Basislastschriften können die Lastschriftdaten auch über das Nachrichtenüber-
mittlungssystem der Society for Worldwide Interbank Financial Telecommunication (SWIFT) 
mit Sitz in Belgien und Rechenzentren in der Europäischen Union, in der Schweiz und in den 
USA weitergeleitet werden.

2.2 SEPA-Lastschriftmandat
2.2.1 Erteilung des SEPA-Lastschriftmandats (SEPA Direct Debit Mandate)
Der Kunde erteilt dem Zahlungsempfänger ein SEPA-Lastschriftmandat. Damit autorisiert 
er gegenüber seiner Bank die Einlösung von SEPA-Basislastschriften des Zahlungsemp-
fängers. Das Mandat ist schriftlich oder in der mit seiner Bank vereinbarten Art und Weise 
zu erteilen. In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthalten, 
dass die am Lastschrifteinzug beteiligten Zahlungsdienstleister und etwaige zwischenge-
schaltete Stellen die für die Ausführung der Lastschrift notwendigen personenbezogenen 
Daten des Kunden abrufen, verarbeiten, übermitteln und speichern.

In dem SEPA-Lastschriftmandat müssen die folgenden Erklärungen des Kunden enthalten 
sein:
•	 Ermächtigung des Zahlungsempfängers, Zahlungen vom Konto des Kunden mittels 

SEPA- Basislastschrift einzuziehen, und
•	 Bezeichnung der Bank des Kunden und
•	 Weisung an die Bank, die vom Zahlungsempfänger auf sein Konto gezogenen SEPA-

Basislastschriften einzulösen.

Das SEPA-Lastschriftmandat muss folgende Autorisierungsdaten enthalten:
•	 Bezeichnung des Zahlungsempfängers,
•	 eine Gläubigeridentifikationsnummer,
•	 Kennzeichnung als einmalige oder wiederkehrende Zahlung,
•	 Name des Kunden (sofern verfügbar),
•	 Bezeichnung der Bank des Kunden und
•	 seine Kundenkennung (siehe Nr. 2.1.2).

Über die Autorisierungsdaten hinaus kann das Lastschriftmandat zusätzliche Angaben 
enthalten.

2.2.2 Einzugsermächtigung als SEPA-Lastschriftmandat
Hat der Kunde dem Zahlungsempfänger eine Einzugsermächtigung erteilt, mit der er den 
Zahlungsempfänger ermächtigt, Zahlungen von seinem Konto mittels Lastschrift einzuzie-
hen, weist er zugleich damit die Bank an, die vom Zahlungsempfänger auf sein Konto 
gezogenen Lastschriften einzulösen. Mit der Einzugsermächtigung autorisiert der Kunde 
gegenüber seiner Bank die Einlösung von Lastschriften des Zahlungsempfängers. Diese 
Einzugsermächtigung gilt als SEPA-Lastschriftmandat. Sätze 1 bis 3 gelten auch für vom 
Kunden vor dem Inkrafttreten dieser Bedingungen erteilte Einzugsermächtigungen.

Die Einzugsermächtigung muss folgende Autorisierungsdaten enthalten:
•	 Bezeichnung des Zahlungsempfängers,
•	 Name des Kunden,
•	 Kundenkennung nach Nr. 2.1.2 oder Kontonummer und Bankleitzahl des Kunden.

Über die Autorisierungsdaten hinaus kann die Einzugsermächtigung zusätzliche Angaben 
enthalten.

2.2.3 Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats
Das SEPA-Lastschriftmandat kann vom Kunden durch Erklärung gegenüber dem Zah-
lungsempfänger oder seiner Bank – möglichst schriftlich – mit der Folge widerrufen wer-
den, dass nachfolgende Zahlungsvorgänge nicht mehr autorisiert sind.

Erfolgt der Widerruf gegenüber der Bank, wird dieser ab dem auf den Eingang des Wider-
rufs folgenden Geschäftstag gemäß Preis- und Leistungsverzeichnis wirksam. Zusätzlich 
sollte dieser auch gegenüber dem Zahlungsempfänger erklärt werden, damit dieser keine 
weiteren Lastschriften einzieht.

2.2.4 Begrenzung und Nichtzulassung von SEPA-Lastschriften
Der Kunde kann der Bank gesondert die Weisung erteilen, Zahlungen aus SEPA-Basis-
lastschriften zu begrenzen oder nicht zuzulassen. Diese Weisung muss der Bank bis spä-
testens zum Ende des Geschäftstages gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ vor dem 
im Datensatz der Lastschrift angegebenen Fälligkeitstag zugehen. Diese Weisung sollte 
möglichst schriftlich und möglichst gegenüber der kontoführenden Stelle der Bank erfol-
gen. Zusätzlich sollte diese auch gegenüber dem Zahlungsempfänger erklärt werden.

2.3 Einzug der SEPA-Basislastschrift auf Grundlage des SEPA-Lastschriftmandats 
durch den Zahlungsempfänger
1. Das vom Kunden erteilte SEPA-Lastschriftmandat verbleibt beim Zahlungsempfänger. 
Dieser übernimmt die Autorisierungsdaten und setzt etwaige zusätzliche Angaben in den 
Datensatz zur Einziehung von SEPA-Basislastschriften. Der jeweilige Lastschriftbetrag 
wird vom Zahlungsempfänger angegeben.

2. Der Zahlungsempfänger übermittelt elektronisch den Datensatz zur Einziehung der 
SEPA-Basislastschrift unter Einschaltung seines Zahlungsdienstleisters an die Bank als 
Zahlstelle. Dieser Datensatz verkörpert auch die Weisung des Kunden an die Bank zur 
Einlösung der jeweiligen SEPA-Basislastschrift (siehe Nr. 2.2.1 Sätze 2 und 4 beziehungs-
weise Nr. 2.2.2 Satz 2). Für den Zugang dieser Weisung verzichtet die Bank auf die für die 
Erteilung des SEPA-Lastschriftmandats vereinbarte Form (siehe Nr. 2.2.1 Satz 3).

2.4 Zahlungsvorgang aufgrund der SEPA-Basislastschrift
2.4.1 Belastung des Kontos des Kunden mit dem Lastschriftbetrag
1. Eingehende SEPA-Basislastschriften des Zahlungsempfängers werden am im Daten-
satz angegebenen Fälligkeitstag mit dem vom Zahlungsempfänger angegebenen Last-
schriftbetrag dem Konto des Kunden belastet. Fällt der Fälligkeitstag nicht auf einen im 
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„Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesenen Geschäftstag der Bank, erfolgt die Kon-
tobelastung am nächsten Geschäftstag.

2. Eine Kontobelastung erfolgt nicht oder wird spätestens am zweiten Bankarbeitstag 4 
nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht (siehe Nr. 2.4.2), wenn
•	 der Bank ein Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats gemäß Nr. 2.2.3 zugegangen ist,
•	 der Kunde über kein für die Einlösung der Lastschrift ausreichendes Guthaben auf sei-

nem Konto oder über keinen ausreichenden Kredit verfügt (fehlende Kontodeckung); 
Teileinlösungen nimmt die Bank nicht vor,

•	 die im Lastschriftdatensatz angegebene IBAN des Zahlungspflichtigen keinem Konto 
des Kunden bei der Bank zuzuordnen ist oder

•	 die Lastschrift nicht von der Bank verarbeitbar ist, da im Lastschriftdatensatz
+ eine Gläubigeridentifikationsnummer fehlt oder für die Bank erkennbar fehlerhaft ist, 
+ eine Mandatsreferenz fehlt, 
+ ein Ausstellungsdatum des Mandats fehlt oder 
+ kein Fälligkeitstag angegeben ist.

3. Darüber hinaus erfolgt eine Kontobelastung nicht oder wird spätestens am zweiten Bank
arbeitstag nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht (siehe Nr. 2.4.2), wenn dieser SEPA-
Basislastschrift eine gesonderte Weisung des Kunden nach Nr. 2.2.4 entgegensteht.

2.4.2 Einlösung von SEPA-Basislastschriften
SEPA-Basislastschriften sind eingelöst, wenn die Belastungsbuchung auf dem Konto des 
Kunden nicht spätestens am zweiten Bankarbeitstag nach ihrer Vornahme rückgängig 
gemacht wird.

2.4.3 Unterrichtung über die Nichtausführung oder Rückgängigmachung der  
Belastungsbuchung oder Ablehnung der Einlösung

Über die Nichtausführung oder Rückgängigmachung der Belastungsbuchung (siehe 
Nr.  2.4.1 Abs.  2) oder die Ablehnung der Einlösung einer SEPA-Basislastschrift (siehe 
Nr. 2.4.2) wird die Bank den Kunden unverzüglich, spätestens bis zu der gemäß Nr. 2.4.4 
vereinbarten Frist unterrichten. Dies kann auch auf dem für Kontoinformationen vereinbar-
ten Weg geschehen. Dabei wird die Bank, soweit möglich, die Gründe sowie die Möglich-
keiten angeben, wie Fehler, die zur Nichtausführung, Rückgängigmachung oder Ableh-
nung geführt haben, berichtigt werden können. 

Für die berechtigte Ablehnung der Einlösung einer autorisierten SEPA-Basislastschrift we-
gen fehlender Kontodeckung (siehe Nr. 2.4.1 Abs. 2 zweiter Spiegelstrich) berechnet die 
Bank das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

2.4.4 Ausführung der Zahlung
1. Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der von ihr dem Konto des Kunden auf-
grund der SEPA-Basislastschrift des Zahlungsempfängers belastete Lastschriftbetrag 
spätestens innerhalb der im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Ausfüh-
rungsfrist beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingeht.

2. Die Ausführungsfrist beginnt an dem im Lastschriftdatensatz angegebenen Fälligkeits-
tag. Fällt dieser Tag nicht auf einen Geschäftstag gemäß „Preis- und Leistungsverzeich-
nis“ der Bank, so beginnt die Ausführungsfrist am darauf folgenden Geschäftstag.

3. Die Bank unterrichtet den Kunden über die Ausführung der Zahlung auf dem für 
Kontoinformationen vereinbarten Weg und in der vereinbarten Häufigkeit.

2.5 Erstattungsanspruch des Kunden bei einer autorisierten Zahlung
1. Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-Basislastschrift 
binnen einer Frist von acht Wochen ab dem Zeitpunkt der Belastungsbuchung auf seinem 
Konto von der Bank ohne Angabe von Gründen die Erstattung des belasteten Lastschrift
betrages verlangen. Dabei bringt sie das Konto wieder auf den Stand, auf dem es sich 
ohne die Belastung durch die Zahlung befunden hätte. Etwaige Zahlungsansprüche des 
Zahlungsempfängers gegen den Kunden bleiben hiervon unberührt.

2. Der Erstattungsanspruch nach Abs. 1 ist ausgeschlossen, sobald der jeweilige Betrag 
der Lastschriftbelastungsbuchung durch eine ausdrückliche Genehmigung des Kunden 
unmittelbar gegenüber der Bank autorisiert worden ist.

3. Erstattungsansprüche des Kunden bei einer nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgeführten 
autorisierten Zahlung richten sich nach Nr. 2.6.2.

2.6 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche des Kunden
2.6.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Zahlung
Im Falle einer vom Kunden nicht autorisierten Zahlung hat die Bank gegen den Kunden 
keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den 
von seinem Konto abgebuchten Lastschriftbetrag zu erstatten. Dabei bringt sie das Konto 
wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte 
Zahlung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende des Geschäfts-
tags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an wel-
chem der Bank angezeigt wurde, dass die Zahlung nicht autorisiert ist oder die Bank auf 
andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank einer zuständigen Behörde be-
rechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden vor-
liegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prü-
fen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt.

2.6.2 �Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung von 
autorisierten Zahlungen

1. Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Zahlung 
kann der Kunde von der Bank die unverzügliche und ungekürzte Erstattung des Last-
schriftbetrages insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. Die 
Bank bringt dann das Konto wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den fehlerhaft 
ausgeführten Zahlungsvorgang befunden hätte.

2. Der Kunde kann über den Anspruch nach Abs. 1 hinaus von der Bank die Erstattung 
derjenigen Entgelte und Zinsen verlangen, die die Bank ihm im Zusammenhang mit der 
nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung der Zahlung in Rechnung gestellt oder mit 
denen sie das Konto des Kunden belastet hat.

3. Geht der Lastschriftbetrag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers erst 
nach Ablauf der Ausführungsfrist in Nr. 2.4.4 Abs. 2 ein (Verspätung), kann der Zahlungs-
empfänger von seinem Zahlungsdienstleister verlangen, dass dieser die Gutschrift des 
Lastschriftbetrags auf dem Konto des Zahlungsempfängers so vornimmt, als sei die Zah-
lung ordnungsgemäß ausgeführt worden.

4. Wurde ein Zahlungsvorgang nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die Bank auf Verlan-
gen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollziehen und den Kunden über das Ergeb-
nis unterrichten.

2.6.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
1. Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer autorisierten Zahlung 
oder bei einer nicht autorisierten Zahlung kann der Kunde von der Bank einen Schaden, 
der nicht bereits von Nummern 2.6.1 und 2.6.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, 
wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Ver-
schulden, das einer von ihr zwischengeschalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes Ver-
schulden zu vertreten. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung 
eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, 
in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

2. Die Haftung nach Abs. 1 ist auf 12.500 EUR begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungs-
grenze gilt nicht
•	 für nicht autorisierte Zahlungen,
•	 bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,
•	 für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, und
•	 für den dem Kunden entstandenen Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist.

2.6.4 Ansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind 
Abweichend von den Ansprüchen in Nr. 2.6.2 und 2.6.3 haben Kunden, die keine Verbrau-
cher sind, bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten 
Zahlung oder bei einer nicht autorisierten Zahlung neben etwaigen Herausgabeansprü-
chen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzansprüche nach Maß-
gabe folgender Regelungen:
•	 Die Bank haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhal-

ten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsät-
zen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen 
haben.

•	 Für das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet die Bank 
nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl 
und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle.

•	 Ein Schadensersatzspruch des Kunden ist der Höhe nach auf den Lastschriftbetrag 
zuzüglich der von der Bank in Rechnung gestellten Entgelte und Zinsen begrenzt. 
Soweit es sich hierbei um die Geltendmachung von Folgeschäden handelt, ist der 
Anspruch auf höchstens 12.500 EUR je Zahlung begrenzt. Diese Haftungsbeschrän-
kungen gelten nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Bank und für Gefahren, 
die die Bank besonders übernommen hat sowie für nicht autorisierte Zahlungen.

2.6.5 Haftungs- und Einwendungsausschluss
1. Eine Haftung der Bank nach Nummern  2.6.2. bis 2.6.4 ist in folgenden Fällen aus
geschlossen:
•	 Die Bank weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Zahlungsbetrag rechtzeitig und 

ungekürzt beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist.
•	 Die Zahlung wurde in Übereinstimmung mit der vom Zahlungsempfänger angegebenen 

fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfängers ausgeführt. In diesem Fall kann 
der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
darum bemüht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlangung des Zah-
lungsbetrags nach Satz 2 dieses Unterpunktes nicht möglich, so ist die Bank verpflichtet, 
dem Kunden auf schriftlichen Antrag alle verfügbaren Informationen mitzuteilen, damit der 
Kunde einen Anspruch auf Erstattung des Zahlungsbetrags geltend machen kann. Für die 
Tätigkeiten nach den Sätzen  2 und 3 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das im 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

2. Ansprüche des Kunden nach Nummern 2.6.1 bis 2.6.4 und Einwendungen des Kunden 
gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft ausgeführter Zahlungen oder aufgrund 
nicht autorisierter Zahlungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht spä-
testens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehler-
haft ausgeführten Zahlung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn 
die Bank den Kunden über die Belastungsbuchung der Zahlung entsprechend dem für 
Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der Belas-
tungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung 
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maßgeblich. Schadensersatzansprüche nach Nr. 2.6.3 kann der Kunde auch nach Ablauf 
der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser 
Frist verhindert war.

3. Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden 
Umstände
•	 auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank 

keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht 
hätten vermieden werden können, oder

•	 von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt wurden.

3. Anhang: Liste der zur SEPA gehörigen Staaten und Gebiete 

3.1 Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)
Mitgliedstaaten der Europäischen Union: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, 
Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Marti-
nique, Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Lu-
xemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowa-
kei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich von 
Großbritannien und Nordirland, Zypern.
Weitere Staaten: Island, Liechtenstein, Norwegen.

3.2 Sonstige Staaten und Gebiete
Guernsey, Jersey, Insel Man, Monaco, San Marino, Schweiz, Saint-St. Pierre und 
Miquelon.

1	International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer)
2	Für die Mitgliedstaaten siehe Anhang.
3	Bank Identifier Code (Bank-Identifizierungs-Code)
4	Bankarbeitstage sind alle Werktage außer: Sonnabende, 24. und 31. Dezember.

SONDERBEDINGUNGEN FÜR 
WERTPAPIERGESCHÄFT

Diese Sonderbedingungen gelten für den Kauf oder Verkauf sowie für die Verwahrung von 
Wertpapieren, und zwar auch dann, wenn die Rechte nicht in Urkunden verbrieft sind 
(nachstehend: „Wertpapiere“).

Geschäfte in Wertpapieren
1. Formen des Wertpapiergeschäftes

1.1 Kommissions-/Festpreisgeschäft
Bank und Kunde schließen Wertpapiergeschäfte in Form von Kommissionsgeschäften (2) 
oder Festpreisgeschäften (3) ab.

1.2 Kommissionsgeschäfte 
Führt die Bank Aufträge ihres Kunden zum Kauf oder Verkauf von Wertpapieren als Kom-
missionärin aus, schließt sie für Rechnung des Kunden mit einem anderen Marktteilneh-
mer oder einer Zentralen Gegenpartei ein Kauf- oder Verkaufsgeschäft (Ausführungsge-
schäft) ab, oder sie beauftragt einen anderen Kommissionär (Zwischenkommissionär), ein 
Ausführungsgeschäft abzuschließen. Im Rahmen des elektronischen Handels an einer 
Börse kann der Auftrag des Kunden auch gegen die Bank oder den Zwischenkommissio-
när unmittelbar ausgeführt werden, wenn die Bedingungen des Börsenhandels dies 
zulassen. 

1.3 Festpreisgeschäfte 
Vereinbaren Bank und Kunde miteinander für das einzelne Geschäft einen festen oder 
bestimmbaren Preis (Festpreisgeschäft), so kommt ein Kaufvertrag zustande; dement-
sprechend übernimmt die Bank vom Kunden die Wertpapiere als Käuferin, oder sie liefert 
die Wertpapiere an ihn als Verkäuferin. Die Bank berechnet dem Kunden den vereinbarten 
Preis, bei verzinslichen Schuldverschreibungen zuzüglich aufgelaufener Zinsen 
(Stückzinsen). 

2. Ausführungsgrundsätze für Wertpapiergeschäfte
Die Bank führt Wertpapiergeschäfte nach ihren jeweils geltenden Ausführungsgrundsät-
zen aus. Die Ausführungsgrundsätze sind Bestandteil der Sonderbedingungen. Die Bank 
ist berechtigt, die Ausführungsgrundsätze entsprechend den aufsichtsrechtlichen Vorga-
ben zu ändern. über die Änderungen der Ausführungsgrundsätze wird die Bank den Kun-
den jeweils informieren.

Besondere Regelungen für das Kommissionsge­
schäft

3. Usancen/Unterrichtung/Preis

3.1 Geltung von Rechtsvorschriften/Usancen/Geschäftsbedingungen
Die Ausführungsgeschäfte unterliegen den für den Wertpapierhandel am Ausführungs-
platz geltenden Rechtsvorschriften und Geschäftsbedingungen (Usancen); daneben gel-
ten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Vertragspartners der Bank.  

3.2 Unterrichtung
Über die Ausführung des Auftrags wird die Bank den Kunden unverzüglich unterrichten. 
Wurde der Auftrag des Kunden im elektronischen Handel an einer Börse gegen die Bank 
oder den Zwischenkommissionär unmittelbar ausgeführt, bedarf es keiner gesonderten 
Benachrichtigung.  

3.3 Preis des Ausführungsgeschäfts/Entgelt/Aufwendungen
Die Bank rechnet gegenüber dem Kunden den Preis des Ausführungsgeschäfts ab. Sie ist 
berechtigt, ihr Entgelt in Rechnung zu stellen. Ein möglicher Anspruch der Bank auf Ersatz 
von Aufwendungen richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften.

4. �Erfordernis eines ausreichenden Kontoguthabens  
Depotbestandes

Die Bank ist zur Ausführung von Aufträgen oder zur Ausübung von Bezugsrechten nur 
insoweit verpflichtet, als das Guthaben des Kunden, ein für Wertpapiergeschäfte nutzba-
rer Kredit oder der Depotbestand des Kunden zur Ausführung ausreichen. Führt die Bank 
den Auftrag ganz oder teilweise nicht aus, so wird sie den Kunden unverzüglich 
unterrichten.

5. Festsetzung von Preisgrenzen 
Der Kunde kann der Bank bei der Erteilung von Aufträgen Preisgrenzen für das Ausfüh-
rungsgeschäft vorgeben (preislich limitierte Aufträge). 

6. Gültigkeitsdauer von unbefristeten Kundenaufträgen

6.1 Preislich unlimitierte Aufträge
Ein preislich unlimitierter Auftrag gilt entsprechend den Ausführungsgrundsätzen (Nr. 2) 
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nur für einen Handelstag; ist der Auftrag für eine gleichtägige Ausführung nicht so rechtzei-
tig eingegangen, dass seine Berücksichtigung im Rahmen des ordnungsgemäßen Ar-
beitsablaufs möglich ist, so wird er für den nächsten Handelstag vorgemerkt. Wird der 
Auftrag nicht ausgeführt, so wird die Bank den Kunden hiervon unverzüglich benachrichti-
gen.  

6.2 Preislich limitierte Aufträge
Ein preislich limitierter Auftrag ist bis zum letzten Handelstag des laufenden Monats gültig 
(Monats-Ultimo). Ein am letzten Handelstag eines Monats eingehender Auftrag wird, so-
fern er nicht am selben Tag ausgeführt wird, entsprechend den Ausführungsgrundsätzen 
(Nr. 2) für den nächsten Monat vorgemerkt. Die Bank wird den Kunden über die Gültig-
keitsdauer seines Auftrags unverzüglich unterrichten.

7. �Gültigkeitsdauer von Aufträgen zum Kauf oder Verkauf von 
Bezugsrechten 

Preislich unlimitierte Aufträge zum Kauf oder Verkauf von Bezugsrechten sind für die Dau-
er des Bezugsrechtshandels gültig. Preislich limitierte Aufträge zum Kauf oder Verkauf von 
Bezugsrechten erlöschen mit Ablauf des vorletzten Tages des Bezugsrechtshandels. Die 
Gültigkeitsdauer von Aufträgen zum Kauf oder Verkauf ausländischer Bezugsrechte be-
stimmt sich nach den maßgeblichen ausländischen Usancen. Für die Behandlung von 
Bezugsrechten, die am letzten Tag des Bezugsrechtshandels zum Depotbestand des 
Kunden gehören, gilt Nr. 15 Abs. 1. 

8. Erlöschen laufender Aufträge

8.1 �Dividendenzahlungen, sonstige Ausschüttungen, Einräumung von 
Bezugsrechten, Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln

Preislich limitierte Aufträge zum Kauf oder Verkauf von Aktien an inländischen Ausfüh-
rungsplätzen erlöschen bei Dividendenzahlung, sonstigen Ausschüttungen, der Einräu-
mung von Bezugsrechten oder einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln mit Ablauf 
des Handelstages, an dem die Aktien letztmalig einschließlich der vorgenannten Rechte 
gehandelt werden, sofern die jeweiligen Regelungen des Ausführungsplatzes ein Erlö-
schen vorsehen. Bei Veränderung der Einzahlungsquote teileingezahlter Aktien oder des 
Nennwertes von Aktien und im Falle des Aktiensplittings erlöschen preislich limitierte Auf-
träge mit Ablauf des Handelstages vor dem Tag, an dem die Aktien mit erhöhter Einzah-
lungsquote bzw. mit dem veränderten Nennwert bzw. gesplittet notiert werden.

8.2 Kursaussetzung 
Wenn an einem inländischen Ausführungsplatz die Preisfeststellung wegen besonderer 
Umstände im Bereich des Emittenten unterbleibt (Kursaussetzung), erlöschen sämtliche 
an diesem Ausführungsplatz auszuführenden Kundenaufträge für die betreffenden Wert-
papiere, sofern die Bedingungen des Ausführungsplatzes dies vorsehen.

8.3 �Ausführung von Kundenaufträgen an ausländischen 
Ausführungsplätzen

Bei der Ausführung von Kundenaufträgen an ausländischen Ausführungsplätzen gelten 
insoweit die Usancen der ausländischen Ausführungsplätze.

8.4 Benachrichtigung
Von dem Erlöschen eines Kundenauftrags wird die Bank den Kunden unverzüglich 
benachrichtigen.

9. Haftung der Bank bei Kommissionsgeschäften
Die Bank haftet für die ordnungsgemäße Erfüllung des Ausführungsgeschäfts durch ihren 
Vertragspartner oder den Vertragspartner des Zwischenkommissionärs. Bis zum  
Abschluss eines Ausführungsgeschäfts haftet die Bank bei der Beauftragung eines  
Zwischenkommissionärs nur für dessen sorgfältige Auswahl und Unterweisung.

Erfüllung der Wertpapiergeschäfte
10. �Erfüllung im Inland als Regelfall
Die Bank erfüllt Wertpapiergeschäfte im Inland, soweit nicht die nachfolgenden Bedingun-
gen oder eine anderweitige Vereinbarung die Anschaffung im Ausland vorsehen.

11. Anschaffung im Inland
Bei der Erfüllung im Inland verschafft die Bank dem Kunden, sofern die Wertpapiere zur 
Girosammelverwahrung bei der deutschen Wertpapiersammelbank (Clearstream Banking 
AG) zugelassen sind, Miteigentum an diesem Sammelbestand – Girosammel-Depotgut-
schrift – (GS-Gutschrift). Soweit Wertpapiere nicht zur Girosammelverwahrung zugelas-
sen sind, wird dem Kunden Alleineigentum an Wertpapieren verschafft. Diese Wertpapiere 
verwahrt die Bank für den Kunden gesondert von ihren eigenen Beständen und von denen 
Dritter (Streifbandverwahrung).

12. Anschaffung im Ausland

12.1 Anschaffungsvereinbarung
Die Bank schafft Wertpapiere im Ausland an, wenn sie als Kommissionärin Kaufaufträge 
in in- oder ausländischen Wertpapieren im Ausland ausführt oder sie dem Kunden im 
Wege eines Festpreisgeschäftes ausländische Wertpapiere verkauft, die im Inland weder 
börslich noch außerbörslich gehandelt werden oder sie als Kommissionärin Kaufaufträge 
in ausländischen Wertpapieren ausführt oder dem Kunden ausländische Wertpapiere im 
Wege eines Festpreisgeschäftes verkauft, die zwar im Inland börslich oder außerbörslich 

gehandelt, üblicherweise aber im Ausland angeschafft werden.

12.2 Einschaltung von Zwischenverwahrern
Die Bank wird die im Ausland angeschafften Wertpapiere im Ausland verwahren lassen. 
Hiermit wird sie einen anderen in- oder ausländischen Verwahrer (z. B. die Clearstream 
Banking AG) beauftragen oder eine eigene ausländische Geschäftsstelle damit betrauen. 
Die Verwahrung der Wertpapiere unterliegt den Rechtsvorschriften und Usancen des Ver-
wahrungsorts und den für den oder die ausländischen Verwahrer geltenden Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen.

12.3 Gutschrift in Wertpapierrechnung
Die Bank wird sich nach pflichtgemäßem Ermessen unter Wahrung der Interessen des 
Kunden das Eigentum oder Miteigentum an den Wertpapieren oder eine andere im Lager-
land übliche, gleichwertige Rechtsstellung verschaffen und diese Rechtsstellung treuhän-
derisch für den Kunden halten. Hierüber erteilt sie dem Kunden Gutschrift in Wertpapier-
rechnung (WR-Gutschrift) unter Angabe des ausländischen Staates, in dem sich die 
Wertpapiere befinden (Lagerland).

12.4 Deckungsbestand
Die Bank braucht die Auslieferungsansprüche des Kunden aus der ihm erteilten WR-Gut-
schrift nur aus dem von ihr im Ausland unterhaltenen Deckungsbestand zu erfüllen. Der 
Deckungsbestand besteht aus den im Lagerland für die Kunden und für die Bank verwahr-
ten Wertpapieren derselben Gattung. Ein Kunde, dem eine WR-Gutschrift erteilt worden 
ist, trägt daher anteilig alle wirtschaftlichen und rechtlichen Nachteile und Schäden, die 
den Deckungsbestand als Folge von höherer Gewalt, Aufruhr, Kriegs- und Naturereignis-
sen oder durch sonstige von der Bank nicht zu vertretende Zugriffe Dritter im Ausland oder 
im  Zusammenhang mit Verfügungen von hoher Hand des In- oder Auslands treffen 
sollten.

12.5 Behandlung der Gegenleistung
Hat ein Kunde nach Absatz 4 Nachteile und Schäden am Deckungsbestand zu tragen, so 
ist die Bank nicht verpflichtet, dem Kunden den Kaufpreis zurückzuerstatten.

Die Dienstleistungen im Rahmen der Verwahrung
13. Depotauszug
Die Bank erteilt mindestens einmal jährlich einen Depotauszug.

14. Einlösung von Wertpapieren/Bogenerneuerung

14.1 Inlandsverwahrte Wertpapiere
Bei im Inland verwahrten Wertpapieren sorgt die Bank für die Einlösung von Zins-, Ge-
winnanteil- und Ertragscheinen sowie von rückzahlbaren Wertpapieren bei deren Fällig-
keit. Der Gegenwert von Zins-, Gewinnanteil- und Ertragscheinen sowie von fälligen Wert-
papieren jeder Art wird unter dem Vorbehalt gutgeschrieben, dass die Bank den Betrag 
erhält, und zwar auch dann, wenn die Papiere bei der Bank selbst zahlbar sind. Die Bank 
besorgt neue Zins-, Gewinnanteil- und Ertragscheinbogen (Bogenerneuerung).

14.2 Auslandsverwahrte Wertpapiere
Diese Pflichten obliegen bei im Ausland verwahrten Wertpapieren dem ausländischen 
Verwahrer. 

14.3 Auslosung und Kündigung von Schuldverschreibungen
Bei im Inland verwahrten Schuldverschreibungen überwacht die Bank den Zeitpunkt der 
Rückzahlung infolge Auslosung und Kündigung anhand der Veröffentlichungen in den 
„Wertpapier-Mitteilungen“. Bei einer Auslosung von im Ausland verwahrten rückzahlbaren 
Schuldverschreibungen, die anhand deren Urkundennummern erfolgt (Nummernauslo-
sung), wird die Bank nach ihrer Wahl den Kunden für die ihm in Wertpapierrechnung gut-
geschriebenen Wertpapiere entweder Urkundennummern für die Auslosungszwecke zu-
ordnen oder in einer internen Auslosung die Aufteilung des auf den Deckungsbestand 
entfallenden Betrages auf die Kunden vornehmen. Diese interne Auslosung wird unter 
Aufsicht einer neutralen Prüfungsstelle vorgenommen; sie kann statt dessen unter Einsatz 
einer elektronischen Datenverarbeitungsanlage durchgeführt werden, sofern eine neutrale 
Auslosung gewährleistet ist.

14.4 Einlösung in fremder Währung
Werden Zins-, Gewinnanteil- und Ertragscheine sowie fällige Wertpapiere in ausländi-
scher Währung oder Rechnungseinheiten eingelöst, wird die Bank den Einlösungsbetrag 
auf dem Konto des Kunden in dieser Währung gutschreiben, sofern der Kunde ein Konto 
in dieser Währung unterhält. Andernfalls wird sie dem Kunden hierüber eine Gutschrift in 
Euro erteilen, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist.

15. Behandlung von Bezugsrechten/Optionsscheinen/
      Wandelschuldverschreibungen

15.1 Bezugsrechte
Über die Einräumung von Bezugsrechten wird die Bank den Kunden benachrichtigen, 
wenn hierüber eine Bekanntmachung in den „Wertpapier-Mitteilungen“ erschienen ist. So-
weit die Bank bis zum Ablauf des vorletzten Tages des Bezugsrechtshandels keine andere 
Weisung des Kunden erhalten hat, wird sie sämtliche zum Depotbestand des Kunden 
gehörenden inländischen Bezugsrechte bestens verkaufen; ausländische Bezugsrechte 
darf die Bank gemäß den im Ausland geltenden Usancen bestens verwerten lassen.
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15.2 Options- und Wandlungsrechte
Über den Verfall von Rechten aus Optionsscheinen oder Wandlungsrechten aus Wandel-
schuldverschreibungen wird die Bank den Kunden mit der Bitte um Weisung benachrichti-
gen, wenn auf den Verfalltag in den „Wertpapier-Mitteilungen“ hingewiesen worden ist.

16. Weitergabe von Nachrichten
Werden in den „Wertpapier-Mitteilungen“ Informationen veröffentlicht, die die Wertpapiere 
des Kunden betreffen, oder werden der Bank solche Informationen vom Emittenten oder 
von ihrem ausländischen Verwahrer/Zwischenverwahrer übermittelt, so wird die Bank dem 
Kunden diese Informationen zur Kenntnis geben, soweit sich diese auf die Rechtsposition 
des Kunden erheblich auswirken können und die Benachrichtigung des Kunden zur Wah-
rung seiner Interessen erforderlich Ist. So wird sie insbesondere Informationen über
•	 gesetzliche Abfindungs- und Umtauschangebote,
•	 freiwillige Kauf- und Umtauschangebote,
•	 Sanierungsverfahren
zur Kenntnis geben. Eine Benachrichtigung des Kunden kann unterbleiben, wenn die In-
formation bei der Bank nicht rechtzeitig eingegangen ist oder die vom Kunden zu ergrei-
fenden Maßnahmen wirtschaftlich nicht zu vertreten sind, weil die anfallenden Kosten in 
einem  Missverhältnis zu den möglichen Ansprüchen des Kunden stehen.

17. Prüfungspflicht der Bank
Die Bank prüft anhand der Bekanntmachungen in den „Wertpapier-Mitteilungen“ einmalig 
bei der Einlieferung von Wertpapierurkunden, ob diese von Verlustmeldungen (Oppositi-
on), Zahlungssperren und dergleichen betroffen sind. Die Überprüfung auf Aufgebotsver
fahren zur Kraftloserklärung von Wertpapierurkunden erfolgt auch nach Einlieferung.

18. �Umtausch sowie Ausbuchung und Vernichtung von 
Urkunden

18.1 Urkundenumtausch
Die Bank darf ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden einer in den „Wertpapier-
Mitteilungen“ bekannt gemachten Aufforderung zur Einreichung von Wertpapierurkunden 
Folge leisten, wenn diese Einreichung offensichtlich im Kundeninteresse liegt und damit 
auch keine Anlageentscheidung verbunden ist (wie z. B. nach der Fusion der Emittentin 
mit einer anderen Gesellschaft oder bei inhaltlicher Unrichtigkeit der Wertpapierurkunden). 
Der Kunde wird hierüber unterrichtet.

18.2 Ausbuchung und Vernichtung nach Verlust der Wertpapiereigenschaft 
Verlieren die für den Kunden verwahrten Wertpapierurkunden ihre Wertpapiereigenschaft 
durch Erlöschen der darin verbrieften Rechte, so können sie zum Zwecke der Vernichtung 
aus dem Depot des Kunden ausgebucht werden. Im Inland verwahrte Urkunden werden 
soweit möglich dem Kunden auf Verlangen zur Verfügung gestellt. Der Kunde wird über 
die Ausbuchung, die Möglichkeit der Auslieferung und die mögliche Vernichtung unterrich-
tet. Erteilt er keine Weisung, so kann die Bank die Urkunden nach Ablauf einer Frist von 
zwei Monaten nach Absendung der Mitteilung an den Kunden vernichten.

19. Haftung

19.1 Inlandsverwahrung
Bei der Verwahrung von Wertpapieren im Inland haftet die Bank für jedes Verschulden 
ihrer Mitarbeiter und der Personen, die sie zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen hinzuzieht. 
Soweit dem Kunden eine GS-Gutschrift erteilt wird, haftet die Bank auch für die Erfüllung 
der Pflichten der Clearstream Banking AG.

19.2 Auslandsverwahrung
Bei der Verwahrung von Wertpapieren im Ausland beschränkt sich die Haftung der Bank 
auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung des von ihr beauftragten ausländischen 
Verwahrers oder Zwischenverwahrers. Bei einer Zwischenverwahrung durch die Clear-
stream Banking AG oder einen anderen inländischen Zwischenverwahrer sowie einer 
Verwahrung durch eine eigene ausländische Geschäftsstelle, haftet die Bank für deren 
Verschulden.

20. Sonstiges

20.1 Auskunftsersuchen
Ausländische Wertpapiere, die im Ausland angeschafft oder veräußert werden oder die ein 
Kunde von der Bank im Inland oder im Ausland verwahren lässt, unterliegen regelmäßig 
einer ausländischen Rechtsordnung. Rechte und Pflichten der Bank oder des Kunden 
bestimmen sich daher auch nach dieser Rechtsordnung, die auch die Offenlegung des 
Namens des Kunden vorsehen kann. Die Bank wird entsprechende Auskünfte an auslän-
dische Stellen erteilen, soweit sie hierzu verpflichtet ist; sie wird den Kunden hierüber 
benachrichtigen.

20.2 EinIieferung/Überträge
Diese Sonderbedingungen gelten auch, wenn der Kunde der Bank in- oder ausländische 
Wertpapiere zur Verwahrung effektiv einliefert oder Depotguthaben von einem anderen 
Verwahrer übertragen lässt. Verlangt der Kunde die Verwahrung im Ausland, wird ihm eine 
WR-Gutschrift nach Maßgabe dieser Sonderbedingungen erteilt.

BEDINGUNGEN FÜR DAS  
ONLINE-BANKING

1. Leistungsangebot

1. Der Kunde und dessen Bevollmächtigte können Bankgeschäfte mittels Online-Banking 
in dem von der Bank angebotenen Umfang abwickeln. Zudem können sie Informationen 
der Bank mittels Online-Banking abrufen. Des Weiteren sind sie gemäß § 675f Absatz 
3 BGB berechtigt, Zahlungsauslösedienste und Kontoinformationsdienste gemäß § 1 
Absätze 33 und 34 Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) zu nutzen. Darüber hinaus 
können sie von ihnen ausgewählte sonstige Drittdienste nutzen.

2. Kunde und Bevollmächtigte werden einheitlich als „Teilnehmer“, Konto und Depot ein-
heitlich als „Konto“ bezeichnet, es sei denn, dies ist ausdrücklich anders bestimmt.

3. Zur Nutzung des Online-Banking gelten die mit der Bank gesondert vereinbarten 
Verfügungslimite.

2. Voraussetzungen zur Nutzung des Online Baning

1. Der Teilnehmer kann das Online-Banking nutzen, wenn die Bank ihn authentifiziert 
hat.

2. Authentifizierung ist das mit der Bank gesondert vereinbarte Verfahren, mit dessen Hilfe 
die Bank die Identität des Teilnehmers oder die berechtigte Verwendung eines vereinbar-
ten Zahlungsinstruments, einschließlich der Verwendung des personalisierten Sicher-
heitsmerkmals des Teilnehmers überprüfen kann. Mit den hierfür vereinbarten Authentifi-
zierungselementen kann der Teilnehmer sich gegenüber der Bank als berechtigter 
Teilnehmer ausweisen, auf Informationen zugreifen (siehe Nr. 3 dieser Bedingungen) so-
wie Aufträge erteilen (siehe Nr. 4 dieser Bedingungen).

3.  Authentifizierungselemente sind
•	 Wissenselemente, also etwas, das nur der Teilnehmer weiß (z. B. persönliche Identifika-

tionsnummer [PIN]),
•	 Besitzelemente, also etwas, das nur der Teilnehmer besitzt (z. B. Gerät zur Erzeugung 

oder zum Empfang von einmal verwendbaren Transaktionsnummern [TAN], die den Be-
sitz des Teilnehmers nachweisen, wie die girocard mit TAN-Generator oder das mobile 
Endgerät), oder

•	 Seinselemente, also etwas, das der Teilnehmer ist (Inhärenz, z. B. Fingerabdruck als 
biometrisches Merkmal des Teilnehmers).

4. Die Authentifizierung des Teilnehmers erfolgt, indem der Teilnehmer gemäß der Anfor-
derung der Bank das Wissenselement, den Nachweis des Besitzelements und/oder den 
Nachweis des Seinselements an die Bank übermittelt.

3. Zugang zum Online-Banking

1. Der Teilnehmer erhält Zugang zum Online-Banking der Bank, wenn
•	 er seine individuelle Teilnehmerkennung (z. B. Kontonummer, Anmeldename) angibt 

und
•	 er sich unter Verwendung des oder der von der Bank angeforderten 

Authentifizierungselemente(s) ausweist und
•	 keine Sperre des Zugangs (siehe Nr. 8.1 und 9 dieser Bedingungen) vorliegt.

Nach Gewährung des Zugangs zum Online-Banking kann auf Informationen zugegriffen 
oder können nach Nr. 4 dieser Bedingungen Aufträge erteilt werden.

2. Für den Zugriff auf sensible Zahlungsdaten im Sinne des § 1 Absatz 26 Satz 1 ZAG 
(z. B. zum Zweck der Änderung der Anschrift des Kunden) fordert die Bank den Teilnehmer 
auf, sich unter Verwendung eines weiteren Authentifizierungselements auszuweisen, 
wenn beim Zugang zum Online-Banking nur ein Authentifizierungselement angefordert 
wurde. Der Name des Kontoinhabers und die Kontonummer sind für den vom Teilnehmer 
genutzten Zahlungsauslösedienst und Kontoinformationsdienst keine sensiblen Zahlungs-
daten (§ 1 Absatz 26 Satz 2 ZAG).

4. Aufträge

4.1 Auftragserteilung
Der Teilnehmer muss einem Auftrag (z. B. Überweisung) zu dessen Wirksamkeit zustim-
men (Autorisierung). Auf Anforderung hat er hierzu Authentifizierungselemente (z. B. Ein-
gabe einer TAN als Nachweis des Besitzelements) zu verwenden. Die Bank bestätigt 
mittels Online-Banking den Eingang des Auftrags.

4.2 Widerruf von Aufträgen
Die Widerrufbarkeit eines Auftrags richtet sich nach den für die jeweilige Auftragsart gel-
tenden Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen für den Überweisungsverkehr). Der Wi-
derruf von Aufträgen kann nur außerhalb des Online-Banking erfolgen, es sei denn, die 
Bank sieht eine Widerrufsmöglichkeit im Online-Banking ausdrücklich vor.
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5. Bearbeitung von Aufträgen durch die Bank

1. Die Bearbeitung der Aufträge erfolgt an den für die Abwicklung der jeweiligen Auftrags-
art (z. B. Überweisung) auf der Online-Banking-Seite der Bank oder im „Preis- und Leis-
tungsverzeichnis“ bekannt gegebenen Geschäftstagen im Rahmen des ordnungsgemä-
ßen Arbeitslaufes. Geht der Auftrag nach dem  im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ 
angegebenen Zeitpunkt (Annahmefrist) ein oder fällt der Zeitpunkt des Eingangs nicht auf 
einen Geschäftstag gemäß Online-Banking-Seite der Bank oder „Preis- und Leistungsver-
zeichnis“ der Bank, so gilt der Auftrag als am darauf folgenden Geschäftstag zugegangen. 
Die Bearbeitung beginnt erst an diesem Geschäftstag.

2. Die Bank wird den Auftrag ausführen, wenn folgende Ausführungsbedingungen 
vorliegen:
•	 der Teilnehmer hat den Auftrag autorisiert (vgl. Nr. 4.1 dieser Bedingungen);
•	 die Berechtigung des Teilnehmers für die jeweilige Auftragsart (z. B. Wertpapierorder) 

liegt vor;
•	 das Online-Banking-Datenformat ist eingehalten;
•	 das gesondert vereinbarte Online-Banking-Verfügungslimit ist nicht überschritten (vgl. 

Nr. 1 Absatz 3 dieser Bedingungen);
•	 die weiteren Ausführungsbedingungen nach den für die jeweilige Auftragsart maßgeb

lichen Sonderbedingungen (z. B. ausreichende Kontodeckung gemäß den Bedingungen 
für den Überweisungsverkehr) liegen vor. 

Liegen die Ausführungsbedingungen nach Satz 1 vor, führt die Bank die Aufträge nach 
Maßgabe der Bestimmungen der für die jeweilige Auftragsart geltenden Sonderbedingun-
gen (z. B. Bedingungen für den Überweisungsverkehr, Bedingungen für das Wertpapier-
geschäft) aus.

3. Liegen die Ausführungsbedingungen nach Abs. 2 Satz 1 nicht vor, wird die Bank den 
Auftrag nicht ausführen. Sie wird dem Teilnehmer hierüber mittels Online-Banking eine 
Information zur Verfügung stellen und soweit möglich dabei die Gründe und die Möglich-
keiten nennen, mit denen Fehler, die zur Ablehnung geführt haben, berichtigt werden 
können.

6. �Information des Kunden über Online-Banking-Verfügungen
Die Bank unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich über die mittels Online-
Banking getätigten Verfügungen auf dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg.

7. Sorgfaltspflichten des Teilnehmers

7.1 Schutz der Authentifizierungselemente

1. Der Teilnehmer hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um seine Authentifizie-
rungselemente (siehe Nr. 2 dieser Bedingungen) vor unbefugtem Zugriff zu schützen. 
Ansonsten besteht die Gefahr, dass das Online-Banking missbräuchlich verwendet oder in 
sonstiger Weise nicht autorisiert genutzt wird (vergleiche Nr. 3 und 4 dieser 
Bedingungen).

2. Zum Schutz der einzelnen Authentifizierungselemente hat der Teilnehmer vor allem 
Folgendes zu beachten:

(a) Wissenselemente, wie z. B. die PIN, sind geheim zu halten; sie dürfen insbesondere
•	 nicht mündlich (z. B. telefonisch oder persönlich) mitgeteilt werden,
•	 nicht außerhalb des Online-Banking in Textform (z. B. per E-Mail, Messenger-Dienst) 

weiter gegeben werden,
•	 nicht ungesichert elektronisch gespeichert (z. B. Speicherung der PIN im Klartext im 

Computer oder im mobilen Endgerät) werden und
•	 nicht auf einem Gerät notiert oder als Abschrift zusammen mit einem Gerät aufbewahrt 

werden, das als Besitzelement (z. B. girocard mit TAN-Generator, mobiles Endgerät, 
Signaturkarte) oder zur Prüfung des Seinselements (z. B. mobiles Endgerät mit 
Anwendung für das Online-Banking und Fingerabdrucksensor) dient.

(b) Besitzelemente, wie z. B. die girocard mit TAN-Generator oder ein mobiles Endgerät, 
sind vor Missbrauch zu schützen, insbesondere
•	 sind die girocard mit TAN-Generator oder die Signaturkarte vor dem unbefugten Zugriff 

anderer Personen sicher zu verwahren,
•	 ist sicherzustellen, dass unberechtigte Personen auf das mobile Endgerät des 

Teilnehmers (z. B. Mobiltelefon) nicht zugreifen können,
•	 ist dafür Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf dem mobilen Endgerät (z. B. 

Mobiltelefon) befindliche Anwendung für das Online-Banking (z. B. Online-Banking-
App, Authentifizierungs-App) nicht nutzen können,

•	 ist die Anwendung für das Online-Banking (z. B. Online-Banking-App, Authentifizie-
rungs-App) auf dem mobilen Endgerät des Teilnehmers zu deaktivieren, bevor der 
Teilnehmer den Besitz an diesem mobilen Endgerät aufgibt (z. B. durch Verkauf oder 
Entsorgung des Mobiltelefons),

•	 dürfen die Nachweise des Besitzelements (z. B. TAN) nicht außerhalb des 
Online-Banking mündlich (z. B. per Telefon) oder in Textform (z. B. per E-Mail, 
Messenger-Dienst) weiter gegeben werden und

•	 muss der Teilnehmer, der von der Bank einen Code zur Aktivierung des Besitzele-
ments (z. B. Mobiltelefon mit Anwendung für das Online-Banking) erhalten hat, diesen 
vor dem unbefugten Zugriff anderer Personen sicher verwahren; ansonsten besteht die 
Gefahr, dass andere Personen ihr Gerät als Besitzelement für das Online-Banking des 
Teilnehmers aktivieren.

(c) Seinselemente, wie z. B. Fingerabdruck des Teilnehmers, dürfen auf einem mobilen 
Endgerät des Teilnehmers für das Online-Banking nur dann als Authentifizierungselement 
verwendet werden, wenn auf dem mobilen Endgerät keine Seinselemente anderer Perso-
nen gespeichert sind. Sind auf dem mobilen Endgerät, das für das Online-Banking genutzt 
wird, Seinselemente anderer Personen gespeichert, ist für das Online-Banking das von 
der Bank ausgegebene Wissenselement (z. B. PIN) zu nutzen und nicht das auf dem mo-
bilen Endgerät gespeicherte Seinselement.

3. Beim mobileTAN-Verfahren darf das mobile Endgerät, mit dem die TAN empfangen wird 
(z. B. Mobiltelefon), nicht gleichzeitig für das Online-Banking genutzt werden.

4. Die für das mobile-TAN-Verfahren hinterlegte Telefonnummer ist zu löschen oder zu 
ändern, wenn der Teilnehmer diese Telefonnummer für das Online-Banking nicht mehr 
nutzt.

5. Ungeachtet der Schutzpflichten nach den Absätzen 1 bis 4 darf der Teilnehmer seine 
Authentifizierungselemente gegenüber einem von ihm ausgewählten Zahlungsauslöse-
dienst und Kontoinformationsdienst sowie einem sonstigen Drittdienst verwenden (siehe 
Nr. 1 Absatz 1 Sätze 3 und 4 dieser Bedingungen). Sonstige Drittdienste hat der Teilneh-
mer mit der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt auszuwählen.

7.2 Sicherheitshinweise der Bank
Der Teilnehmer muss die Sicherheitshinweise auf der Online-Banking-Seite der Bank, ins-
besondere die Maßnahmen zum Schutz der eingesetzten Hard- und Software (Kunden-
system), beachten.

7.3 Prüfung der Auftragsdaten mit von der Bank angezeigten Daten
Die Bank zeigt dem Teilnehmer die von ihr empfangenen Auftragsdaten (z. B. Betrag, Kon-
tonummer des Zahlungsempfängers, Wertpapierkennnummer) über das gesondert ver-
einbarte Gerät des Teilnehmers an (z. B. mittels mobilem Endgerät, Chipkartenlesegerät 
mit Display). Der Teilnehmer ist verpflichtet, vor der Bestätigung die Übereinstimmung der 
angezeigten Daten mit den für den Auftrag vorgesehenen Daten zu prüfen.

8. Anzeige- und Unterrichtungspflichten

8.1 Sperranzeige

1. Stellt der Teilnehmer
•	 den Verlust, den Diebstahl eines Besitzelements zur Authentifizierung 

(z. B. girocard mit TAN-Generator, mobiles Endgerät, Signaturkarte) oder 
•	 die missbräuchliche Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte Nutzung eines 

Authentifizierungselements
•	 fest, muss der Teilnehmer die Bank hierüber unverzüglich unterrichten (Sperranzeige). 

Der Teilnehmer kann eine solche Sperranzeige jederzeit auch über die gesondert 
mitgeteilten Kommunikationskanäle abgeben.

2. Der Teilnehmer hat jeden Diebstahl oder Missbrauch eines Authentifizierungselements 
unverzüglich bei der Polizei zur Anzeige zu bringen.

3. Hat der Teilnehmer den Verdacht einer nicht autorisierten oder betrügerischen Verwen-
dung eines seiner Authentifizierungselemente, muss er ebenfalls eine Sperranzeige 
abgeben.

8.2 Unterrichtung über nicht autorisierte oder fehlerhaft ausgeführte Aufträge
Der Kunde hat die Bank unverzüglich nach Feststellung eines nicht autorisierten oder 
fehlerhaft ausgeführten Auftrags hierüber zu unterrichten.

9. Nutzungssperre

9.1 Sperre auf Veranlassung des Teilnehmers
Die Bank sperrt auf Veranlassung des Teilnehmers, insbesondere im Fall der 
Sperranzeige nach Nr. 8.1 dieser Bedingungen,
•	 den Online-Banking-Zugang für ihn oder alle Teilnehmer oder
•	 seine Authentifizierungselemente zur Nutzung des Online-Banking.

9.2 Sperre auf Veranlassung der Bank
(1) Die Bank darf den Online-Banking-Zugang für einen Teilnehmer sperren, wenn
•	 sie berechtigt ist, den Online-Banking-Vertrag aus wichtigem Grund zu kündigen,
•	 sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der Authentifizierungselemente 

des Teilnehmers dies rechtfertigen oder
•	 der Verdacht einer nicht autorisierten oder einer betrügerischen Verwendung eines Au-

thentifizierungselements besteht.
(2) Die Bank wird den Kunden unter Angabe der hierfür maßgeblichen Gründe möglichst 
vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der Sperre auf dem vereinbarten Weg unterrich-
ten. Die Angabe von Gründen darf unterbleiben, soweit die Bank hierdurch gegen gesetz-
liche Verpflichtungen verstoßen würde.

9.3 Aufhebung der Sperre
Die Bank wird eine Sperre aufheben oder die betroffenen Authentifizierungselemente aus-
tauschen, wenn die Gründe für die Sperre nicht mehr gegeben sind. Hierüber unterrichtet 
sie den Kunden unverzüglich.
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9.4 Automatische Sperre eines chip-basierten Besitzelements
1. Eine Chipkarte mit Signaturfunktion sperrt sich selbst, wenn dreimal in Folge der Nut-
zungscode für die elektronische Signatur falsch eingegeben wird.
2. Ein TAN-Generator als Bestandteil einer Chipkarte, der die Eingabe eines eigenen Nut-
zungscodes erfordert, sperrt sich selbst, wenn dieser dreimal in Folge falsch eingegeben 
wird.

3. Die in Absätzen 1 und 2 genannten Besitzelemente können dann nicht mehr für das 
Online-Banking genutzt werden. Der Teilnehmer kann sich mit der Bank in Verbindung 
setzen, um die Nutzungsmöglichkeiten des Online-Banking wiederherzustellen.

9.5 Zugangssperre für Zahlungsauslösedienst und Kontoinformationsdienst
Die Bank kann Kontoinformationsdienstleistern oder Zahlungsauslösedienstleistern den 
Zugang zu einem Zahlungskonto des Kunden verweigern, wenn objektive und gebührend 
nachgewiesene Gründe im Zusammenhang mit einem nicht autorisierten oder betrügeri-
schen Zugang des Kontoinformationsdienstleisters oder des Zahlungsauslösedienstleis-
ters zum Zahlungskonto, einschließlich der nicht autorisierten oder betrügerischen Auslö-
sung eines Zahlungsvorgangs, es rechtfertigen. Die Bank wird den Kunden über eine 
solche Zugangsverweigerung auf dem vereinbarten Weg unterrichten. Die Unterrichtung 
erfolgt möglichst vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der Verweigerung des Zu-
gangs. Die Angabe von Gründen darf unterbleiben, soweit die Bank hierdurch gegen ge-
setzliche Verpflichtungen verstoßen würde. Sobald die Gründe für die Verweigerung des 
Zugangs nicht mehr bestehen, hebt die Bank die Zugangssperre auf. Hierüber unterrichtet 
sie den Kunden unverzüglich.

10. Haftung

10.1 Haftung der Bank bei Ausführung eines nicht autorisierten Auftrags und eines 
nicht, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten Auftrags
Die Haftung der Bank bei einem nicht autorisierten Auftrag und einem nicht, fehlerhaft oder 
verspätet ausgeführten Auftrag richtet sich nach den für die jeweilige Auftragsart verein-
barten Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen für den Überweisungsverkehr, Bedingun-
gen für das Wertpapiergeschäft.)

10.2 Haftung des Kunden bei missbräuchlicher Nutzung seiner Authentifizierungs­
elemente
10.2.1 Haftung des Kunden für nicht autorisierte Zahlungsvorgänge vor der 
Sperranzeige

1. Beruhen nicht autorisierte Zahlungsvorgänge vor der Sperranzeige auf der Nutzung 
eines verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst abhanden gekommenen Authentifi-
zierungselements oder auf der sonstigen missbräuchlichen Verwendung eines Authentifi-
zierungselements, haftet der Kunde für den der Bank hierdurch entstehenden Schaden bis 
zu einem Betrag von 50 Euro, ohne dass es darauf ankommt, ob den Teilnehmer ein 
Verschulden trifft.

2. Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absatz 1 verpflichtet, wenn
•	 es ihm nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den Diebstahl, das Abhandenkommen 

oder eine sonstige missbräuchliche Verwendung des Authentifizierungselements vor 
dem nicht autorisierten Zahlungsvorgang zu bemerken, oder

•	 der Verlust des Authentifizierungselements durch einen Angestellten, einen Agenten, 
eine Zweigniederlassung eines Zahlungsdienstleisters oder eine sonstige Stelle, an die 
Tätigkeiten des Zahlungsdienstleisters ausgelagert wurden, verursacht worden ist.

3. Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zahlungsvorgängen und hat der 
Teilnehmer in betrügerischer Absicht gehandelt oder seine Sorgfalts- und Anzeigepflichten 
nach diesen Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, trägt der Kunde abwei-
chend von den Absätzen 1 und 2 den hierdurch entstandenen Schaden in vollem Umfang. 
Grobe Fahrlässigkeit des Teilnehmers kann insbesondere vorliegen, wenn er eine seiner 
Sorgfaltspflichten nach 

•	 Nr. 7.1 Absatz 2,
•	 Nr. 7.1 Absatz 4,
•	 Nr. 7.3 oder 
•	 Nr. 8.1 Absatz 1 
•	 dieser Bedingungen verletzt hat. 

4. Abweichend von den Absätzen 1 und 3 ist der Kunde nicht zum Schadensersatz ver-
pflichtet, wenn die Bank vom Teilnehmer eine starke Kundenauthentifizierung im Sinne 
des § 1 Absatz 24 ZAG nicht verlangt hat. Eine starke Kundenauthentifizierung erfordert 
insbesondere die Verwendung von zwei voneinander unabhängigen Authentifizierungs-
elementen aus den Kategorien Wissen, Besitz oder Sein (siehe Nr. 2 Absatz 3 dieser 
Bedingungen).

5.  Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, für den das Verfügungslimit gilt, 
verursacht werden, beschränkt sich jeweils auf das vereinbarte Verfügungslimit.

6. Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absatz 1 und 3 verpflichtet, wenn 
der Teilnehmer die Sperranzeige nach Nr. 8.1 dieser Bedingungen nicht abgeben konnte, 
weil die Bank nicht die Möglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt 
hatte.

7. Die Absätze 2 und 4 bis 6 finden keine Anwendung, wenn der Teilnehmer in betrügeri-
scher Absicht gehandelt hat.

8. Ist der Kunde kein Verbraucher, gilt ergänzend Folgendes:
•	 Der Kunde haftet für Schäden aufgrund von nicht autorisierten Zahlungsvorgängen über 

die Haftungsgrenze von 50 Euro nach Absatz 1 und 3 hinaus, wenn der Teilnehmer 
fahrlässig oder vorsätzlich gegen seine Anzeige- und Sorgfaltspflichten nach diesen 
Bedingungen verstoßen hat.

•	 Die Haftungsbeschränkung in Absatz 2 erster Spiegelstrich findet keine Anwendung.

10.2.2 Haftung des Kunden bei nicht autorisierten Verfügungen außerhalb von Zah­
lungsdiensten (z. B. Wertpapiertransaktionen) vor der Sperranzeige
Beruhen nicht autorisierte Verfügungen außerhalb von Zahlungsdiensten (z. B. Wertpa-
piertransaktionen) vor der Sperranzeige auf der Nutzung eines verlorengegangenen oder 
gestohlenen Authentifizierungselements oder auf der sonstigen missbräuchlichen Nut-
zung des Authentifizierungselements und ist der Bank hierdurch ein Schaden entstanden, 
haften der Kunde und die Bank nach den gesetzlichen Grundsätzen des 
Mitverschuldens.

10.2.3 Haftung ab der Sperranzeige
Sobald die Bank eine Sperranzeige eines Teilnehmers erhalten hat, übernimmt sie alle 
danach durch nicht autorisierte Online-Banking-Verfügungen entstehenden Schäden. 
Dies gilt nicht, wenn der Teilnehmer in betrügerischer Absicht gehandelt hat.
10.2.4 Haftungsausschluss
Haftungsansprüche sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden Um
stände auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die
jenige Partei, die sich auf dieses Ereignis beruft, keinen Einfluss hat, und dessen Folgen 
trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hätten vermieden werden können.

11. �Vereinbarung über die Nutzung des elektronischen 
Postfachs 

1. Umfang und Übermittlung von Dokumenten
Die Bank eröffnet dem Teilnehmer im Rahmen des Online-Banking ein elektronisches 
Postfach. Die Bank stellt dem Teilnehmer in Erfüllung ihrer Informations- und Rechnungs-
legungspflichten erforderliche Bankmitteilungen sowie sonstige geeignete Nachrichten 
elektronisch, im Rahmen des Leistungsangebotes gem. Ziffer 1 der „Bedingungen für das 
Online-Banking“ durch Bereitstellung zum Abruf bereit, d. h. der Teilnehmer kann sich die 
Dokumente online ansehen, herunterladen, ausdrucken und archivieren.
Der Teilnehmer verzichtet auf die papierhafte Bereitstellung der gemäß Ziffern 1 und 11 
der Bedingungen für das Online-Banking zum Abruf bereitgestellten Bankmitteilungen. Die 
Bank behält sich das Recht vor, die Dateiform, die Auswahl und den Umfang der in das 
elektronische Postfach einzustellenden Dokumente nach Ihrem Ermessen (§ 315 BGB) zu 
ändern.
Die Inhalte des elektronischen Postfachs kann der Teilnehmer über den Menüpunkt „Post-
fach“ aus seiner Online-Banking-Anwendung abrufen.

2. Verzicht auf papierhafte Dokumente
Der Teilnehmer verzichtet auf die papierhafte Bereitstellung von den in Abs. 1 genannten 
Dokumenten. Die Bank ist bereit, dem Teilnehmer auf dessen Wunsch innerhalb der ge-
setzlichen Aufbewahrungsfristen Dokumente (insbesondere Kontoauszüge/Rechnungs-
abschlüsse) in Papierform (Zweitschriften) auf seine Kosten zu erstellen und postalisch zu 
versenden. Das von der Bank hierfür festgesetzte jeweilige Entgelt ergibt sich aus dem 
jeweils gültigen Preis- und Leistungsverzeichnis der Bank. Nach Ablauf der gesetzlichen 
Aufbewahrungsfristen wird die Bank die Dokumente löschen.

3. Zusendung von Dokumenten, Information des Teilnehmers per E-Mail
Die Bank behält sich das Recht vor, einzelne Dokumente dem Teilnehmer auf seine Kos-
ten postalisch zuzusenden, wenn dies gesetzliche Vorgaben erforderlich machen oder sie 
dies auch unter Abwägung der Interessen des Teilnehmers für gerechtfertigt hält (z. B. bei 
vorübergehendem Ausfall des elektronischen Postfachs oder sonstigen technischen 
Problemen).
Sie kann dem Teilnehmer die Kontoauszüge/Rechnungsabschlüsse per Post zusenden, 
wenn sie feststellt, dass der elektronische Abruf der Kontoauszüge/Rechnungsabschlüsse 
nach Ablauf eines fest definierten Zeitraumes nicht erfolgt ist. Die Kosten hierfür werden 
dem Teilnehmer in Rechnung gestellt.
Der Teilnehmer kann sich optional beim Eingang neuer Dokumente in sein elektronisches 
Postfach per E-Mail benachrichtigen lassen. Die E-Mail-Adresse bzw. die Benachrichti-
gungsfunktion kann in der E-Mail-Konfiguration jederzeit geändert bzw. deaktiviert werden. 
Die E-Mail-Adresse wird durch die Bank vertraulich behandelt und nicht an Dritte weiterge-
geben. Die Benachrichtigungs-E-Mails enthalten keinerlei persönliche Informationen des 
Teilnehmers bzw. keine elektronischen Dokumente. Ebensowenig wird der Teilnehmer mit 
der Benachrichtigungs-E-Mail aufgefordert, einen Link innerhalb der Nachricht anzuklicken 
bzw. seine Zugangsdaten zum Online-Banking, oder sonstigen persönlichen Dokumenten 
zu übermittlen. Auf die Benachrichtigungs-E-Mail kann nicht geantwortet werden. Die Be-
nachrichtigungs-E-Mail dient lediglich der Information und entbindet den Teilnehmer nicht 
von seinen Kontroll-, Mitwirkungs- und Sorgfaltspflichten.

4. Voraussetzungen für den Abruf der Dokumente, Mitwirkungspflichten des Teilnehmers 
Der Teilnehmer verpflichtet sich zur Nutzung der Funktion „elektronisches Postfach“ eine 
Software, z. B. Adobe Acrobat Reader einzusetzen, die folgende Anforderungen erfüllt: 
•	 Der Name der Bank wird im elektronischen Kontoauszug/Rechnungsabschluss 

angegeben.
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•	 Der Name des Kontoinhabers wird auf dem elektronischen Kontoauszug/Rechnungsab-
schluss angegeben.

•	 Der Hinweis auf den Rechnungsabschluss und die damit verbundenen Rechtsfolgen 
(Genehmigungsfiktion) sind auf dem elektronischen Kontoauszug angegeben.

Wird daher seitens des Teilnehmers festgestellt, dass die von ihm eingesetzte Software 
diesem Funktionsumfang nicht genügt (z. B. weil der Verwendungszweck nicht vollständig 
übermittelt wird), ist die eingesetzte Software für das Verfahren des elektronischen Post-
fachs nicht geeignet. In diesem Fall ist der Teilnehmer verpflichtet, die Übersendung der in 
Abs. 1 genannten Dokumente in Papierform zu beantragen. Die Bank wird daraufhin die 
Dokumente in Papierform zur Verfügung stellen, d. h. die Vereinbarung über die Nutzung 
des elektronischen Postfachs wird solange ausgesetzt, bis der Teilnehmer meldet, dass er 
über geeignete Software verfügt. 

5. Zugang 
Soweit der Teilnehmer die Dokumente nicht bereits vorher abgerufen hat, gelten sie am 
Tag nach der Bereitstellung als zugegangen. 

6. Verfügbarkeit, Speicherung, Haftung 
Der Teilnehmer nimmt zur Kenntnis, dass die Verfügbarkeit des elektronischen Postfachs 
aufgrund von Störungen von Netzwerk- oder Telekommunikationsverbindungen, höherer 
Gewalt, aufgrund von für den reibungslosen Betriebsablauf erforderlichen Wartungsarbei-
ten oder sonstigen Umständen eingeschränkt oder zeitweise ausgeschlossen sein kann.
Ausdrucke der in das elektronische Postfach eingestellten Dokumente stellen lediglich 
Zweitschriften dar und sind daher beweisrechtlich papierhaften Originaldokumenten nicht 
gleichgestellt; dies gilt nicht, wenn die in das Postfach eingestellten Dokumente gesetzlich 
als Originaldokumente anerkannt werden.
Die Bank weist den Teilnehmer darauf hin, dass jedes Dokument grundsätzlich nur einmal 
übermittelt wird. Für die dauerhafte Speicherung und Aufbewahrung der Dokumente, ggfs. 
unter Beachtung steuerrechtlicher Vorgaben, ist der Teilnehmer selbst verantwortlich. Im 
elektronischen Postfach eingestellte Dokumente werden maximal zwei Jahre nach Ein-
stellung des jeweiligen Dokumentes vorgehalten. Nach Ablauf dieser Frist wird die Bank 
die Dokumente automatisch und wird diese ohne zusätzliche Mitteilung an den Teilnehmer 
aus dem elektronischen Postfach entfernen. Im übrigen speichert die Bank die im elektro-
nischen Postfach enthaltenen Dokumente auf ihren Systemen (z. B. im Kernbanksystem) 
entsprechend den gesetzlichen Aufbewahrungsfristen. Nach Ablauf dieser Fristen wird Sie 
die entsprechenden Dokumente löschen, ohne dass der Teilnehmer hierüber eine geson-
derte Nachricht erhält. 
Werden Dokumente verändert oder in veränderter Form in Umlauf gebracht, übernimmt 
die Bank hierfür keine Haftung. Die Bank übernimmt keine Gewähr, dass aufgrund der 
individuellen Systemumgebung des Teilnehmers ein Ausdruck der elektronischen Doku-
mente mit der Darstellung auf dem Bildschirm übereinstimmt.
Die Bank haftet nicht für dem Teilnehmer aus dem Verzicht auf papierhafte wendige Mit-
wirkungs- und Nachweispflicht über Buchungen gegenüber Dritten (z. B. Finanzbehörden 
oder Steuerbehörden). Es liegt in der Verantwortung des Teilnehmers, die Anerkennung 
der durch Ihn erstellten Ausdrucke der elektronischen Dokumente, insbesondere des elek-
tronischen Kontoauszuges/Rechnungsabschlusses, vor Abschluss dieser Vereinbarung 
mit den betroffenen Dritten zu vereinbaren/abzuklären.

7. Kontroll- und Mitwirkungspflichten des Teilnehmers
Der Teilnehmer ist verpflichtet, das elektronische Postfach auf den Eingang neuer Doku-
mente zu kontrollieren. Die Kontrolle ist regelmäßig – entsprechend den üblichen Gepflo-
genheiten bei einem normalen Briefkasten – insbesondere jedoch dann vorzunehmen, 
wenn aufgrund eines zuvor erteilten Auftrages mit der Einstellung neuer Dokumente zu 
rechnen ist. Der Teilnehmer verpflichtet sich im elektronischen Postfach neu hinterlegte 
Dokumente regelmäßig abzurufen und neu eingegangene Dokumente auf Richtigkeit und 
Vollständigkeit zu kontrollieren. Beanstandungen und Einwendungen sind der Bank unver-
züglich nach Zugang des entsprechenden Dokuments und aus Beweisgründen schriftlich 
mitzuteilen. Soweit den Teilnehmern hinsichtlich der bislang papierhaft übersandten Doku-
mente Verpflichtungen treffen, bestehen diese in gleicher Weise für die durch das elektro-
nische Postfach übermittelten Dokumente.

�BEDINGUNGEN FÜR DEN 
TELEFON-BANK-SERVICE (TBS)

1. Leistungsangebot

1. Der Konto- / Depotinhaber und dessen Bevollmächtigte können Bankgeschäfte mittels 
Telefon-Bank-Service (Telefon-Banking) in dem von der Bank angebotenen Umfang abwi-
ckeln. Die Bank behält sich das Recht vor, den Umfang der über das Telefon-Banking ab-
wickelbaren Bankgeschäfte jederzeit zu erweitern, einzuschränken, von zusätzlichen Vor-
aussetzungen abhängig zu machen oder das Telefon-Banking ohne nähere Angabe von 
Gründen ganz einzustellen. Gleichzeitig hat die Bank das Recht, die Art und Weise der 
Auftragserteilung unter Berücksichtigung der berechtigten Belange des Kunden jederzeit 
zu verändern oder von weiteren Auflagen abhängig zu machen. Die Bank wird den Kun-
den über derartige Änderungen unterrichten. Zudem kann der Konto- / Depotinhaber Infor-
mationen der Bank mittels Telefon-Banking abrufen.

2. Konto- / Depotinhaber und Bevollmächtigte werden einheitlich als „Teilnehmer“. Konto und 
Depot einheitlich als „Konto“ bezeichnet, es sei denn, dies ist ausdrücklich anders bestimmt.

3. Zur Nutzung des Telefon-Banking gelten die mit der Bank unter Ziffer  5 Abs. 2 ver
einbarten Verfügungslimite.

4. Die Bereitstellung der technischen Zugangswege gehört nicht zu den Leistungen der 
Bank, auch wenn über diese Zugangswege Leistungen der Bank genutzt werden können. 
Diese technischen Zugangswege werden aufgrund gesonderter Verträge bereitgestellt, 
die der Teilnehmer mit dem jeweiligen Anbieter abschließt. Die Bank ist für Störungen 
dieser technischen Zugangswege nicht verantwortlich; sie übernimmt hierfür keine Ge-
währleistung oder Haftung.

2. Voraussetzungen zur Nutzung des Telefon-Banking

Der Teilnehmer benötigt für die Nutzung des Telefon-Banking die mit der Bank vereinbar-
ten Personalisierten Sicherheitsmerkmale und Authentifizierungsinstrumente, um sich 
gegenüber der Bank als berechtigter Teilnehmer auszuweisen (siehe Nr. 3) und Aufträge 
zu autorisieren (siehe Nr. 4).

2.1 Personalisierte Sicherheitsmerkmale
Personalisierte Sicherheitsmerkmale sind personalisierte Merkmale, die die Bank dem 
Teilnehmer zum Zwecke der Authentifizierung bereitstellt.
Personalisiertes Sicherheitsmerkmal, das auch alphanumerisch sein kann, ist:
•	 die persönliche Identifikationsnummer (Telefon-PIN).

2.2 Authentifizierungsinstrumente
Authentifizierungsinstrumente sind personalisierte Instrumente oder Verfahren, deren Ver-
wendung zwischen der Bank und dem Kontoinhaber vereinbart wurden und die vom Teil-
nehmer zur Erteilung eines Online-Banking-Auftrags verwendet werden. Die Telefon-PIN 
kann dem Teilnehmer auf folgendem Authentifizierungsinstrument zur Verfügung gestellt 
werden:
•	 auf einem Dokument, das die Telefon-PIN beinhaltet.

3. Zugang zum Telefon-Banking

Der Teilnehmer erhält Zugang zum Telefon-Banking, wenn
•	 dieser die Kontonummer oder seine individuelle Teilnehmerkennung und seine Telefon-

PIN mittels Telefon-Banking übermittelt hat,
•	 die Prüfung dieser Daten bei der Bank eine Zugangsberechtigung des Teilnehmers er-

geben hat und keine Sperre des Zugangs (siehe Nr. 8.1 und 9) vorliegt.

Nach Gewährung des Zugangs zum Telefon-Banking kann der Teilnehmer Informationen 
abrufen oder Aufträge erteilen.

4. Telefon-Banking-Aufträge

4.1 Auftragserteilung und Autorisierung
Der Teilnehmer muss Telefon-Banking-Aufträge (z. B. Überweisungen) zu deren Wirksam
keit mit dem vereinbarten Personalisierten Sicherheitsmerkmal (Telefon-PIN) autorisieren 
und der Bank mittels Telefon-Banking erteilen.

4.2 Widerruf von Aufträgen
Die Widerrufbarkeit eines Telefon-Banking-Auftrags richtet sich nach den für die jeweilige 
Auftragsart geltenden Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen für den Überweisungs
verkehr). Der Widerruf von Aufträgen kann nur mittels Telefon-Banking erfolgen, es sei 
denn, die Bank sieht eine Widerrufmöglichkeit in anderweitiger Form ausdrücklich vor.

5. Bearbeitung von Telefon-Banking-Aufträgen durch die Bank

1. Die Bearbeitung der Telefon-Banking-Aufträge erfolgt an den für die Abwicklung der je-
weiligen Auftragsart (z. B. Überweisung) im Preis- und Leistungsverzeichnis bekannt ge-
gebenen Geschäftstagen im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitslaufes. Geht der 
Auftrag nach dem im Preis- und Leistungsverzeichnis bestimmten Zeitpunkt 
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(Annahmefrist) ein oder fällt der Zeitpunkt des Eingangs nicht auf einen Geschäftstag ge-
mäß Preis- und Leistungsverzeichnis der Bank, so gilt der Auftrag als am darauf folgenden 
Geschäftstag zugegangen. Die Bearbeitung beginnt erst an diesem Tag.

2. Die Bank wird den Auftrag ausführen, wenn folgende Ausführungsbedingungen vorliegen:
•	 Der Teilnehmer hat den Auftrag autorisiert;
•	 die Berechtigung des Teilnehmers für die jeweilige Auftragsart (z. B. Wertpapierorder) liegt 

vor;
•	 das Telefon-Banking-Verfügungslimit in Höhe des Kontoguthabens bzw. in Höhe des 

durch gesonderte Vereinbarung eingeräumten Überziehungskredits, höchstens jedoch 
10.000 EUR pro Tag ist nicht überschritten;

•	 die weiteren Ausführungsvoraussetzungen nach den für die jeweilige Auftragsart maß
geblichen Sonderbedingungen (z. B. ausreichende Kontodeckung gemäß den Bedin-
gungen für den Überweisungsverkehr) liegen vor.

Liegen die Ausführungsbedingungen nach Satz 1 vor, führt die Bank die Telefon-Banking-
Aufträge nach Maßgabe der Bestimmungen der für die jeweilige Auftragsart geltenden 
Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen für den Überweisungsverkehr, Bedingungen für 
das Wertpapiergeschäft) aus.

3. Liegen die Ausführungsbedingungen nach Abs. 2 Satz 1 nicht vor, wird die Bank den Tele
fon-Banking-Auftrag nicht ausführen. Sie wird dem dem Teilnehmer hierüber mittels Online-
Banking eine Information zur Verfügung stellen und soweit möglich dabei die Gründe und die 
Möglichkeiten nennen, mit denen Fehler, die zur Ablehnung geführt haben, berichtigt werden 
können.

6. �Information des Kontoinhabers über Telefon-Banking-
Verfügungen

Die Bank unterrichtet den Kontoinhaber mindestens einmal monatlich über die mittels Te-
lefon-Banking getätigten Verfügungen auf dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg,
•	 sofern es sich um einen Zahlungsdiensterahmenvertrag handelt und
•	 sofern Zahlungsvorgänge im Unterrichtungszeitraum stattgefunden haben.

7. Sorgfaltspflichten des Teilnehmers

7.1 Geheimhaltung der Personalisierten Sicherheitsmerkmale und sichere 
Aufbewahrung der Authentifizierungsinstrumente

1. Der Teilnehmer hat
•	 seine Personalisierten Sicherheitsmerkmale (siehe Nr. 2.1) geheim zu halten und nur 

über das Telefon-Banking an die Bank zu übermitteln sowie
•	 sein Authentifizierungsinstrument (siehe Nr.  2.2) vor dem Zugriff anderer Personen 

sicher zu verwahren.

Denn jede andere Person, die im Besitz des Authentifizierungsinstruments oder des Per-
sonalisierten Sicherheitsmerkmals ist, kann das Telefon-Banking-Verfahren missbräuch-
lich nutzen.

2. Insbesondere ist Folgendes zum Schutz des Personalisierten Sicherheitsmerkmals so-
wie des Authentifizierungsinstruments zu beachten:
•	 Das Personalisierte Sicherheitsmerkmal darf nicht ungesichert elektronisch gespeichert 

werden.
•	 Bei Mitteilung des Personalisierten Sicherheitsmerkmals mittels Telefon-Banking ist si-

cherzustellen, dass andere Personen dieses nicht ausspähen können; insbesondere 
darf das Personalisierte Sicherheitsmerkmal nur an Mitarbeiter der Bank zum Zwecke 
der Autorisierung weitergegeben werden.

•	 Das Personalisierte Sicherheitsmerkmal darf nicht per E-Mail weitergegeben werden.

7.2 Kontrolle der Auftragsdaten mit von der Bank angezeigten Daten
Soweit die Bank dem Teilnehmer Daten aus seinem Telefon-Banking-Auftrag (z. B. Betrag, 
Kontonummer des Zahlungsempfängers, Wertpapier-Kennnummer) zur Bestätigung tele-
fonisch wiedergibt, ist der Teilnehmer verpflichtet, vor der mittels Telefon-Banking zu ertei-
lenden Bestätigung die Übereinstimmung der von der Bank telefonisch wiedergegebenen 
Daten mit den für die Transaktion vorgesehenen Daten zu prüfen.

8. Anzeige- und Unterrichtungspflichten

8.1 Sperranzeige
1. Stellt der Teilnehmer
•	 den Verlust, den Diebstahl oder das sonstige Abhandenkommen des Authentifizierungs

instruments, die missbräuchliche Verwendung oder
•	 die sonstige nicht autorisierte Nutzung seines Authentifizierungsinstruments oder seines 

Persönlichen Sicherheitsmerkmals fest, muss der Teilnehmer die Bank hierüber unver-
züglich unterrichten (Sperranzeige). Der Teilnehmer kann der Bank eine Sperranzeige 
jederzeit auch über die gesondert mitgeteilten Kontaktdaten abgeben. 

2. Der Teilnehmer hat jeden Diebstahl oder Missbrauch unverzüglich bei der Polizei zur 
Anzeige zu bringen.

3. Hat der Teilnehmer den Verdacht, dass eine andere Person unberechtigt
•	 den Besitz an seinem Authentifizierungsinstrument oder die Kenntnis seines Persona-

lisierten Sicherheitsmerkmals erlangt hat oder

•	 das Authentifizierungsinstrument oder das Personalisierte Sicherheitsmerkmal verwen-
det, muss er ebenfalls eine Sperranzeige abgeben.

8.2 Unterrichtung über nicht autorisierte oder fehlerhaft ausgeführte Aufträge
Der Teilnehmer hat die Bank unverzüglich nach Feststellung eines nicht autorisierten oder 
fehlerhaft ausgeführten Auftrags hierüber zu unterrichten.

9. Nutzungssperre

9.1 Sperre auf Veranlassung des Teilnehmers
Die Bank sperrt auf Veranlassung des Teilnehmers, insbesondere im Fall der Sperranzei-
ge nach Nr. 8.1, 
•	 den Telefon-Banking-Zugang für ihn oder alle Teilnehmer oder
•	 sein Authentifizierungsinstrument.

9.2 Sperre auf Veranlassung der Bank
1. Die Bank darf den Telefon-Banking-Zugang für einen Teilnehmer sperren, wenn
•	 sie berechtigt ist, den Telefon-Banking-Vertrag aus wichtigem Grund zu kündigen,
•	 sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit des Authentifizierungs

instruments oder des Personalisierten Sicherheitsmerkmals dies rechtfertigen oder
•	 der Verdacht einer nicht autorisierten oder einer betrügerischen Verwendung des 

Authentifizierungsinstruments besteht.

2. Die Bank wird den Konto- / Depotinhaber unter Angabe der hierfür maßgeblichen Grün-
de möglichst vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der Sperre auf dem vereinbarten 
Weg unterrichten.

9.3 Aufhebung der Sperre
Die Bank wird eine Sperre aufheben oder das Personalisierte Sicherheitsmerkmal bezie-
hungsweise das Authentifizierungsinstrument austauschen, wenn die Gründe für die Sper-
re nicht mehr gegeben sind. Hierüber unterrichtet sie den Konto- / Depotinhaber 
unverzüglich.

10. Haftung

10.1 Haftung der Bank bei einer nicht autorisierten Telefon-Banking-Verfügung und 
einer nicht, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten Telefon-Banking-Verfügung

Die Haftung der Bank bei einer nicht autorisierten Telefon-Banking-Verfügung und einer 
nicht, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten Telefon-Banking-Verfügung richtet sich nach 
den für die jeweilige Auftragsart vereinbarten Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen für 
den Überweisungsverkehr, Bedingungen für das Wertpapiergeschäft).

10.2 �Haftung des Kontoinhabers bei missbräuchlicher Nutzung eines Personali­
sierten Sicherheitsmerkmals oder eines Authentifizierungsinstruments

10.2.1 �Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte Zahlungsvorgänge  
vor der Sperranzeige

1. Beruhen nicht autorisierte Zahlungsvorgänge vor der Sperranzeige auf der Nutzung 
eines verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst abhandengekommenen Authentifi
zierungsinstruments oder auf der sonstigen missbräuchlichen Verwendung eines Authen-
tifizierungsinstruments, haftet der Kontoinhaber für den der Bank hierdurch entstehenden 
Schaden bis zu einem Betrag von 50 EUR, ohne dass es darauf ankommt, ob den Teilneh-
mer ein Verschulden trifft.

2. Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Abs. 1, verpflichtet, wenn 
•	 es ihm nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den Diebstahl, das Abhandenkommen 

oder eine sonstige missbräuchliche Verwendung des Authentifizierungsinstruments vor 
dem nicht autorisierten Zahlungsvorgang zu bemerken, oder

•	 der Verlust des Authentifizierungsinstruments durch einen Angestellten, einen Agenten, 
eine Zweigniederlassung eines Zahlungsdienstleisters oder eine sonstige Stelle, an die 
Tätigkeiten des Zahlungsdienstleisters ausgelagert wurden, verursacht worden ist.

3. Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zahlungsvorgängen und hat der 
Teilnehmer in betrügerischer Absicht gehandelt oder seine Anzeige- und Sorgfaltspflichten 
nach diesen Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, trägt der Kontoinhaber 
abweichend von den Absätzen 1 und 2 den hierdurch entstandenen Schaden in vollem 
Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des Teilnehmers kann insbesondere vorliegen, wenn er den 
Verlust, Diebstahl oder das sonstige Abhandenkommen des Authentifizierungsinstruments 
oder die missbräuchliche Nutzung des Authentifizierungsinstruments oder des Personali-
sierten Sicherheitsmerkmals der Bank nicht unverzüglich anzeigt, nachdem er hiervon 
Kenntnis erlangt hat (siehe Nr. 8.1 Abs. 1),
•	 das Personalisierte Sicherheitsmerkmal ungesichert elektronisch gespeichert hat (siehe 

Nr. 7.1 Abs. 2, 1. Spiegelstrich),
•	 das Personalisierte Sicherheitsmerkmal nicht geheim gehalten hat und der Missbrauch 

dadurch verursacht wurde (siehe Nr. 7.1 Abs. 1),
•	 das Personalisierte Sicherheitsmerkmal per E-Mail, weitergegeben hat (siehe Nr. 7.1 

Abs. 2, 3. Spiegelstrich).

4. Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, für den der Verfügungsrahmen 
gilt, verursacht werden, beschränkt sich jeweils auf den vereinbarten Verfügungsrahmen.

5. Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Abs. 1 und 3 verpflichtet, 
wenn der Teilnehmer die Sperranzeige nach Nr. 8.1 nicht abgeben konnte, weil die Bank 
nicht die Möglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte.
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6. Die Absätze 2 und 4 bis 5 finden keine Anwendung, wenn der Teilnehmer in betrügeri-
scher Absicht gehandelt hat.

7. Ist der Kontoinhaber kein Verbraucher, gilt ergänzend Folgendes:
•	 Der Kontoinhaber haftet für Schäden aufgrund von nicht autorisierten Zahlungsvorgän-

gen über die Haftungsgrenze von 50 EUR nach Abs. 1 und 3 hinaus, wenn der Teilneh-
mer fahrlässig oder vorsätzlich gegen seine Anzeige- und Sorgfaltspflichten nach diesen 
Bedingungen verstoßen hat.

•	 Die Haftungsbeschränkung in Abs. 2 erster Spiegelstrich findet keine Anwendung.

10.2.2 �Haftung des Depotinhabers bei nicht autorisierten Wertpapiertransaktionen 
vor der Sperranzeige

Beruhen nicht autorisierte Wertpapiertransaktionen vor der Sperranzeige auf der Nutzung 
eines verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst abhandengekommenen Authentifizie-
rungsinstruments oder auf der sonstigen missbräuchlichen Nutzung des Personalisierten 
Sicherheitsmerkmals oder des Authentifizierungsinstruments und ist der Bank hierdurch 
ein Schaden entstanden, haften der Depotinhaber und die Bank nach den gesetzlichen 
Grundsätzen des Mitverschuldens.

10.2.3 Haftung der Bank ab der Sperranzeige
Sobald die Bank eine Sperranzeige eines Teilnehmers erhalten hat, übernimmt sie alle 
danach durch nicht autorisierte Telefon-Banking-Verfügungen entstehenden Schäden. 
Dies gilt nicht, wenn der Teilnehmer in betrügerischer Absicht gehandelt hat.

10.2.4 Haftungsausschluss
Haftungsansprüche sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden Um
stände auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die
jenige Partei, die sich auf dieses Ereignis beruft, keinen Einfluss hat, und dessen Folgen 
trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hätten vermieden werden können.

BEDINGUNGEN FÜR GEDULDETE 
KONTOÜBERZIEHUNGEN 

Für geduldete Kontoüberziehungen, die die Bank innerhalb der gesamten Geschäfts
verbindung mit einem Kunden gewährt, gelten die folgenden Bedingungen:

1. Eine geduldete Kontoüberziehung liegt dann vor, wenn die Bank
•	 bei einem laufenden Konto ohne eingeräumte Kontoüberziehungsmöglichkeit eine  

Kontoüberziehung des Kontos duldet oder 
•	 �bei einem laufenden Konto mit eingeräumter Kontoüberziehungsmöglichkeit  

(z. B. Dispositionskredit, Kreditrahmen, Lombardkredit) eine Kontoüberziehung über die 
vertraglich bestimmte (eingeräumte) Höhe hinaus duldet.

2. Der Konto-/Depotinhaber ist verpflichtet, das laufende Konto nicht zu überziehen oder,
im Fall einer eingeräumten Kontoüberziehungsmöglichkeit, den mit der Bank vereinbarten  
Kontoüberziehungskredit(-rahmen) einzuhalten.

3. Duldet die Bank eine Kontoüberziehung, so ist die Kontoüberziehung unverzüglich,
spätestens jedoch innerhalb von zwei Wochen, zurückzuführen, sofern mit der Bank keine 
andere Vereinbarung getroffen worden ist. 

4. �Einen Anspruch auf Duldung der Kontoüberziehung besitzt der Konto-/Depotinhaber
nicht.

5. �Der Sollzinssatz für geduldete Kontoüberziehungen ist veränderlich.
Die Bank wird den Sollzinssatz entsprechend den Änderungen des sog. Mindestbietungs-
satz oder Zinssatz der Hauptrefinanzierungsgeschäfte der Europäischen Zentralbank 
(nachfolgend EZB-Zinssatz genannt) nach folgender Maßgabe erhöhen oder 
herabsetzen:

Die Bank vergleicht jeweils am vorletzten Bankarbeitstag (Augsburg) des Kalendermonats 
den jeweils dann gültigen und veröffentlichten EZB-Zinssatz mit dem von der Europäi-
schen Zentralbank vor der letzten Sollzinsänderung/Sollzinsvereinbarung veröffentlichten 
EZB-Zinssatz. Hat sich der EZB-Zinssatz seither um mindestens 0,25 Prozentpunkte er-
höht, wird die Bank den Sollzinssatz um die gleichen Prozentpunkte erhöhen; wurde der 
EZB-Zinssatz um mindestens 0,25 Prozentpunkte gesenkt, wird die Bank den Sollzinssatz 
entsprechend senken. Die Zinsänderung erfolgt jeweils mit Wirkung zum Ersten des Ka-
lendermonats, der auf den Tag folgt, an dem die Bank den Zinsvergleich vorgenommen 
hat.

Die Bank wird den Konto-/Depotinhaber in regelmäßigen Zeitabständen über den ange-
passten Sollzinssatz unterrichten. Die Unterrichtung darf auch in Form eines Ausdrucks 
auf dem Kontoauszug oder einer Anlage zum Kontoauszug oder dem Rechnungsab-
schluss für das Konto erfolgen, über das die geduldete Kontoüberziehung in Anspruch 
genommen wird.

Der Konto-/Depotinhaber kann die Höhe des EZB-Zinssatzes in den Geschäftsräumen der 
Bank oder auf der Internetseite der Deutschen Bundesbank unter www.bundesbank.de 
einsehen. Ferner wird der EZB-Zinssatz in den Monatsberichten der Deutschen 
Bundesbank, in der Tagespresse und in anderen öffentlich zugänglichen Medien bekannt 
gegeben

Sofern an die Stelle des EZB-Zinssatzes ein anderer Zinssatz tritt, ist dieser Zinssatz für 
die Zinsanpassung maßgeblich.

6. Den jeweils aktuellen Sollzinssatz für geduldete Kontoüberziehungen kann der Konto-
inhaber dem Kontoauszug entnehmen, der – sofern nichts anderes vereinbart ist – jeweils 
zum Ende eines Kalendermonats erteilt wird.

7. �Neben den ab dem Zeitpunkt der Kontoüberziehung anfallenden Sollzinsen werden
keine Kosten für geduldete Kontoüberziehungen von der Bank in Rechnung gestellt.
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BEDINGUNGEN FÜR DIE  
MASTERCARD (KREDITKARTE)
 
Zahlungsverkehrsbezogene Anwendungen
1.1 Zu Zahlungsverkehrszwecken
Die Mastercard ist eine Kreditkarte. Die von der Bank ausgegebene Mastercard kann der 
Karteninhaber im Inland und als weitere Dienstleistung auch im Ausland im Rahmen des 
Mastercard-Verbundes einsetzen
•	 zum Bezahlen bei Vertragsunternehmen vor Ort an automatisierten Kassen oder online 

und
•	 darüber hinaus als weitere Dienstleistung zum Abheben von Bargeld an Geldautomaten 

sowie an Kassen von Kreditinstituten, dort zusätzlich gegen Vorlage eines 
Ausweispapiers (Bargeldservice).

Die Vertragsunternehmen sowie die Kreditinstitute und die Geldautomaten im Rahmen 
des Bargeldservices sind an den Akzeptanzsymbolen zu erkennen, die auf der Mastercard 
zu sehen sind. Soweit mit der Mastercard zusätzliche Leistungen (z. B. Hilfe in Notfällen, 
Versicherungen) verbunden sind, richtet sich dies nach den insoweit geltenden besonde-
ren Regeln. 

Die Karte kann als physische Karte oder als digitale Karte zur Speicherung auf einem Te-
lekommunikations-, Digital- oder IT-Gerät (mobiles Endgerät) ausgegeben werden. Diese 
Sonderbedingungen gelten für beide Kartenformen gleichermaßen, es sei denn, es ist 
ausdrücklich etwas anderes geregelt. Für die digitale Karte gelten ergänzend die geson-
dert mit der Bank vereinbarten Nutzungsbedingungen für die digitale Karte.

1.2 Als Speichermedium für Zusatzanwendungen
Verfügt die an den Karteninhaber ausgegebene Mastercard über einen Chip, so kann die 
Mastercard auch als Speichermedium für Zusatzanwendungen
•	 der kartenausgebenden Bank nach Maßgabe des mit der Bank abgeschlossenen Ver-

trages (bankgenerierte Zusatzanwendung) oder 
•	 eines Vertragsunternehmens nach Maßgabe des mit diesem abgeschlossenen Vertra-

ges (unternehmensgenerierte Zusatzanwendung) 
verwendet werden.

2. Persönliche Geheimzahl (PIN)
Für die Nutzung von automatisierten Kassen bei Vertragsunternehmen und von Geldauto-
maten kann dem Karteninhaber für seine Karte eine persönliche Geheimzahl (PIN) zur 
Verfügung gestellt werden.
Die Karte kann an automatisierten Kassen sowie an Geldautomaten, an denen im 
Zusammenhang mit der Verwendung der Karte die PIN eingegeben werden muss, nicht 
mehr eingesetzt werden, wenn die PIN dreimal hintereinander falsch eingegeben wurde. 
Der Karteninhaber sollte sich in diesem Fall mit seiner Bank, möglichst mit der kontofüh-
renden Stelle, in Verbindung setzen.

3. Autorisierung von Kartenzahlungen durch den Karteninhaber

1. Bei Nutzung der Mastercard ist entweder 
•	 ein Beleg zu unterschreiben, auf den das Vertragsunternehmen die Kartendaten über-

tragen hat, oder
•	 an Geldautomaten und automatisierten Kassen die PIN einzugeben.
Nach vorheriger Abstimmung zwischen Karteninhaber und Vertragsunternehmen kann der 
Karteninhaber – insbesondere zur Beschleunigung eines Geschäftsvorfalls im Rahmen 
eines fernmündlichen Kontakts – ausnahmsweise darauf verzichten, den Beleg zu unter-
zeichnen und stattdessen lediglich seine Mastercard-Nummer angeben.

Beim Karteneinsatz an automatisierten Kassen kann von der Eingabe der PIN abgesehen 
werden:
•	 Zur Bezahlung von Verkehrsnutzungsentgelten oder Parkgebühren an unbeaufsichtigten 

automatisierten Kassen.
•	 Zur kontaktlosen Bezahlung von Kleinbeträgen. Hierbei ist die Mastercard mit Kontakt-

losfunktion an ein Kartenlesegerät zu halten. Es gelten die von der Bank festgelegten 
Betrags- und Nutzungsgrenzen.

 
Bei Online-Bezahlvorgängen erfolgt die Authentifizierung des Karteninhabers, indem er 
auf Anforderung die gesondert vereinbarten Authentifizierungselemente einsetzt. Authen-
tifizierungselemente sind 
•	 Wissenselemente (etwas, das der Karteninhaber weiß, zum Beispiel Online-Passwort), 
•	 Besitzelemente (etwas, das der Karteninhaber besitzt, zum Beispiel mobiles Endgerät 

zur Erzeugung zum Empfang von einmal verwendbaren Transaktionsnummern [TAN] 
als Besitznachweis) oder

•	 Seinselemente (etwas, das der Karteninhaber ist, zum Beispiel Fingerabdruck). 

2. Mit dem Einsatz der Karte erteilt der Karteninhaber die Zustimmung (Autorisierung) zur 
Ausführung der Kartenzahlung. Soweit dafür zusätzlich die Unterschrift, eine PIN oder ein 
sonstiges Authentifizierungselement gefordert wird, wird die Zustimmung erst mit deren 
Einsatz erteilt. Nach der Erteilung der Zustimmung kann der Karteninhaber die Kartenzah-
lung nicht mehr widerrufen.

In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthalten, dass die 
Bank die für die Ausführung der Kartenzahlung notwendigen personenbezogenen Daten 
des Karteninhabers verarbeitet, übermittelt und speichert.

4. Sperrung eines verfügbaren Geldbetrags
Die Bank ist berechtigt, auf dem Konto des Karteninhabers einen im Rahmen der finanzi-
ellen Nutzungsgrenze (siehe Nummer I.7) verfügbaren Geldbetrag zu sperren, wenn
•	 der Zahlungsvorgang vom Zahlungsempfänger ausgelöst worden ist und
•	 der Karteninhaber auch der genauen Höhe des zu sperrenden Geldbetrags zugestimmt 

hat.

Den gesperrten Geldbetrag gibt die Bank unbeschadet sonstiger gesetzlicher oder ver-
traglicher Rechte unverzüglich frei, nachdem ihr der genaue Zahlungsbetrag mitgeteilt 
worden oder der Zahlungsauftrag zugegangen ist.

5. Ablehnung von Kartenzahlungen durch die Bank
Die Bank ist berechtigt, die Kartenzahlung abzulehnen, wenn 
•	 sich der Karteninhaber nicht mit seiner PIN oder seinem sonstigen Authentifizierungs-

element legitimiert hat, 
•	 der für die Kartenzahlung geltende Verfügungsrahmen der Karte oder die finanzielle 

Nutzungsgrenze nicht eingehalten ist oder
•	 die Karte gesperrt ist.

Hierüber wird der Karteninhaber über das Terminal, an dem die Karte eingesetzt wird, oder 
beim Online-Einsatz auf dem vereinbarten Weg unterrichtet.

6. Ausführungsfrist
Der Zahlungsvorgang wird vom Zahlungsempfänger ausgelöst. Nach Zugang des 
Zahlungsauftrages bei der Bank ist diese verpflichtet sicherzustellen, dass der 
Kartenzahlungsbetrag spätestens an dem im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angege-
benen Zeitpunkt beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingeht.

7. Finanzielle Nutzungsgrenze
Der Karteninhaber darf die Mastercard nur innerhalb des Verfügungsrahmens der Karte 
und nur in der Weise nutzen, dass ein Ausgleich der Kartenumsätze bei Fälligkeit gewähr-
leistet ist. Der Karteninhaber kann mit seiner Bank eine Änderung seines Verfügungsrah-
mens der Karte vereinbaren.
Auch wenn der Karteninhaber die finanzielle Nutzungsgrenze nicht einhält, ist die Bank 
berechtigt, den Ersatz der Aufwendungen zu verlangen, die aus der Nutzung der Master-
card entstehen. Die Genehmigung einzelner Mastercard-Umsätze führt weder zur Einräu-
mung eines Kredites noch zur Erhöhung eines zuvor eingeräumten Kredites, sondern er-
folgt in der Erwartung, dass ein Ausgleich der Mastercard-Umsätze bei Fälligkeit 
gewährleistet ist.
Übersteigt die Buchung von Mastercard-Umsätzen ein vorhandenes Kontoguthaben oder 
einen vorher für das Konto eingeräumten Kredit, so führt die Buchung zu einer geduldeten 
Kontoüberziehung. 

8. Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers

8.1 Unterschrift 
Der Karteninhaber hat seine Karte nach Erhalt unverzüglich auf dem Unterschriftsfeld zu 
unterschreiben. 

8.2 Sorgfältige Aufbewahrung der Karte 
Die Karte ist mit besonderer Sorgfalt aufzubewahren, um zu verhindern, dass sie abhan-
den kommt oder missbräuchlich verwendet wird. Sie darf insbesondere nicht unbeaufsich-
tigt im Kraftfahrzeug aufbewahrt werden. Denn jede Person, die im Besitz der Karte ist, hat 
die Möglichkeit, mit ihr missbräuchliche Verfügungen zu tätigen.

8.3 Geheimhaltung der PIN
Der Karteninhaber hat dafür Sorge zu tragen, dass keine andere Person Kenntnis von 
seiner persönlichen Geheimzahl (PIN) erlangt. Sie darf insbesondere nicht auf der Karte 
vermerkt oder in anderer Weise zusammen mit dieser aufbewahrt werden. Jede Person, 
die die PIN kennt und in den Besitz der Karte kommt beziehungsweise die Mastercard-
Nummer kennt, hat die Möglichkeit, missbräuchliche Verfügungen zu tätigen (zum Beispiel 
Geld an Geldautomaten abzuheben). 

8.4 Schutz der Authentifizierungselemente für Online-Bezahlvorgänge
Der Karteninhaber hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um seine mit der Bank 
vereinbarten Authentifizierungselemente für Online-Bezahlvorgänge (siehe Nummer 3 Ab-
satz 1 letzter Unterabsatz dieser Bedingungen) vor unbefugtem Zugriff zu schützen. An-
sonsten besteht die Gefahr, dass die Authentifizierungselemente für Online-Bezahlvor-
gänge missbräuchlich verwendet oder in sonstiger Weise nicht autorisiert genutzt 
werden. 
Zum Schutz der einzelnen Authentifizierungselemente für Online-Bezahlvorgänge hat der 
Karteninhaber vor allem Folgendes zu beachten: 

(a) Wissenselemente, wie z. B. das Online-Passwort, sind geheim zu halten; sie dürfen 
insbesondere
•	 nicht mündlich (zum Beispiel telefonisch oder persönlich) mitgeteilt werden,
•	 nicht außerhalb von Online-Bezahlvorgängen in Textform (z. B. per E-Mail oder Messen-

ger-Dienst) weiter gegeben werden,
•	 nicht ungesichert elektronisch gespeichert (zum Beispiel Speicherung des Online-Pass-
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worts im Klartext im mobilen Endgerät) werden und
•	 nicht auf einem Gerät notiert oder als Abschrift zusammen mit einem Gerät aufbewahrt 

werden, das als Besitzelement (zum Beispiel mobiles Endgerät) oder zur Prüfung des 
Seinselements (z. B. mobiles Endgerät mit Anwendung für Kreditkartenzahlung und Fin-
gerabdrucksensor) dient.

(b) Besitzelemente, wie zum Beispiel ein mobiles Endgerät, sind vor Missbrauch zu schüt-
zen, insbesondere
•	 ist sicherzustellen, dass unberechtigte Personen auf das mobile Endgerät des Kartenin-

habers (zum Beispiel Mobiltelefon) nicht zugreifen können ,
•	 ist dafür Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf dem mobilen Endgerät (z. B. 

Mobiltelefon) befindliche Anwendung für Kreditkartenzahlungen (zum Beispiel Karten-
App, Authentifizierungs-App) nicht nutzen können,

•	 ist die Anwendung für Online-Bezahlvorgänge (zum Beispiel Karten-App, Authentifizie-
rungs-App) auf dem mobilen Endgerät des Teilnehmers zu deaktivieren, bevor der Teil-
nehmer den Besitz an diesem mobilen Endgerät aufgibt (z. B. durch Verkauf oder Ent-
sorgung des Mobiltelefons) und

•	 dürfen die Nachweise des Besitzelements (z. B. TAN) nicht außerhalb der Online-Be-
zahlvorgänge mündlich (z. B. per Telefon) oder in Textform (z. B. per E-Mail, Messenger-
Dienst) weiter gegeben werden.

(c) Seinselemente, wie z. B. Fingerabdruck des Karteninhabers, dürfen auf einem mobilen 
Endgerät des Karteninhabers für Online-Bezahlvorgänge nur dann als Authentifizierungs-
element verwendet werden, wenn auf dem mobilen Endgerät keine Seinselemente ande-
rer Personen gespeichert sind. Sind auf dem mobilen Endgerät, das für das Online-Be-
zahlvorgänge genutzt wird, Seinselemente anderer Personen gespeichert, ist für 
Online-Bezahlvorgänge das von der Bank ausgegebene Wissenselement (z. B. Online-
Passwort) zu nutzen und nicht das auf dem mobilen Endgerät gespeicherte 
Seinselement.

8.5 Kontrollpflichten bei Online-Bezahlvorgängen
Sollten bei Online-Bezahlvorgängen an den Karteninhaber Angaben zum Zahlungsvor-
gang (zum Beispiel der Name des Vertragsunternehmens und der Verfügungsbetrag) mit-
geteilt werden, sind diese Daten vom Karteninhaber auf Richtigkeit zu prüfen.

8.6 Unterrichtungs- und Anzeigepflichten des Karteninhabers 

1. Stellt der Karteninhaber den Verlust oder Diebstahl seiner Karte, die missbräuchliche 
Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung von Karte, PIN oder für Online-
Bezahlvorgänge vereinbarter Authentifizierungselemente fest, so ist die Bank, und zwar 
möglichst die kontoführende Stelle, oder eine Repräsentanz des Mastercard-Verbundes 
unverzüglich zu unterrichten, um die Mastercard sperren zu lassen. Die Kontaktdaten, 
unter denen eine Sperranzeige abgegeben werden kann, werden dem Karteninhaber ge-
sondert mitgeteilt. Der Karteninhaber hat jeden Diebstahl oder Missbrauch auch unver-
züglich bei der Polizei anzuzeigen. 

2. Hat der Karteninhaber den Verdacht, dass eine andere Person unberechtigt in den Be-
sitz seiner Karte gelangt ist, eine missbräuchliche Verwendung oder eine sonstige nicht 
autorisierte Nutzung von Karte, PIN oder für Online-Bezahlvorgänge vereinbarter Authen-
tifizierungselemente vorliegt, muss er ebenfalls unverzüglich eine Sperranzeige 
abgeben.
Für den Ersatz einer verlorenen, gestohlenen, missbräuchlich verwendeten oder sonst 
nicht autorisiert genutzten Karte berechnet die Bank dem Karteninhaber das im Preis- und 
Leistungsverzeichnis der Bank ausgewiesene Entgelt, das allenfalls die ausschließlich 
und unmittelbar mit dem Ersatz verbundenen Kosten abdeckt. Satz 1 gilt nicht, wenn die 
Bank die Umstände, die zur Ausgabe der Ersatzkarte geführt haben, zu vertreten hat oder 
diese ihr zuzurechnen sind. 

3. Befindet sich auf der Karte ein TAN-Generator oder eine Signaturfunktion für das On-
line-Banking, so hat die Sperre der Karte auch eine Sperrung des Online-Banking-Zu-
gangs zur Folge.

4. Die Sperrung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung kommt nur gegenüber 
dem Unternehmen in Betracht, das die Zusatzanwendung in den Chip der Mastercard 
eingespeichert hat, und ist nur dann möglich, wenn das Unternehmen die Möglichkeit zur 
Sperrung seiner Zusatzanwendung vorsieht. Die Sperrung einer bankgenerierten Zusatz-
anwendung  kommt nur gegenüber der kartenausgebenden Bank in Betracht und richtet 
sich nach dem mit der kartenausgebenden Bank abgeschlossenen Vertrag.

5. Der Karteninhaber hat die Bank unverzüglich nach Feststellung einer nicht autorisierten 
oder fehlerhaft ausgeführten Kartenverfügung zu unterrichten.

9. Zahlungsverpflichtung des Karteninhabers
Die Bank ist gegenüber Vertragsunternehmen sowie den Kreditinstituten, die die Master-
card an ihren Geldautomaten akzeptieren, verpflichtet, die vom Karteninhaber mit der 
Karte getätigten Umsätze zu begleichen.

Die Bank unterrichtet den Karteninhaber mindestens einmal monatlich auf dem vereinbar-
ten Weg über alle im Zusammenhang mit der Begleichung der Kartenumsätze entstehen-
den Aufwendungen. Mit Karteninhabern, die keine Verbraucher sind, wird die Art und 
Weise sowie die zeitliche Folge der Unterrichtung gesondert vereinbart. Der Betrag ist 
fällig, nachdem die Bank dem Karteninhaber Abrechnung erteilt hat. Nach Erteilung der 
Abrechnung werden die Umsätze dem vereinbarten Abrechnungskonto belastet.

Einwendungen und sonstige Beanstandungen des Karteninhabers aus seinem Vertrags
verhältnis zu dem Vertragsunternehmen, bei dem die Karte eingesetzt wurde, sind unmit-
telbar gegenüber dem Vertragsunternehmen geltend zu machen.

10. Fremdwährungsumrechnung
Nutzt der Karteninhaber die Karte für Verfügungen, die nicht auf Euro lauten, wird das 
Konto gleichwohl in Euro belastet. Die Bestimmung des Kurses bei Fremdwährungsge-
schäften ergibt sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“. Eine Änderung des in der 
Umrechnungsregelung genannten Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne 
vorherige Benachrichtigung des Karteninhabers wirksam. 

11. Entgelte
1. Die vom Karteninhaber gegenüber der Bank geschuldeten Entgelte ergeben sich aus 
dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“ der Bank. 
2. Änderungen der Entgelte werden dem Karteninhaber spätestens zwei Monate vor dem 
Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Karteninhaber mit der 
Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg ver-
einbart (z. B. das Online-Banking), können die Änderungen auch auf diesem Wege ange-
boten werden. 
Der Karteninhaber kann den Änderungen vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirk-
samwerdens entweder zustimmen oder sie ablehnen. 
Die Zustimmung des Karteninhabers gilt als erteilt, wenn er seine Ablehnung nicht vor dem 
vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen angezeigt hat. Auf die-
se Genehmigungswirkung wird ihn die Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen.
Werden dem Karteninhaber Änderungen der Entgelte angeboten, kann er diese Ge-
schäftsbeziehung vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ände-
rungen auch fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird ihn die 
Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen.
Die Änderung von Entgelten für den Zahlungsdiensterahmenvertrag (Girovertrag) richtet 
sich nach Nr. 12 Abs. 5 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen. 

3. Bei Entgelten und deren Änderung für Zahlungen von Karteninhabern, die keine Ver-
braucher sind, bleibt es bei den Regelungen in Nr. 12 Absätze 2 bis 6 der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen.

12. �Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatz­
ansprüche des Karteninhabers 

12.1 Erstattung bei nicht autorisierter Kartenverfügung
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung in Form 
•	 der Abhebung von Bargeld oder 
•	 der Verwendung der Karte zur Bezahlung bei einem Vertragsunternehmen
hat die Bank gegen den Karteninhaber keinen Anspruch auf Erstattung ihrer 
Aufwendungen. 
Die Bank ist verpflichtet, dem Karteninhaber den Betrag ungekürzt zu erstatten. Wurde der 
Betrag einem Konto belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es 
sich ohne die nicht autorisierte Kartenverfügung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist 
spätestens bis zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu 
erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Kartenzah-
lung nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat 
die Bank einer zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrü-
gerisches Verhalten des Karteninhabers vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Bank ihre 
Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsver-
dacht nicht bestätigt.

12.2 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer 
autorisierten Kartenverfügung 

1. Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Karten-
verfügung in Form 

	• der Abhebung von Bargeld oder
	• der Verwendung der Karte zur Bezahlung bei einem Vertragsunternehmen

kann der Karteninhaber von der Bank die unverzügliche und ungekürzte Erstattung des 
Verfügungsbetrages insoweit verlangen, als die Kartenverfügung nicht erfolgte oder feh-
lerhaft war. Wurde der Betrag einem Konto belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den 
Stand, auf dem es sich ohne die nicht erfolgte oder fehlerhafte Kartenverfügung befunden 
hätte. 

2. Der Karteninhaber kann über den Abs. 1 hinaus von der Bank die Erstattung der Entgel-
te und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten 
oder fehlerhaften Ausführung der autorisierten Kartenverfügung in Rechnung gestellt oder 
seinem Konto belastet wurden.

3. Geht der Zahlungsbetrag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers erst 
nach Ablauf der Ausführungsfrist in Nr. I.6 ein (Verspätung), kann der Zahlungsempfänger 
von seinem Zahlungsdienstleister verlangen, dass dieser die Gutschrift des Zahlungsbe-
trages auf dem Konto des Zahlungsempfängers so vornimmt, als sei die Kartenzahlung 
ordnungsgemäß ausgeführt worden. Die Pflicht nach Satz 1 gilt nicht wenn der Kartenin-
haber kein Verbraucher ist.

4. Wurde eine autorisierte Kartenverfügung nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die Bank 
die Kartenverfügung auf Verlangen des Karteninhabers nachvollziehen und ihn über das 
Ergebnis unterrichten.
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12.3 Schadensersatzansprüche des Karteninhabers aufgrund einer nicht autori­
sierten oder einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten 
Kartenverfügung
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung oder im Falle einer nicht erfolgten, feh-
lerhaften oder verspäteten Ausführung einer autorisierten Kartenverfügung kann der Kar-
teninhaber von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von Nr. I.12.1 und I.12.2 erfasst 
ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten 
hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last 
fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei 
einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der Karteninhaber vorgegeben hat. Handelt es 
sich bei dem Karteninhaber nicht um einen Verbraucher oder erfolgt der Einsatz der Karte 
in einem Land außerhalb Deutschlands und des Europäischen Wirtschaftsraumes1, be-
schränkt sich die Haftung der Bank für das Verschulden einer an der Abwicklung des 
Zahlungsvorgangs beteiligten Stelle auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung einer 
solchen Stelle. Hat der Karteninhaber durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung 
des Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in 
welchem Umfang Bank und Karteninhaber den Schaden zu tragen haben. Die Haftung 
nach diesem Absatz ist auf 12.500 EUR je Kartenverfügung begrenzt. Diese betragsmäßi-
ge Haftungsbeschränkung gilt nicht 
•	 für nicht autorisierte Kartenverfügungen, 
•	 bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,
•	 für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, und 
•	 für den dem Karteninhaber entstandenen Zinsschaden, wenn der Karteninhaber Ver-

braucher ist.

12.4 Frist für die Geltendmachung von Ansprüchen nach Nummern I.12.1 bis I.12.3
Ansprüche gegen die Bank nach Nummern I.12.1 bis I.12.3 sind ausgeschlossen, wenn 
der Karteninhaber die Bank nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit 
der Kartenverfügung darüber unterrichtet hat, dass es sich um eine nicht autorisierte, nicht 
erfolgte oder fehlerhafte Kartenverfügung handelt. Der Lauf der 13-monatigen Frist be-
ginnt nur, wenn die Bank den Karteninhaber über die aus der Kartenverfügung resultieren-
de Belastungsbuchung entsprechend dem für Umsatzinformationen vereinbarten Weg, 
spätestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; ande-
renfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Haftungsansprüche 
nach Nr. I.12.3 kann der Karteninhaber auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend ma-
chen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war. 

12.5 Erstattungsanspruch bei autorisierter Kartenverfügung ohne genaue Be­
tragsangabe und Frist für die Geltendmachung des Anspruchs 

1. Der Karteninhaber kann von der Bank die unverzügliche und ungekürzte Erstattung des 
Verfügungsbetrages verlangen, wenn er eine Kartenverfügung bei einem Vertragsunter-
nehmen in der Weise autorisiert hat, dass 
•	 bei der Autorisierung der genaue Betrag nicht angegeben wurde und
•	 der Zahlungsvorgang den Betrag übersteigt, den der Karteninhaber entsprechend sei-

nem bisherigen Ausgabeverhalten, dem Inhalt des Kartenvertrages und den jeweiligen 
Umständen des Einzelfalles hätte erwarten können; mit einem etwaigen Währungsum-
tausch zusammenhängende Gründe bleiben außer Betracht, wenn der vereinbarte Re-
ferenzwechselkurs zugrunde gelegt wurde.

Der Karteninhaber ist verpflichtet, gegenüber der Bank die Sachumstände darzulegen, 
aus denen er seinen Erstattungsanspruch herleitet.

2. Der Anspruch auf Erstattung ist ausgeschlossen, wenn er nicht innerhalb von acht Wo-
chen nach dem Zeitpunkt der Belastung des Umsatzes auf dem Abrechnungskonto ge-
genüber der Bank geltend gemacht wird.

12.6 Haftungs- und Einwendungsausschluss
Ansprüche des Karteninhabers gegen die Bank nach Nummern I.12.1 bis I.12.5 sind aus-
geschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände
•	 auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank 

keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt von ihr 
nicht hätten vermieden werden können, oder

•	 von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigeführt wurden.

13. �Haftung des Karteninhabers für nicht autorisierte 
Kartenverfügungen

13.1 Haftung des Karteninhabers bis zur Sperranzeige   

1. Verliert der Karteninhaber seine Karte oder PIN, werden sie ihm gestohlen, kommen sie 
ihm sonst abhanden oder werden die Karte oder die für Online-Bezahlvorgänge vereinbar-
ten Authentifizierungselemente sonst missbräuchlich verwendet und kommt es dadurch zu 
nicht autorisierten Kartenverfügungen in Form 
•	 der Abhebung von Bargeld oder 
•	 der Verwendung der Karte zur Bezahlung bei einem Vertragsunternehmen,

so haftet der Karteninhaber für Schäden, die bis zum Zeitpunkt der Sperranzeige verur-
sacht werden, in Höhe von maximal 50 EUR, ohne dass es darauf ankommt, ob den Kar-
teninhaber an dem Verlust, Diebstahl oder sonstigen Abhandenkommen oder sonstigem 
Missbrauch ein Verschulden trifft.

2. Der Karteninhaber haftet nicht nach Absatz 1, wenn
	• es ihm nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den Diebstahl, das Abhandenkommen 

oder eine sonstige missbräuchliche Verwendung der Karte oder der für Online-
Bezahlvorgänge vereinbarten Authentifizierungselemente vor dem nicht autorisierten 
Zahlungsvorgang zu bemerken, oder

	• der Verlust der Karte durch einen Angestellten, einen Agenten, eine Zweigniederlas-
sung der Bank oder eine sonstige Stelle, an die Tätigkeiten der Bank ausgelagert 
wurden, verursacht worden ist.

3. Handelt es sich bei dem Karteninhaber nicht um einen Verbraucher oder erfolgt der 
Einsatz der Karte in einem Land außerhalb Deutschlands und des Europäischen Wirt-
schaftsraumes18, trägt der Karteninhaber den aufgrund nicht autorisierter Kartenverfügun-
gen entstehenden Schaden nach Abs. 1 auch über einen Betrag von maximal 50 EUR 
hinaus, wenn der Karteninhaber die ihm nach diesen Bedingungen obliegenden Pflichten 
fahrlässig verletzt hat. Hat die Bank durch eine Verletzung ihrer Pflichten zur Entstehung 
des Schadens beigetragen, haftet die Bank für den entstandenen Schaden im Umfang des 
von ihr zu vertretenen Mitverschuldens. 

4. Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Verfügungen und hat der Karten-
inhaber in betrügerischer Absicht gehandelt oder seine Sorgfaltspflichten nach diesen 
Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, trägt der Karteninhaber den hier-
durch entstandenen Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des Karteninhabers 
kann insbesondere dann vorliegen, wenn
•	 er den Verlust oder den Diebstahl der Karte oder die missbräuchliche Verfügung der 

Bank oder einer Mastercard-Repräsentanz schuldhaft nicht unverzüglich mitgeteilt hat, 
nachdem er hiervon Kenntnis erlangt hat,

•	 die persönliche Geheimzahl oder das vereinbarte Wissenselement für Online-Bezahl-
vorgänge (zum Beispiel Online-Passwort) auf der Karte vermerkt oder zusammen mit 
der Karte verwahrt war (zum Beispiel im Originalbrief, in dem sie dem Karteninhaber 
mitgeteilt wurde),

•	 die persönliche Geheimzahl oder das vereinbarte Wissenselement für Online-Bezahl-
vorgänge (zum Beispiel Online-Passwort) einer anderen Person mitgeteilt und der Miss-
brauch dadurch verursacht wurde.

5. Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, für den der Verfügungsrahmen 
gilt, verursacht werden, beschränkt sich jeweils auf den für die Karte geltenden 
Verfügungsrahmen.

6. Der Karteninhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absätzen 1, 3 und 4 
verpflichtet, wenn der Karteninhaber die Sperranzeige nicht abgeben konnte, weil die 
Bank nicht die Möglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte.

7. Abweichend von den Absätzen 1, 3 und 4 ist der Karteninhaber nicht zum Schadenser-
satz verpflichtet, wenn die Bank vom Karteninhaber eine starke Kundenauthentifizierung 
im Sinne des § 1 Absatz 24 Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) nicht verlangt hat oder 
der Zahlungsempfänger oder sein Zahlungsdienstleister diese nicht akzeptiert hat, obwohl 
die Bank zur starken Kundenauthentifizierung nach § 55 ZAG verpflichtet war. Eine starke 
Kundenauthentifizierung erfordert die Verwendung von zwei voneinander unabhängigen 
Authentifizierungselementen aus den Kategorien Wissen (etwas, das der Karteninhaber 
weiß, zum Beispiel PIN oder Online-Passwort), Besitz (etwas, das der Karteninhaber be-
sitzt, zum Beispiel Kreditkarte oder mobiles Endgerät) oder Sein (etwas, das der Kartenin-
haber ist, zum Beispiel Fingerabdruck).

8. Die Absätze 2, 5 bis 7 finden keine Anwendung, wenn der Karteninhaber in betrügeri-
scher Absicht gehandelt hat.

13.2 Haftung des Karteninhabers ab Sperranzeige 
Sobald der Verlust oder Diebstahl der Karte, die missbräuchliche Verwendung oder eine 
sonstige nicht autorisierte Nutzung von Karte, PIN oder für Online-Bezahlvorgänge verein-
barter Authentifizierungselemente gegenüber der Bank oder einer Mastercard-Repräsen-
tanz angezeigt wurde, übernimmt die Bank alle danach durch Verfügungen in Form 
•	 der Abhebung von Bargeld oder
•	 der Verwendung der Karte zur Bezahlung bei einem Vertragsunternehmen
entstehenden Schäden. Handelt der Karteninhaber in betrügerischer Absicht, trägt der 
Karteninhaber auch die nach der Sperranzeige entstehenden Schäden.

14. Gesamtschuldnerische Haftung mehrerer Antragsteller
Für die Verbindlichkeiten aus einer gemeinsam beantragten Mastercard haften die Antrag
steller als Gesamtschuldner, d. h. die Bank kann von jedem Antragsteller die Erfüllung 
sämtlicher Ansprüche fordern.
Jeder Antragsteller kann das Vertragsverhältnis nur mit Wirkung für alle Antragsteller je-
derzeit durch Kündigung beenden.
Jeder Antragsteller hat dafür Sorge zu tragen, dass die an ihn ausgegebene Karte mit 
Wirksamwerden der Kündigung unverzüglich an die Bank zurückgegeben wird. Die Auf-
wendungen, die aus der weiteren Nutzung einer Karte bis zu ihrer Rückgabe an die Bank 
entstehen, haben die Antragsteller ebenfalls gesamtschuldnerisch zu tragen. Unabhängig 
davon wird die Bank zumutbare Maßnahmen ergreifen, um Mastercard-Verfügungen nach 
der Kündigung des Mastercard-Vertragsverhältnisses zu unterbinden.

15. Eigentum und Gültigkeit der Karte
Die Karte bleibt im Eigentum der Bank. Sie ist nicht übertragbar. Die Karte ist nur für den 
auf der Karte angegebenen Zeitraum gültig. 
Mit der Aushändigung einer neuen, spätestens aber nach Ablauf der Gültigkeit, ist die 
Bank berechtigt, die alte Karte zurückzuverlangen. Endet die Berechtigung, die Karte zu 
nutzen, vorher (zum Beispiel durch Kündigung des Mastercard-Vertrages), so hat der 
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Karteninhaber die Karte unverzüglich an die Bank zurückzugeben. Auf der Mastercard 
befindliche unternehmensgenerierte Zusatzanwendungen hat der Karteninhaber bei dem 
Unternehmen, das die Zusatzanwendung auf die Mastercard aufgebracht hat, unverzüg-
lich entfernen zu lassen. Die Möglichkeit zur weiteren Nutzung einer bankgenerierten Zu-
satzanwendung richtet sich nach dem Vertragsverhältnis zwischen dem Karteninhaber 
und der kartenausgebenden Bank.
Die Bank behält sich das Recht vor, auch während der Laufzeit einer Karte diese gegen 
eine neue auszutauschen. Kosten entstehen dem Karteninhaber dadurch nicht.

16. Kündigungsrecht des Karteninhabers
Der Karteninhaber kann den Mastercard-Vertrag jederzeit ohne Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist kündigen.

17. Kündigungsrecht der Bank
Die Bank kann den Mastercard-Vertrag unter Einhaltung einer angemessenen,  
mindestens zweimonatigen Kündigungsfrist kündigen. Die Bank wird den Mastercard-
Vertrag mit einer längeren Kündigungsfrist kündigen, wenn dies unter Berücksichtigung 
der berechtigten Belange des Karteninhabers geboten ist.
Die Bank kann den Mastercard-Vertrag fristlos kündigen, wenn ein wichtiger Grund vor-
liegt, durch den die Fortsetzung des Mastercard-Vertrages auch unter angemessener Be-
rücksichtigung der berechtigten Belange des Karteninhabers für die Bank unzumutbar ist.
Ein solcher Grund liegt insbesondere vor, wenn der Karteninhaber unrichtige Angaben 
über seine Vermögenslage gemacht hat und die Bank hierauf die Entscheidung über den 
Abschluss des Mastercard-Vertrages gestützt hat oder wenn eine wesentliche Verschlech-
terung seiner Vermögenslage eintritt oder einzutreten droht und dadurch die Erfüllung der 
Verbindlichkeiten aus dem Mastercard-Vertrag gegenüber der Bank gefährdet ist. 

18. Folgen der Kündigung
Mit Wirksamwerden der Kündigung darf die Mastercard nicht mehr benutzt werden. Die 
Karte ist unverzüglich und unaufgefordert an die Bank zurückzugeben. Auf der Karte be-
findliche unternehmensgenerierte Zusatzanwendungen hat der Karteninhaber bei dem 
Unternehmen, das die Zusatzanwendung auf die Mastercard aufgebracht hat, unver
züglich entfernen zu lassen. Die Möglichkeit zur weiteren Nutzung einer bankgenerierten 
Zusatzanwendung richtet sich nach den für jene Zusatzanwendung geltenden Regeln.

19. Einziehung und Sperre der Mastercard

1. Die Bank darf die Karte sperren und den Einzug der Karte (zum Beispiel an Geldauto-
maten) veranlassen, 
•	 wenn sie berechtigt ist, den Kartenvertrag aus wichtigem Grund zu kündigen, 
•	 wenn sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der Karte dies rechtferti-

gen oder
•	 wenn der Verdacht einer nicht autorisierten oder betrügerischen Verwendung der Karte 

besteht.

Die Bank wird den Karteninhaber unter Angabe der hierfür maßgeblichen Gründe mög-
lichst vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der Sperre, über die Sperre unterrichten. 
Die Bank wird die Karte entsperren oder diese durch eine neue Karte ersetzen, wenn die 
Gründe für die Sperre nicht mehr gegeben sind. Auch hierüber unterrichtet sie den Karten-
inhaber unverzüglich.

2. Befindet sich auf der Karte für das Online-Banking ein TAN-Generator oder eine Signa-
turfunktion, so hat die Sperre der Karte auch eine Sperrung des Online-Banking-Zugangs 
zur Folge.

3. Hat der Karteninhaber auf einer eingezogenen Karte eine Zusatzanwendung gespei-
chert, so hat der Einzug der Karte zur Folge, dass er die Zusatzanwendung nicht mehr 
nutzen kann. Zum Zeitpunkt der Einziehung in der Karte gespeicherte unternehmensge-
nerierte Zusatzanwendungen kann der Karteninhaber von der Bank herausverlangen, 
nachdem diese die Karte von der Stelle, die die Karte eingezogen hat, zur Verfügung ge-
stellt bekommen hat. Die Bank ist berechtigt, das Herausgabeverlangen in Bezug auf die 
unternehmensgenerierten Zusatzanwendungen dadurch zu erfüllen, dass sie dem Karten-
inhaber die um die Zahlungsverkehrsfunktionen bereinigte Karte aushändigt. Die Möglich-
keit zur weiteren Nutzung einer auf der Karte befindlichen bankgenerierten Zusatzanwen-
dung richtet sich nach den für jene Zusatzanwendung geltenden Regeln.

20. Picture-Card
Sofern die Bank dem Karteninhaber die Möglichkeit anbietet, für das Design der Kreditkar-
teein Bild aus ihrer Motivgalerie oder ein individuelles Bild auszuwählen, gelten ergänzend 
folgende Bedingungen:

1. Der Karteninhaber ist für die Bildinhalte gegenüber der Bank und Dritten selbst 
verantwortlich.
2. Der Kunde hat bei der Auswahl des Bildes die Bestimmungen des Strafgesetzbuchs, 
des Gesetzes zum Schutz der Jugend, des Datenschutzrechts sowie Vorgaben für 
Erwachsenenangebote und weitere Jugendschutzbestimmungen zu beachten.

3. Insbesondere dürfen keine Bilder verwendet werden, die Telefonnummern, Nummern 
zur persönlichen Identifikation (z. B. Personalausweisnummer), Schriftzüge oder Webad-
ressen enthalten, eine Person der politischen Zeitgeschichte zeigen, einen unsozialen, 
politischen oder religiösen Hintergrund haben, Personen bei illegalem oder unsozialem 
Verhalten zeigen oder in sonstiger Weise gegen die guten Sitten verstoßen (z. B. porno-
graphische Abbildungen von Kindern oder Erwachsenen).

4. Der Karteninhaber sichert der Bank mit der Beauftragung zu, dass durch die ordnungs-
gemäße Auftragsabwicklung keine Urheber-, Marken- oder sonstige Rechte Dritter verletzt 
werden. Alle aus einer etwaigen Verletzung dieser Rechte entstehenden Folgen trägt aus-
schließlich der Karteninhaber.

5. Der Kunde haftet bei der von ihm zu vertretenden Verletzung von Rechten Dritter ge-
genüber diesen selbst und unmittelbar. Erhebt ein Dritter im Zusammenhang mit der Ver-
wendung des Bildinhalts Ansprüche gegen die Bank, so stellt der Kunde die Bank frei.

6. Die Bank ist berechtigt, jedoch nicht verpflichtet, vom Kunden in seiner Bestellung über-
tragene Bildinhalte auf Rechtmäßigkeit zu überprüfen. Sollten nach Meinung der Bank 
Bestandteile eines Bildinhaltes oder der gesamte Bildinhalt der Bestellung des Kunden 
gegen geltendes Recht oder diese besonderen Bedingungen verstoßen oder in sonstiger 
Weise die berechtigten Interessen der Bank beeinträchtigen, kann die Bank die Inhalte 
von der Fertigung ausschließen.

7. Die Bank leistet keine Gewähr für übereinstimmende Farben der Bilder mit den Original-
Bilddateien. Farbliche Differenzen werden als Reklamation nicht anerkannt. Weiterhinwer-
den keine Reklamationen anerkannt, die durch eine mangelhafte Qualität (z. B. Auflösung) 
der Original-Bilddateien hervorgerufen werden.

21. �Aufladen und Entladen des Kartenguthabens/  
Verfügungsrahmen

Soweit die Bank dem Karteninhaber eine Prepaid Kreditkarte anbietet, ist das Aufladen 
des Kartenguthabens auf dem Kartenkonto mittels Überweisung oder Dauerauftrag mög-
lich. Das Entladen des Kartenguthabens erfolgt durch die Nutzung der Prepaid Kreditkarte 
wie unter Nr. 1 beschrieben sowie durch Belastung von Entgelten, soweit nichts anderes 
vereinbart ist. Darüber hinaus kann vorhandenes Kartenguthaben auf das im Kartenantrag 
angegebene Abrechnungskonto zurücküberwiesen werden.

Zusatzanwendungen 
1. Speicherung von Zusatzanwendungen auf der Karte

1. Der auf der Kreditkarte befindliche Chip kann auch als Speichermedium für eine bank-
generierte Zusatzanwendung (z. B. in Form eines Jugendschutzmerkmals) oder für eine 
unternehmensgenerierte Zusatzanwendung (z. B. in Form eines elektronischen Fahr-
scheins) genutzt werden.

2. Die Nutzung einer bankgenerierten Zusatzanwendung richtet sich nach dem Rechtsver-
hältnis des Karteninhabers zur kartenausgebenden Bank. 

3. Eine unternehmensgenerierte Zusatzanwendung kann der Karteninhaber nach Maßga-
be des mit dem Unternehmen geschlossenen Vertrages nutzen. Es obliegt der Entschei-
dung des Karteninhabers, ob er seine Karte zur Speicherung einer unternehmensgene-
rierten Zusatzanwendung nutzen möchte. Die Speicherung einer unternehmensgenerierten 
Zusatzanwendung auf der Karte erfolgt am Terminal des Unternehmens nach Absprache 
zwischen dem Karteninhaber und dem Unternehmen. Kreditinstitute nehmen vom Inhalt 
der am Unternehmensterminal kommunizierten Daten keine Kenntnis.

2. �Verantwortlichkeit des Unternehmens für den Inhalt einer 
unternehmensgenerierten Zusatzanwendung

Die kartenausgebende Bank stellt mit dem Chip auf der Karte lediglich die technische 
Plattform zur Verfügung, die es dem Karteninhaber ermöglicht, in der Mastercard 
unternehmensgenerierte Zusatzanwendungen zu speichern. Eine Leistung, die das Unter-
nehmen über die unternehmensgenerierte Zusatzanwendung gegenüber dem Karten-in-
haber erbringt, richtet sich ausschließlich nach dem Inhalt des Vertragsverhältnisses zwi-
schen dem Kunden und dem Unternehmen.

3. Reklamationsbearbeitung bei Zusatzanwendungen

1. Einwendungen, die den Inhalt einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung be-
treffen, hat der Karteninhaber ausschließlich gegenüber dem Unternehmen geltend zu 
machen, das die Zusatzanwendung in die Karte eingespeichert hat. Das Unternehmen 
bearbeitet derartige Einwendungen auf Basis der bei ihm gespeicherten Daten. Der Kar-
teninhaber darf die Mastercard zum Zwecke der Reklamationsbearbeitung nicht dem Un-
ternehmen aushändigen.

2. Einwendungen, die den Inhalt einer bankgenerierten Zusatzanwendung betreffen, hat 
der Karteninhaber ausschließlich gegenüber der Bank geltend zu machen.

4. �Keine Angabe der von der Bank an den Karteninhaber 
ausgegebenen PIN bei unternehmensgenerierten Zusatzan­
wendungen

Bei der Speicherung, inhaltlichen Änderung oder Nutzung einer unternehmensgenerierten 
Zusatzanwendung auf der Kreditkarte wird die von der kartenausgebenden Bank an den 
Karteninhaber ausgegebene PIN nicht eingegeben. 
Sofern das Unternehmen, das eine unternehmensgenerierte Zusatzanwendung in die 
Mastercard eingespeichert hat, dem Karteninhaber die Möglichkeit eröffnet, den Zugriff 
auf diese Zusatzanwendung mit einem separaten, von ihm wählbaren Legitimations
medium abzusichern, so darf der Karteninhaber zur Absicherung der unternehmensgene-
rierten Zusatzanwendung nicht die PIN verwenden, die ihm von der kartenausgebenden 
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Bank für die Nutzung der Zahlungsverkehrsanwendungen zur Verfügung gestellt worden 
ist.

5. Sperrmöglichkeit von Zusatzanwendungen
Die Sperrung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung kommt nur gegenüber 
dem Unternehmen in Betracht, das die Zusatzanwendung in den Chip der Mastercard 
eingespeichert hat, und ist nur dann möglich, wenn das Unternehmen die Möglichkeit zur 
Sperrung seiner Zusatzanwendung vorsieht. Die Sperrung von bankgenerierten Zusatz-
anwendungen kommt nur gegenüber der Bank in Betracht und richtet sich nach dem mit 
der Bank geschlossenen Vertrag.

6. Nutzung von Mobile Payment Anwendungen (derzeit: Apple 
Pay, Google Pay & Garmin Pay)
Die Bank ermöglicht Inhabern einer von ihr ausgegebenen physischen oder virtuellen 
Mastercard, mittels Mobile Payment weitere kartenbezogene Services zu nutzen. 

Die Nutzung von Mobile Payments setzt voraus, dass der Karteninhaber über ein entspre-
chend ausgestattetes kompatibles  mobiles Endgerät verfügt. Es obliegt dem Karteninha-
ber sich vor Nutzung des jeweiligen Mobilen Payments darüber zu informieren, ob die von 
dem Karteninhaber verwendete Software eine Nutzung seines gewählten Mobile Payment 
Anbieters ermöglicht.

Vor einer erstmaligen Nutzung von Mobile Payments ist in der Regel eine Akzeptanz der 
Bedingungen des gewählten Mobile Payment Anbieters sowie eine Registrierung mit der 
Mastercard erforderlich. 

Die Datenverarbeitung innerhalb von Mobile Payment richtet sich grundsätzlich nach den 
Nutzungsbedingungen und Datenschutzbestimmungen des Verantwortlichen. Verantwort-
licher im Sinne des Datenschutzes ist der jeweilige Mobile Payment Anbieter. Mit dem 
Akzeptieren der Nutzungsbedingungen und der Registrierung für das Mobile Payment 
erteilt der Nutzer der Bank den Auftrag, die zur Leistungserbringung erforderlichen perso-
nenbezogenen Daten zu verarbeiten, insbesondere die virtuelle Kartendaten (Token), die 
Umsätze und die Umsatzanfragen zu erheben und für den Zeitraum der Leistungserbrin-
gung zu speichern. 

Die Abwicklung der durch das Mobile Payment ausgelösten Zahlung erfolgt durch Master-
card International Incorporated mit Sitz in New York, USA, auf der Grundlage der von der 
Europäischen Kommission vorgegebenen Vertragsregelungen zum Datenschutz.

Die Nutzung von Mobile Payments ist bis zum Zeitpunkt der Deaktivierung der Funktion 
durch den Kunden möglich. 

Ferner hat der Karteninhaber dafür Sorge zu tragen, dass die von ihm genutzten Mobile 
Payment Anbieter nicht von unberechtigten Dritten missbräuchlich genutzt werden 
können. 

Um die Transaktionen zu schützen, verwenden Mobile Payment Anbieter in der Regel  
Sicherheitsfunktionen, die in Hardware oder Software des für die Nutzung des Mobile 
Payments gewählten mobilen Endgerätes integriert sind. Darüber hinaus ist in der Regel 
zur Verwendung der Mobile Payment Funktion ein Code für das gewählte Endgerät einzu-
richten (z.B. Face ID oder Touch ID). 

Insoweit ist der Karteninhaber dafür verantwortlich, ausschließlich seine eigenen biomet-
rischen Daten im mobilen Endgerät zu hinterlegen. Er darf keiner anderen Person die 
Möglichkeit geben, Kenntnis über den gewählten Code  zu erlangen. Die Speicherung 
biometrischer Daten Dritter zum Entsperren des mobiles Endgeräts  sowie das Teilen des 
Passcodes mit Dritten ermöglicht diesen, verifizierte Transaktionen zu tätigen, und ent-
spricht damit der Verletzung der Pflicht zur Geheimhaltung der PIN. Sollte ein Dritter 
Kenntnis über den Code erlangt haben, hat der Karteninhaber diesen unverzüglich zu 
ändern. Der Code sollte nicht aus dem Geburtsdatum, Zahlenfolgen oder sonstigen ein-
fach zu erratenen Sequenzen bestehen. Der Karteninhaber darf die Mobile Payment An-
bieter auf keinem mobilem Endgerät verwenden, bei welchem die Nutzungsbeschränkun-
gen in nicht autorisierter Weise umgangen wurden (sogenannter „Jailbreak“), da bei 
diesen Endgeräten ein ausreichender Schutz gegen Angriffe und Betrugsversuche nicht 
mehr gewährleistet werden kann. 

Des Weiteren hat der Karteninhaber die Bank unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen, 
sollte das mobile Endgerät, auf dem Mobile Payment Anbieter eingerichtet wurden, ge-
stohlen werden/verloren gehen, um die Mastercard sperren zu lassen.

7. Deaktivierung von Mobile Payments (Funktion)
Der Karteninhaber kann die Nutzung von Mobile Payments ohne Angabe von Gründen 
jederzeit einstellen und/oder seine Mastercard  von der Nutzung der Funktion innerhalb 
des gewählten Mobile Payment Anbieters abmelden.

Der Karteninhaber kann die Funktion auch nach erfolgter Löschung nutzen, muss sich 
aber hierzu erneut bei dem gewählten Mobile Payment Anbieter registrieren. Mit der Kün-
digung der hinterlegten Mastercard wird auch das gewählte Mobile-Payment  für diese 
Debit- oder Kreditkarte deaktiviert.

Änderungen der Geschäftsbedingungen
Änderungen dieser Geschäftsbedingungen werden dem Karteninhaber spätestens zwei 
Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angebo-
ten. Hat der Karteninhaber mit der Bank im Rahmen seiner Geschäftsbeziehung einen 
elektronischen Kommunikationsweg vereinbart (z. B. das Online-Banking), können die 
Änderungen auch auf diesem Weg angeboten werden. Der Karteninhaber kann den Än-
derungen vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens entweder zustim-
men oder sie ablehnen. Die Zustimmung des Karteninhabers gilt als erteilt, wenn er seine 
Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderun-
gen angezeigt hat. Auf diese Genehmigungswirkung wird ihn die Bank in ihrem Angebot 
besonders hinweisen. 
Werden dem Kunden Änderungen dieser Bedingungen angeboten, kann er dziese 
Geschäftsbeziehung vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ände-
rungen auch fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird ihn die 
Bank in ihrem Angebot besonders hinweisen.

Beschwerde- und Alternative Streitbeilegungs­
verfahren
Der Karteninhaber hat folgende außergerichtliche Möglichkeiten:
•	 Der Karteninhaber kann sich mit einer Beschwerde an die im Preis- und Leistungsver-

zeichnis genannte Kontaktstelle der Bank wenden. Die Bank wird Beschwerden in Text-
form (zum Beispiel mittels Brief, Telefax oder E-Mail) beantworten.

•	 Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der Verbraucherschlichtungsstelle „Om-
budsmann der privaten Banken“ (www.bankenombudsmann.de) teil. Dort hat der Ver-
braucher die Möglichkeit, zur Beilegung einer Streitigkeit mit der Bank den Ombuds-
mann der privaten Banken anzurufen. Betrifft der Beschwerdegegenstand eine 
Streitigkeit über einen Zahlungsdienstevertrag (§ 675f des Bürgerlichen Gesetzbuches), 
können auch Karteninhaber, die keine Verbraucher sind, den Ombudsmann der privaten 
Banken anrufen. Näheres regelt die „Verfahrensordnung für die Schlichtung von Kun-
denbeschwerden im deutschen Bankgewerbe“, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt 
wird oder im Internet unter www.bankenverband.de abrufbar ist. Die Beschwerde ist in 
Textform (zum Beispiel mittels Brief, Telefax oder E-Mail) an die Kundenbeschwerdestel-
le beim Bundesverband deutscher Banken e. V., Postfach 04 03 07, 10062 Berlin, Fax 
(030) 1663-3169, E-Mail ombudsmann@bdb.de, zu richten.

•	 Ferner besteht für den Karteninhaber die Möglichkeit, sich jederzeit schriftlich oder zur 
dortigen Niederschrift bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Grau-
rheindorfer Straße 108, 53117 Bonn, über Verstöße der Bank gegen das Zahlungsdien-
steaufsichtsgesetz (ZAG), die §§ 675c bis 676c des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) 
oder gegen Artikel 248 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
(EGBGB) zu beschweren.

•	 Die Europäische Kommission hat unter http://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Euro-
päische Online-Streitbeilegungsplattform (OS-Plattform) errichtet. Die OS-Plattform 
kann ein Verbraucher für die außergerichtliche Beilegung einer Streitigkeit aus Online-
Verträgen mit einem in der EU niedergelassenen Unternehmen nutzen.
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